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Das EBG unterstützt mit diesen Finanz-

hilfen innovative und praxisnahe Pro-

jekte mit langfristiger Wirkung sowie 

Be ratungsstellen. Seit 2009 können auch 

Unternehmen für ihre Projekte zur 

Gleichstellung Finanzhilfe beantragen. 

Im Jahr 2010 standen für die Förderung 

gesamthaft 4,3 Millionen Franken zur 

Verfügung. Auf der Projektdatenbank 

www.topbox.ch findet sich eine um-

fangreiche Sammlung von praxiser-

probten Gleichstellungsprojekten – ein 

Fundus an Erfahrungen und Ideen für 

eigene Projekte.

Der Termin zum Einreichen von Fi-

nanzierungsgesuchen für allgemeine 

Förderprojekte ist am 28. Januar 2011. Ge-

suche zur Unterstützung von unterneh-

mensinternen Projekten zur Gleich-

stellung können jederzeit eingereicht 

werden. � (EBG / S. O.)

www.gleichstellung-schweiz.ch

www.topbox.ch

Finanzhilfen nach dem Gleichstellungsgesetz

Das Eidgenössische Büro für die Gleichstellung von Frau und Mann (EBG) fördert mit Finanzhilfen  

die Chancengleichheit im Erwerbsleben. Basis dafür ist das Gleichstellungsgesetz.

Die Suva verzeichnete im Jahr 2009 über 

15 000 Unfälle. In diesem Jahr wird die 

Zahl nochmals steigen. «Neben dem 

menschlichen Leid, das hinter jedem 

Unfall steckt, verursachen diese Unfälle 

auch erhebliche Kosten», schreibt die 

Suva. Sie wendete im Durchschnitt der 

vergangenen zehn Jahre in der Unfall-

versicherung für Arbeitslose jährlich 

136 Millionen Franken für Heilkosten, 

Taggelder und Renten auf.

Ziel des Projekts ist es, die durchschnittli-

che Dauer des Bezugs von Unfalltag-

geldern zu verkürzen. Derzeit sind Ar-

beitslose nach einem Unfall mehr als 

anderthalb Mal so lang arbeitsunfähig 

wie verunfallte Berufstätige. Sie bezie-

hen durchschnittlich während 69 Tagen 

Unfalltaggelder, verunfallte Berufstätige 

sind im Durchschnitt während 44 Tagen 

auf Unfalltaggelder angewiesen. Gar 

mehr als doppelt so hoch ist laut Suva 

das Risiko, als Arbeitsloser zum Inva-

lidenrentner zu werden, nämlich mit 

9 Renten pro 1000 Unfälle gegenüber 

4 Renten pro 1000 Unfälle bei den Be-

rufstätigen. Dies führt dazu, dass der 

Unfall eines Arbeitslosen mit durch-

schnittlich 8300 Franken fast doppelt 

so teuer ist wie der Unfall einer berufs-

tätigen Person mit 4800 Franken.

Aus diesem Grund verstärkt die Suva 

die Eingliederungsstrategie, die eng mit 

dem Seco und den RAV abgestimmt ist. 

Entscheidend sei, dass die Suva mög-

lichst früh vom Unfall erfahre und so 

rasch erkennen könne, welche Verunfall-

ten eine intensive Betreuung benötigen. 

Arbeitslose im Projektgebiet erhalten ab 

sofort eine kreditkartengrosse Notfall-

karte mit den Angaben, wo sie einen 

Unfall melden müssen. Ebenso sollen 

vorab Hausärzte für die rasche Wieder-

eingliederung sensibilisiert werden.

Am zweijährigen Versuch zur verbes-

serten Integration verunfallter Arbeits-

loser beteiligen sich die Suva-Agenturen 

in Aarau, Genf und Linth (Ziegelbrücke). 

Die Projektkosten von zwei Millionen 

Franken teilen sich Suva und Seco. Die 

verbesserte Betreuung soll die jährlichen 

Taggeldkosten von durchschnittlich rund 

50 Millionen Franken um 10 Prozent oder 

5 Millionen Franken reduzieren. �

(Suva / J. W.)

www.suva.ch

Verunfallte Arbeitslose schneller in Arbeitsmarkt zurück

Arbeitslose Menschen, die einen Unfall erleiden, sollen besser betreut werden. Sie sind im Durchschnitt 

anderthalb Mal so lange arbeitsunfähig wie verunfallte Berufstätige. Die Suva und das Staatssekretariat für 

Wirtschaft (Seco) haben deshalb ein Pilotprojekt lanciert.
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Verunfallte Arbeitslose sollen besser betreut und so schneller in den Arbeitsmarkt zurückgeführt werden.
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Robustes Wachstum

Economiesuisse erwartet für 2011 ein 

Wachstum des BIP von zwei Prozent, 

eine sinkende Arbeitslosigkeit und eine 

tiefe Inflationsrate.

Wie schon 2010 werden gemäss Economie-

suisse sowohl die Binnenwirtschaft als auch 

die Exportwirtschaft zulegen. Das Wachstum 

der Exportindustrie wird sich aber wegen 

der Frankenstärke deutlich abschwächen. 

Gebremst wird wegen der prekären Finanz-

situation vieler Staaten auch die chemisch-

pharmazeutische Industrie. Dagegen kann 

die Uhrenindustrie dank der weltweiten Nach-

frage positiv in die Zukunft schauen. Auch 

die Maschinenindustrie wächst, während 2011 

für den Schweizer Tourismus zum Stresstest 

werden dürfte.

Die Inflationsrate bleibt laut Economie-

suisse tief und dürfte rund ein Prozent be-

tragen. Die Nachfrage nach qualifizierten Ar-

beitskräften ist in einigen Branchen nach wie 

vor hoch. Die Arbeitslosenquote dürfte mode-

rat sinken – auf einen Jahresdurchschnitt von 

rund 3,2 Prozent. Wegen der Verschuldungs-

probleme in der EU und der Tendenz zur Bla-

senbildung in Schwellenländern ist das Wachs-

tum gemäss Economiesuisse aber mit hohen 

Abwärtsrisiken behaftet. Ein etwas tieferes 

Wachstum für 2011 erwarten die Konjunktur-

forschungsstelle der ETH (KOF) und BAK 

Basel. Sie rechnen mit einer Zunahme des 

BIP von 1,9 bzw. 1,7 Prozent und einer durch-

schnittlichen Arbeitslosenquote von 3,3 res-

pektive 3,4 Prozent. � (Pfi.)

Prognosen Economiesuisse

Veränderung gegenüber Vorjahr (%)

Quelle: Economiesuisse
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Den Ergebnissen des Manpower-Arbeits-

marktbarometers für das 1. Quartal 2011 

zufolge rechnen 8 Prozent der 786 be-

fragten Arbeitgeber mit einem Anstieg 

ihrer Beschäftigtenzahlen, während 4 

Prozent einen Rückgang und 88 Pro-

zent keine Veränderung erwarten. Die 

Netto-Arbeitsmarktprognose für das 

1. Quartal 2011 beläuft sich somit auf 

+ 4 Prozent (vgl. Grafik). Die saisonbe-

reinigte Netto-Arbeitsmarktprognose 

beträgt 0 Prozent, das entspricht damit 

dem Wert des 1. Quartals 2010. Im Ver-

gleich zum Vorquartal geht der Wert 

um 15 Prozentpunkte zu rück. Urs Schüp-

bach, Generaldirektor von Manpower 

Schweiz, erklärt: «Nachdem sich die Ar-

beitgeber im vergangenen Quartal ext-

rem optimistisch zeigten, pen deln sich 

die Beschäftigungsaussichten jetzt wie-

der auf einem durchschnittlichen Niveau 

ein, was für eine Stabilisierung des Ar-

beitsmarkts spricht.»

In sechs der sieben Schweizer Re-

gionen sind die Beschäftigungsaus-

sichten für das 1. Quartal 2011 positiv, 

das höchste Ergebnis meldet Zürich. Die 

Arbeitgeber in sechs der zehn Wirt-

schaftssektoren erwarten während des 

1. Quartals 2011 eine Erweiterung ih rer 

Personalbestände. Am optimistischsten 

sind sie im Bank- und Versicherungs-

wesen, Immobilien und Dienstleistungs-

sektor. � (Manpower / S. O.)

www.manpower.ch

Manpower-Arbeitsmarktbarometer 

Schweiz für das 1. Quartal 2011

Die neue Publikation «Reintegrations-

leitfaden Unfall» des Schweizerischen 

Versicherungsverbands (SVV) ist ein In-

strument für alle, die Verunfallte auf 

ihrem Weg zur Genesung begleiten. Als 

Hilfsmittel soll sie dazu dienen, beim 

Heilverlauf nach einem Unfall Abwei-

chungen in Bezug auf den Normalfall 

zu erkennen. Die Publikation «Rein  - 

tegrationsleitfaden Unfall» kann herun-

tergeladen werden auf: www.svv.ch, Pu-

blikationen, Versicherungsme dizin. � 

(SVV/J.W.)

www.svv.ch

Neuer Leitfaden für 

die Reintegration nach Unfällen 

An unsere Abonnentinnen und Abonnenten

Sehr geehrte Leserinnen und Leser: Alljährlich haben Sie mit der letzten Januar- 

oder ersten Februarausgabe das Jahresinhaltsverzeichnis des Vorjahrs erhalten. 

Wir haben beschlossen, künftig auf dieses Printprodukt zu verzichten. Stattdessen 

publizieren wir die gesammelten Inhaltsverzeichnisse eines Jahrgangs als PDF auf 

unserer Webseite: Auf www.arbeitgeber.ch finden Sie unter «Schweizer Arbeitge-

ber» die gesammelten Inhaltsverzeichnisse 2010. � (S.O.)
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Netto-Arbeitsmarktprognose 

1. Quartal 2011

Quelle: Manpower
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Ein fehlender Balken bedeutet eine 

Netto-Arbeitsmarktprognose von 0 %.

Saisonbereinigte Werte

Netto-Arbeitsmarktprognose

Jetzt gibt es gute Gründe, im «Schweizer 
Arbeitgeber» Werbung zu schalten:

�� Der «Schweizer Arbeitgeber» ist die Zeitschrift des Schwei-
zerischen Arbeitgeberverbands, der 100 000 Unterneh-
mungen mit rund einer Million Beschäftigten repräsentiert. 
Die modern gestaltete Zeitschrift erscheint monatlich und 
umfasst einen deutschen und einen französischen Teil.

�� Der «Schweizer Arbeitgeber» liefert Informationen zu Unter-
nehmen, Branchen und Verbänden. Er vertieft Themen wie 
Arbeitsmarkt und Arbeitsrecht, Sozialversicherungen und 
Sozialpolitik, Bildung und Karriere oder Arbeit und Gesund-
heit. Er bezieht Stellung, debattiert mit Führungskräften 
und bietet Entscheidungsgrundlagen für Verantwortungs-
träger.

�� Der «Schweizer Arbeitgeber» hat rund 17 000 Leserinnen 
und Leser in der ganzen Schweiz. Mehr als 50 Prozent ge-
hören der obersten Führungsebene an. Die Zeitschrift ge-
niesst bei bei ihrer Leserschaft ein sehr gutes Image und 
steht für Seriosität, Glaubwürdigkeit und Kompetenz.

Nutzen Sie die ausgezeichnete Möglichkeit, für Ihr Unterneh-
men, Ihre Organisation oder Ihre Dienstleistungen zu werben. 

Am besten wenden Sie sich direkt an unsere Inserateagentur:

Lenzin + Partner GmbH

info@lenzinundpartner.ch

www.lenzinundpartner.ch

Telefon 062 844 44 88
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Bessere Ergebnisse 
als Resultat: Auch 
unternehmerische Gründe 
sprechen für mehr Frauen 
in Führungspositionen.

Frauen als Führungskräfte (1)

Taten statt Quoten: Damit mehr Frauen 
in Führungspositionen kommen
Der Anteil der Frauen in den Führungspositionen der Wirtschaft soll steigen: Ein Anliegen, 
das in der schweizerischen und europäischen Öffentlichkeit stark präsent ist. Wie 
kann dieses aus gesellschaftlicher, volkswirtschaftlicher und unternehmerischer Sicht 
notwendige Ziel erreicht werden – ohne gesetzliche Quote? Ruth Derrer Balladore und Silvia Oppliger

Wohl sind mehr und mehr Frauen in Führungs-
positionen der Wirtschaft tätig, doch bleibt noch 
viel zu tun. Laut dem Schilling-Report 2010 beträgt 
der Frauenanteil in den Verwaltungsräten (VR) der 
100 grössten Schweizer Unternehmen 10 Prozent, in 
den Geschäftsleitungen (GL) 4 Prozent.

Im europäischen Ausland sieht es ähnlich aus. 
In den VR der 340 grössten Firmen in 17 europäi-
schen Ländern (EU-15, Norwegen, Schweiz) kom-
men die Frauen auf 12,2 Prozent, so die Resultate 
einer Studie von Egon Zehnder International (2010). 
Die Anteile variieren von Land zu Land sehr stark. 
Finnland, Norwegen und Schweden weisen den 
höchsten Frauenanteil auf, Portugal, Italien und 
Luxemburg den tiefsten (siehe Grafik).

In Norwegen ist seit dem 1. Januar 2008 per Ge-
setz vorgeschrieben, dass mindestens 40 Prozent 
Frauen in den VR von börsenkotierten Unterneh-
men Einsitz haben müssen. Norwegen ist entspre-
chend der Spitzenreiter mit einem Frauenanteil 

von 42 Prozent. Doch auch Finnland und Schwe-
den mit knapp 30 Prozent liegen bedeutend über 
dem europäischen Durchschnitt – ohne gesetz-
liche Quote.

«Comply or explain» lautet die finnische Strate-
gie: Der Corporate-Governance-Code der börsen-
kotierten Unternehmen verlangt, dass Frauen und 
Männer in den VR vertreten sein müssen. Erfüllt 
ein Unternehmen diese Anforderung nicht, muss 
es sich dafür erklären. In Schweden existiert weder 
eine entsprechende Empfehlung noch eine gesetz-
liche Regelung.

In der Schweiz : Motion im Parlament
In vielen europäischen Ländern hingegen steht 
die gesetzlich festgelegte Quote im Moment zur 
Diskussion oder ist gar schon verankert (nebst Nor-
wegen Spanien und seit Januar auch Frankreich). 
In der Schweiz ist erneut eine entsprechende Mo-
tion im Parlament hängig.
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freudig, sind Frauen tendenziell risiko-
avers.

Es braucht also mehr Frauen in wirt-
schaftlichen Führungspositionen. Doch 
die Veränderung geschieht nicht von 
selbst. Also doch die Quote? Ohne Zwei-
fel wirkt diese Massnahme, und vor 
allem beschleunigt sie das Ganze. Doch 
zeigen Beispiele wie Finnland oder 
Schweden, dass es auch ohne geht.

Der Schweizerische Arbeitgeberver-
band spricht sich dezidiert gegen ei- 
ne gesetzlich festgelegte Frauenquote 
für Verwaltungsräte aus. Eine Quote 
schränkt die unternehmerische Freiheit 
unverhältnismässig ein, birgt das Risiko 
der Quotenfrauen – und trägt wenig 
dazu bei, den Frauenanteil auch in 
operativen Führungspositionen zu er-
höhen.

Auch bei weiblichen Führungskräf-
ten ist die Quote nicht sehr beliebt. Im 
vergangenen Juli publizierte das Wirt-
schaftsmagazin «Bilanz» einen Bericht, 
wonach von 20 befragten Unterneh-
merinnen, Managerinnen, Verwaltungs-
rätinnen und Professorinnen in der 
Schweiz nur zwei die Quote klar befür-
worteten. Die Begründung des gros-
sen Rests: Die Quote sei nicht das rich-
tige Mittel.

Höchste Zeit,  

sonst kommt die Quote
Allerdings: Falls sich in den nächsten 
Jahren weiterhin nichts ändert, würden 
einige dieser Frauen die Quote als Ul-
tima Ratio in Betracht ziehen. Es ist also 
höchste Zeit, den Frauenanteil in wirt-

Auch auf Ebene der Europäischen Union 
(EU) bewegt sich etwas: Ende Januar 
bekräftigte EU-Justizkommissarin Vivi-
ane Reding, was sie schon im vergan-
genen Herbst als Zielgrösse genannt 
hatte: Bis 2015 sollen 30 Prozent der 
Verwaltungsräte von börsenkotierten 
Unterneh men auf Europas Binnenmarkt 
weiblich sein, bis 2020 gar 40 Prozent. 
Die EU-Kommission gibt den Unterneh-
men bis Ende 2011 eine Schonfrist. Falls 
sich bis dann nichts ändert, könnte die 
Quote kommen.

Die Wirtschaft braucht die 
weiblichen Führungskräfte
Dass der Frauenanteil in Führungsposi-
tionen der Wirtschaft erhöht werden 
sollte, steht ausser Frage – und zwar in 
Verwaltungsräten und auf der operati-
ven Führungsebene. Dafür sprechen 
nebst der Gleichberechtigung auch 
volks wirtschaftliche und unternehme-
rische Gründe.

Die Frauen sind heute so gut ausgebil-
det wie nie zuvor, an den Universitäten 
sind sie längst in der Mehrzahl. Es ist 
volkswirtschaftlich unsinnig, Frauen 
zuerst auszubilden und ihr Potenzial 
dann nicht zu nutzen. Der demografi-
sche Wandel verstärkt dieses Argument 
noch: Der Mangel an qualifizierten Ar-
beitskräften wird sich verschärfen, Un-
ternehmen werden auf die weiblichen 
50 Prozent der Arbeitnehmenden gar 
nicht mehr verzichten können. Gemäss 
einer McKinsey-Studie aus dem Jahr 
2007 könnte der für das Jahr 2040 pro-
gnostizierte Mangel von 24 Millionen 
Arbeitnehmenden in Europa theoretisch 
auf 3 Millionen verringert werden, hät-
ten Frauen dieselbe Erwerbsquote wie 
Männer.

Mit einem klaren Bekenntnis zur Chan-
cengleichheit für Frauen und Männer 
können sich Unternehmen in diesem 
zunehmenden Wettbewerb um qualifi-

zierte Arbeitskräfte als attraktive Arbeit-
geber positionieren. Frauen in Führungs-
positionen sind der beste Tatbeweis 
dafür. Kommt dazu: Bieten Unterneh-
men auch ihren Führungskräften – 
Frauen und Männern – flexible Arbeits-
modelle an, können sie den Verlust 
von wertvollem Know-how verhindern. 
Zum Beispiel, wenn Eltern nach der Fa-
miliengründung weiterarbeiten wollen.

Frauen entscheiden  
über den Einkauf
Mehr als die Hälfte aller Kaufentscheide 
werden von Frauen getroffen. Fliessen 
Werte und Vorstellungen von Frauen 
in unternehmerische Entscheide direkt 
ein, werden die Produkte und Dienst-
leistungen stärker auf diese wichtige 
Käufergruppe ausgerichtet.

Heute ist unbestritten, dass es einen 
direkten Zusammenhang zwischen der 
Performance eines Unternehmens und 
dem Frauenanteil in Führungspositio-
nen gibt. Besonders ausgeprägt ist der 
Zusammenhang ab einem Frauenanteil 
von mindestens 30 Prozent. Eine wei-
tere Studie von McKinsey (2008) zeigte, 
dass gewisse Führungscharakteristika, 
die bei Frauen mehr zu finden sind als 
bei Männern, sich positiv auf die orga-
nisatorische Performance eines Unter-
nehmens auswirken. Damit stellte die 
Studie klar: In Führungsgremien mit 
Frauen und Männern ergänzen sich 
deren unterschiedliche Führungsqua-
litäten – mit positivem Effekt auf die 
Unternehmensperformance. Verhalten 
sich Männer zum Beispiel eher risiko-
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Frauenanteil in den VR europäischer Unternehmen

Quelle: Egon Zehner International, 2010
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* Die Zahlen für Norwegen schliessen auch VR ein, die von der gesetzlichen 40-Prozent-Quote nicht betroffen sind.    Daher liegt der hier gezeigte Wert von 31,9 Prozent deutlich unter den im Text genannten 42 Prozent.

Es braucht 
ein klares 
Bekenntnis von der 
Führung des 
Unternehmens.

�

Chad Wasilenkoff liebt Motorräder, Chi- 

 na und Geld. Geld «macht» er sozusagen 

tonnenweise. Das Unternehmen Fort-

ress Paper, das er in Vancouver als CEO 

führt, produziert Sicherheitspapier für 

den Schweizer Franken und Banknoten 

in zehn Ländern der Eurozone. Wasilen-

koff hat gerade die Fertigungskapazi-

tät vervierfacht auf 10 000 Tonnen im 

Jahr. Trotzdem kann er auf Jah re hinaus 

keine weiteren Aufträge annehmen. So 

stark lastet ihn die lockere Geldpolitik 

der Notenbanken aus.

Die Zentrale von Fortress Paper re-

sidiert über einem McDonalds-Restau-

rant im Hafen von Vancouver. Die Räu - 

me sind leicht abgedunkelt, man geht 

schliess lich sensiblen Geschäften nach. 

Aber so erfolgreich, dass die Zahl der 

Mitarbeiter in vier Jahren von 60 auf 

700 wuchs und sich der Börsenkurs auf 

60 Dollar verzehnfachte. Ernst & Young 

ehrte Wasilenkoff 2010 als Unternehmer 

des Jahres am Pazifik.

Investitionen in der Schweiz

Der russische Einwanderer in vierter 

Ge neration engagierte sich schon als 

10-Jähriger unternehmerisch. Er sam-

melte in Golf-Clubs Bälle und verkauf- 

te sie. Mit dem Erlös stieg er in den lu-

krativen Handel von Videospielen und 

BMX-Fahrrädern ein. Die High School 

absolvierte er mit Auszeichnung, ob-

wohl er wegen seiner Firma viel Un-

terricht verpasste. «Hier legte ich einen 

Grundstein», sagt er. Nach dem Studi - 

um in Vancouver arbeitete er bei einem 

Vermögensberater als Anlage spezialist. 

Doch als die Dotcom-Blase platzte, be-

schloss er, eine eigene Firma zu führen: 

«Ich wollte nicht mehr von Analysten 

hören, was heiss ist, ich suchte Firmen, 

die unterbewertet waren.»

2006 wurde er fündig und kaufte zwei 

Spezialpapier-Fabriken von Mercer, eine 

in Dresden und eine in Landquart. Die 

Firma Landqart ist die einzige in der 

3300 Jobs geschaffen. Wasilenkoff ar-

beitet 90 Stunden pro Woche und ist 

acht Monate im Jahr unterwegs. «Ich 

habe nie einen Laptop dabei», erläutert 

er, «aber einen Blackberry, von dem ich 

richtig abhängig bin.»

Zu einem guten Arbeitstag gehört für 

den Unternehmer Zeit mit seinen zwei 

Söhnen – was ihm aber selten gelingt. 

«Dass man viel von der Familie weg ist, 

ärgert mich am meisten», gesteht er. 

Auf der Plusseite bleibt das Erfolgser-

lebnis, «etwas umzusetzen, das andere 

nicht erkannt haben». Das Besondere 

an seinem Geschäft, sagt Wasilenkoff, 

«ist die Fähigkeit, Assets zu finden, die 

nicht optimal genutzt werden, dann 

eine gute Akquisition zu machen und 

den Produktmix zu ändern». Gute Un-

ternehmer, meint er, zeichnen sich da-

durch aus, dass «sie unkonventionell 

denken, den Weg finden, eine Sache 

besser zu machen, und sich mit ausge-

zeichneten Leuten umgeben». �

Chad Wasilenkoff, Vancouver

Sein Papier wird zu echtem Geld

Fortress Paper produziert unter anderem Sicherheitspapier für Banknoten – auch in der Schweiz.  

CEO Chad Wasilenkoff profitiert dabei von der Ausdehnung der Geldmenge. Markus Gärtner (Vancouver)
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Produziert auch Papier für Schweizer 

Banknoten: Chad Wasilenkoff.

Schweiz, die Sicherheitspapiere her-

stellt. Ein Jahr später führte er Fortress 

an die Börse und sammelte bei Anle-

gern 46 Millionen Dollar, um zu inves-

tieren. Bei Landqart hat Wa silenkoff 

viel investiert und eine der grössten Pa-

pierfertigungen für Banknoten aufge-

zogen. In Dresden produziert Fortress 

Spezialtapeten, mit denen es die Hälfte 

des Weltmarktes beherrscht.

Am besten versteht man Wasilenkoffs 

Philosophie durch die jüngste Akquisi-

tion, den Kauf einer ausgedienten Zell-

stofffabrik in Thurso, Quebec. Hier pro-

duziert Wasilenkoff «auflösenden Zell - 

stoff» für den Baumwollersatz Viskose. 

Die Fabrik kaufte er 2010 für 3 Millionen 

Dollar und investierte 153 Millionen in 

die neue Fertigung. Seine Kalkulation: 

Weil die Baumwollproduktion gesun-

ken ist, stei gen die Preise, was zu einem 

Boom bei Ersatzstoffen wie Viskose 

führt. Mit der neuen Ausrichtung kann 

die Fabrik ihren Zellstoff für 1500 Dollar 

je Tonne verkaufen. Zuvor waren es 

800 Dollar. Analysten in Kanada rech-

nen binnen zwei Jahren mit einer Ver-

doppelung des Geschäfts.

Jobs schaffen als Motivation

«Vor fünf Jahren war meine Motivation 

finanzieller Natur», sagt Wasilenkoff, 

«heu te will ich Leute beschäftigen.» In 

Thurso hat er direkt und indirekt rund 

Fortress Paper

Gegründet: 2006

Sitz: Vancouver

Beschäftigte: 700 (CH: 250)

Umsatz: 260 Mio. Kanada-Dollar

Kanada

Einwohner: 33 Millionen

Währung: Kanada-Dollar

BIP/Kopf: 39 033 US-Dollar

Arbeitslosenquote: 7,8 Prozent

 U N T E R N E H M E R I N  D E R  W E LT  33
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Und da ist zum andern Balz Stückel-
berger, der den Arbeitgeberverband 
der Banken in der Schweiz (AGV 
Banken) dirigiert. Lesen Sie ab Seite 8, 
was Frau Jost mit ihrer Firma Purexa 
Facility Services den Kunden alles an-
bietet und wie sie sich zur Förderung 
des Berufsstolzes in ihrer Branche ein-
setzt. Und informieren Sie sich über 
die vielfältigen Aktivitäten und Ziele 
des AGV Banken in unserem Ver-
bandsporträt (Seite 34).

A propos gesunde Einstellung: Gibt es 
auch prüfenswerte Rezepte für ein  
erfolgreiches Diversity Management? 
Durchaus – wie das Beispiel der Fir- 
ma Feller in Horgen (ZH) beweist. Dort 
werden Ziele wie Chancengleichheit 
und die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf kreativ und konsequent als  
Teil der Unternehmenskultur in die Tat 
umgesetzt. Warum für Feller Frauen-
förderung keine Floskel ist und weshalb 
das dem Unternehmen dienlich ist, 
lesen Sie ab Seite 22.

Eher ungesund wäre es, die Konse-
quenzen der Bevölkerungsentwicklung 
zu negieren. Denn die fortschreiten- 
de Alterung und die tendenziell sink-
ende Erwerbsquote haben erheb- 
liche Auswirkungen auf die Finanzier- 
barkeit der Altersvorsorge, die Sicher- 
heit der Rentensysteme und den 
Arbeitsmarkt. Wie diese Auswirkun-
gen aussehen, was für Lösungsansätze 
diskutiert werden und weshalb hier 
für alle Akteure der Gesellschaft Hand- 
lungsbedarf besteht, hat jüngst  
auch das internationale Europa Forum 
Luzern verdeutlicht (Seite 28).

Ich wünsche Ihnen eine spannende 
Lektüre – und bleiben Sie gesund! �

Liebe Leserinnen und Leser

Das Thema Gesundheit ist und bleibt 
aktuell. Das zeigen neben den an-
dauernden Kontroversen um steigende 
Krankenkassenprämien, Fallpauscha-
len und Spitalfinanzierung auch die 
politischen Debatten zu einem neu- 
en Präventionsgesetz, über das wir in 
der letzten Ausgabe berichtet haben. 
Aber was bedeutet «gesund» im Kon-
text von Unternehmen? Aus Arbeit-
gebersicht stellt sich hier insbesonde- 
 re die Frage, ob Firmen die Gesund- 
heit ihrer Mitarbeitenden fördern sollen. 
Macht ein betriebliches Gesundheits-
management Sinn? Haben Firmen gar 
irgendwelche rechtliche Pflichten,  
für nichtrauchendes, möglichst fittes 
Personal oder ergonomisch einwand-
freie Arbeitsplätze zu sorgen? Und was 
bringt das überhaupt? Wir wollten  
es genauer wissen und präsentieren 
Ihnen Antworten im Brennpunkt ab 
Seite 14 – aus praktischer, rechtlicher 
und Arbeitgeber-Sicht. Ergänzend  
informieren wir Sie über eine aktuelle 
Studie zu den Problemen von Arbeit-
gebern mit psychisch angeschlagenen 
Mitarbeitenden.

Eine gesunde Haltung gegenüber  
Angestellten legen zwei Arbeitgeber-
Vertreter/-innen an den Tag, die wir 
Ihnen vorstellen. Da ist zum einen Jas-
mine Jost, die den Verband der Rei-
nigungsbranche Allpura präsidiert. 

Gesunde Haltungen tun gut
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René Pfister ist Chefredaktor und 
Informationschef des Schweizerischen 
Arbeitgeberverbands.
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Forum international Europa de Lucerne: 
démographie, rentes et marché du travail

Le nombre de bénéficiaires de rentes 

augmente rapidement dans le sillage 

du vieillissement de la population. Il faut 

donc engager des réformes sans délai 

afin de garantir le financement des 

systèmes de prévoyance et de ren tes. 

Sans l’im migration, l’AVS serait depuis 

longtemps dans les chiffres rouges. Voi- 

ci deux constats, parmi plusieurs au-

tres, qui ont émergé à l’occasion du 

Forum international Europa qui s’est 

te nu en mai à Lucerne. Page 58

Dossier : promotion de la santé en 
entreprise, un devoir et une discipline
Les mesures destinées à promouvoir la santé en entreprise sont un complément 

volontaire aux obligations légales de protection du travail des employeurs. Elles 

offrent aux entreprises des possibilités de se profiler avantageusement en ma-

tière de politique du personnel et peuvent améliorer le bien-être des collabora-

teurs. Il est important de savoir que la mise en oeuvre de la gestion de la santé 

en entreprise implique le respect de certaines règles. Dès la page 48

Conférence internationale du Travail : 
sécurité sociale et inspection du travail
La Conférence internationale du Tra-

vail 2011 aura lieu du 1er au 17 juin 2011 

au Palais des Nations à Genève. Cette 

100ème session de la Conférence sera 

en particulier le ca dre d’importantes 

discussions sur la protection sociale et 

sur l’inspection du travail. Page 60

Portrait de l’Association 
patronale des banques en Suisse
L’Association patronale des banques en Suisse (AP Banques) existe depuis un an 

et demi. Avec plus de 100 membres déjà, le besoin d’une association pour la 

place financière suisse représentant les intérêts des banques dans les questions 

patronales se justifie. AP Banques remplace depuis le début de 2010 l’ancienne 

VZK/AGO qui, de 1920 à 2009, défendait les intérêts des institutions bancaires 

helvétiques. Page 62
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Brennpunkt : Nutzen und Grenzen der 
betrieblichen Gesundheitsförderung

Die betriebliche Gesundheitsförde -

rung oder ein betriebliches Gesund-

heitsmanagment (BGM) können durch-

aus Sinn machen und positive Effekte 

für Unternehmen und ihr Personal 

haben. Doch eine eigentliche Ver-

pflichtung, ein BGM zu betreiben, ha-

ben die Arbeitgeber nicht. Inwiefern 

ist Gesundheitsförderung dennoch 

nützlich – und wo sind Grenzen zu 

setzten? Und wie kann eine Firma ein 

BGM in der Praxis konkret und mit Er-

folg umsetzen? Antworten im Brenn-

punkt: Ab Seite 14

Interview mit Jasmine Jost
Die Geschäftsleiterin der Purexa Facility Services in Biberist (SO) ist Präsidentin 

des Branchenverbands Allpura und vertritt die Reinigungsbranche im Vorstand 

des Schweizerischen Arbeitgeberverbands. Jasmine Jost und ihre Firma bieten 

eine breite Palette von Dienstleistungen an – für Firmen und Private. Im Arbeit-

geberinnen-Gespräch äussert sich die Unternehmerin zu Kundenbedürfnissen, 

zum Personal und zu Themen wie dem GAV oder Mindestlöhnen. Seite 8

Porträt des Arbeitgeberverbands 
der Banken in der Schweiz
Erstklassige Arbeitsmarktbedingungen 

für konkurrenzfähige Arbeitgeber und 

attraktive Arbeitsplätze: Das ist die De- 

vise des Arbeitgeberverbands der Ban- 

ken in der Schweiz. Der AGV Banken mit 

Sitz in Basel vertritt seit 2010 die Inter-

essen der Finanzinstitute und hat be-

reits mehr als 100 Mitglieder. Geschäfts-

führer Dr. Balz Stückelberger (Bild) hat 

uns ausführlich über die vielfältigen Ak- 

tivitäten, die Dienstleistungen und die 

Ziele des Verbands informiert. Seite 34

Arbeitsrecht : Mediation als Alternative 
zum gerichtlichen Verfahren
Die neue Zivilprozessordnung macht es möglich, dass an die Stelle eines Schlich-

tungsverfahrens eine Mediation treten kann. Mediation ist eine alternative 

Methode zur Konfliktlösung, die als professionell und liberal gilt. Sie kann den 

Parteien helfen, einen Konflikt eigenverantwortlich, unbürokratisch und einver-

nehmlich zu lösen. Doch für welche Art von Konflikten eignet sich Mediation? 

Was hat sie für Vorteile – und wie läuft das Verfahren ab? Mehr dazu:  Seite 26
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Zum siebten Mal wird im Januar 2012 
der mit 25 000 Franken dotierte «This-
Priis» vergeben. Der Preis wird an Un-
ternehmen aus dem Wirtschaftsraum 
Zürich verliehen, die in ihren Betrieben 
nachhaltig Handicapierte integrieren. 
Solche Unternehmen können sich selbst 
nominieren oder von Dritten für den 
«This-Priis» vorgeschlagen werden. Der 
«This-Priis» basiert auf der privaten Ini-

tiative einer betroffenen Familie in Wald 
ZH. In den vergangenen sechs Jahren 
wurden achtzehn Betriebe aus verschie-
denen Wirtschaftszweigen für ihr En-
gagement mit dem «This-Priis» ausge-
zeichnet. Diese Betriebe zeigen immer 
wieder in eindrücklicher Weise, dass 
eine Integration von Handicapierten in 
den unterschiedlichsten Branchen und 
oft ohne grossen Aufwand des Arbeit-

gebers möglich ist. Die Integration 
stärkt den Zusammenhalt innerhalb der 
gesamten Belegschaft und wird zum 
Merk mal einer Unternehmenskultur 
mit sozialer Verantwortung. Bis zum 
1. Oktober 2011 werden Nominationen 
für den «This-Priis» 2012 entgegenge-
nommen. � (S. O.)

www.this-priis.ch

«This-Priis» – Ausschreibung 2012 eröffnet
Der siebte «This-Priis» wird im Januar 2012 verliehen. Unternehmen aus dem Wirtschaftsraum

Zürich können sich ab sofort bis zum 1. Oktober 2011 selbst nominieren oder nominiert werden.

Bisher fehlte in der Schweiz eine statis-
tische Gesamtschau, die sowohl die wirt-
schaftliche und soziale Situation der 
Bevölkerung als auch den gesamtge-
sellschaftlichen Kontext berücksichtigt. 
Nun hat der Bundesrat den ersten sta-
tistischen Sozialbericht der Schweiz vor-
gelegt. Der Bericht des Bundesamts für 
Statistik (BFS) beschreibt die wirtschaft-
liche und gesellschaftliche Entwicklung 
der Schweiz in den letzten Jahren. Es 
sollen unter anderem Zusammenhänge 
aufgezeigt werden, die zwischen struk-
turellen Veränderungen von Wirtschaft 
und Gesellschaft und sozialen Risikola-
gen bestehen.

Von sozialer Ausgrenzung bedroht 
sind laut einer Mitteilung des Eidge-
nössischen Departements des Innern 
(EDI) vor allem Bevölkerungsgruppen, 
die entweder über eine unterdurch-
schnittliche Bildung verfügen oder Kin-
der zu versorgen haben. Bei letzteren 
seien Angehörige von Ein-Elternfami-
lien besonders stark vertreten. Der Bil-
dungsstand übernehme eine wichtige 
Brückenfunktion sowohl für die Entwick-
lung der Volkswirtschaft als auch für die 
materielle Situation der Haushalte. Die 

Nachfrage nach qualifiziertem Perso-
nal steigt an, gleichzeitig hat sich das 
Bildungsniveau sowohl der inländischen 
wie auch der zugewanderten erwerbs-
tätigen Bevölkerung erhöht.

«Allerdings ist dabei eine Zweiteilung 
der Gesellschaft erkennbar», schreibt 
das EDI, «hier die gut ausgebildeten Per-
sonen, die kaum von sozialer Ausgren-
zung bedroht sind. Und auf der anderen 
Seite die unzureichend ausgebildeten 
Personen, die Gefahr laufen, den An-
schluss an die Anforderungen des Ar-
beitsmarkts zu verpassen und dauerhaft 
von ihm ausgeschlossen zu werden.» 
Der staatlich geregelten sozialen Sicher-
heit komme immer mehr Bedeutung 
zu. Sie funktioniere bei herkömmlichen 
sozialen Risiken wie Alter, Krankheit und 
Invalidität nach wie vor gut, teilt das 
EDI weiter mit.

Für die gesamte soziale Absicherung 
in der Schweiz wird heute mit knapp 
145 Milliarden Franken mehr als das 
Doppelte ausgegeben als vor 20 Jah-
ren. � (Wi)

www.bfs.admin.ch

� Themen � Soziale Sicherheit

Je höher der Bildungsstand, desto  
wahrscheinlicher der Verbleib im Arbeitsmarkt
Gemäss dem ersten statistischen Sozialbericht der Schweiz funktioniert hierzulande die Absicherung 

gewichtiger sozialer Risiken wie Alter, Krankheit oder Invalidität. Gefährdet sind dagegen vor allem 

Menschen ohne Bildungs- oder Berufsabschluss.

Bi
ld

: i
St

oc
kp

ho
to

.c
om

 / R
og

ie
rv

dE

Übernimmt wichtige Brückenfunktion gegen 
soziale Ausgrenzung: Der Bildungsstand.
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AU S B L I C K

Konjunktur schafft Arbeit

Der Aufschwung der Schweizer 

Wirtschaft dauert an. Viele Firmen 

planen, das Personal aufzustocken.

Der Aufwärtstrend hat sich im ersten Quar - 
tal 2011 gemäss der ETH-Konjunkturfor-
schungsstelle KOF fast unvermindert fort-
gesetzt. Die Produktion der Industrie ex- 
pandiere kräftig, dies gelte trotz Franken- 
stärke auch für die exportorientierten Un- 
ternehmen. Laut der KOF-Umfrage bei 
6800 Firmen konnten die meisten Branchen 
von der anziehenden Konjunktur profitie-
ren – darunter Baugewerbe, Handel, Dienst- 
leister und Banken. Hingegen registrierten 
Detailhändler, Versicherungen und das 
Gastgewerbe leichte Rückgänge, und die 
Hotellerie meldete Einbussen. Für die kom- 
menden drei Monate erwarten aber alle 
Wirtschaftsbereiche eine steigende oder 
zumindest stagnierende Nachfrage.

Wegen des Aufschwungs wird die Zahl 
der Beschäftigten in vielen Branchen als 
zu knapp beurteilt. Für die nahe Zukunft 
planen deshalb viele Unternehmen die Aus-
weitung des Personalbestands – vorab in 
den Branchen Industrie, Projektierung, Bau, 
Grosshandel, Verkehr, Informaion und Kom-
munikation sowie im Detailhandel. Der Fi-
nanzsektor sieht laut KOF keine Verände-
rungen vor. Nur das Gastgewerbe rechne 
aufgrund der Geschäftslage mit einem wei-
teren Abbau. ��(Pfi. / KOF)

KOF Beschäftigungsindikator
(Beschäftigung gemäss BFS)

 Quelle: KOF
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KOF Beschäftigungsindikator, linke Skala
Vollzeitäquiv. Beschäftigung gegenüber 
Vorjahr in %, rechte Skala 

Etliche Studierende haben unmittelbar 
nach Studienabschluss Einstiegsschwie-
rigkeiten in das Berufsleben – Absol-
ventinnen und Absolventen einer uni-
versitären Hochschule mehr als jene 
einer Fachhochschule. Nach fünf Jah-
ren sind die Schwierigkeiten aber in 
der Regel überwunden. Häufig finden 
sich die Hochschulabsolventen dann 
sogar in Führungspositionen wieder.

Dies sind zentrale Ergebnisse der 
Hoch schulabsolventen-Studien des Bun- 

desamts für Statistik (BFS), die in Ko-
operation mit dem Staatssekretariat für 
Bildung und Forschung (SBF) und dem 
Bundesamt für Berufsbildung und Tech- 
nologie (BBT) durchgeführt  wurden.
Befragt wurden Personen, die 2004 be-
ziehungsweise 2008 einen Hochschul-
abschluss erworben haben. � (S. O.)

www.bfs.admin.ch � Themen

� Bildung, Wissenschaft

Schwieriger Berufseinstieg 
für Hochschulabsolventen

Einst als Werkstoff der tausend Mög-
lichkeiten gefeiert, ist die Gesundheits-
gefahr von Asbest heute allgemein be-
kannt und die Anwendung deshalb in 
der Schweiz seit 20 Jahren verboten. In 
älteren Gebäuden kommen jedoch nach 
wie vor viele asbesthaltige Materialien 
vor. Um zu verhindern, dass Arbeitneh-
mende bei Umbau- und Abbrucharbei-
ten mit freigesetzten Asbestfasern in 
Kontakt kommen und später an einer 
asbestbedingten Berufskrankheit erkran-

ken, arbeitet die Suva mit den verschie-
denen Branchenverbänden zusammen 
und stellt Informationsmittel zur Verfü-
gung.

Dabei ist das Erkennen verdächtiger 
Materialien entscheidend. Im virtuel-
len Asbesthaus der Suva können ty-
pische asbesthaltige Materialien auf-
gespürt und die Risiken abgeschätzt 
werden. � (S.O.)

www.suva.ch / asbesthaus

Gefährliche Asbestfallen  
per Mausklick entdecken

Die 500 grössten Schweizer Unterneh-
men (gemessen am Umsatz und Perso-
nal) besetzten im vergangenen Jahr fast 
jede dritte Stelle über eine Anzeige auf 
einer Stellenbörse, 30,4 Prozent konn-
ten über die eigene Webseite Personal 
rekrutieren, 15,7 Prozent der Stellenbe-
setzungen erfolgten über Personalver-
mittlungen und 10,7 Prozent über Print-
anzeigen.

Für 4,5 Prozent wurden Headhunter 
und für 3,5 Prozent andere Kanäle (zum 
Beispiel Mitarbeiterempfehlungen oder 
Personalmessen) genannt. Das RAV

(1 Prozent), Online-Karrierenetzwerke 
(0,7 Prozent) und soziale Netzwerkplatt-
formen (0,6 Prozent) schnitten im Ver-
gleich eher bescheiden ab, wie die zwi-
schen November 2010 und März 2011 
durchgeführte Umfrage «Recruiting 
Trends 2011 Schweiz» des Onlinepor-
tals Monster.ch zeigt. Hingegen gaben 
die befragten Unternehmen an, Social 
Media als Plattformen zur Informati-
onsbeschaffung über potenzielle Kan-
didaten zu nutzen. � (S. O.)

www.monster.ch � Presse

Social Media werden bei der 
Personalsuche kaum genutzt
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Max R. Hungerbühler, Präsident des 
TVS Textilverband Schweiz, sieht für 
die schweizerische Textil- und Beklei-
dungsindustrie auch für 2011 noch kei-
nen Silberstreifen am Horizont, wie er 
an der Jahresmedienkonferenz sag- 

te. Zwar wuchsen die Textilexporte im 
4. Quartal 2010 weiter, und auch der Ab-
wärtstrend der Bekleidungsexporte ver- 
langsamte sich gegen Ende 2010. Die 
Aus sichten für 2011 seien wegen des 
anhaltend starken Frankens und der 
Unsicherheit infolge der politischen 
Wirren im Na hen Osten und der Natur- 
und Nuklearkatastrophe in Japan kei- 
nesfalls rosig. Das derzeitige Wirt-
schaftswachstum in Deutschland und 
der Expansionskurs der Schwellenlän-
der lassen aber gemäss Hungerbühler 
auch Hoffnung aufkommen.

Die Wertschöpfung der Textil- und Be- 
kleidungsbranche verringerte sich ge-
samthaft um 1,6 Prozent auf 1,14 Milli-
arden Franken. Dabei stieg die Wert- 
schöpfung der Textilindustrie um 1,9 
Prozent auf 870 Millionen Franken, jene 
der Bekleidungsindustrie sank jedoch 
um 10,2 Prozent auf 270 Millionen Fran-
ken. Ähnlich sieht es bei den Exporten 
aus, die insgesamt um 7,5 Prozent auf 
3,15 Milliarden Franken zurückgingen: 
Während die Textilexporte zunahmen, 
gingen sie bei der Bekleidung zurück. 

In dieses Bild passt, dass die Zahl der 
Beschäftigten um 2,8 Prozent auf rund 
14 000 Personen fiel.

Bedenken, Bedürfnisse und Anliegen 
klar zu formulieren, betrachtet Hunger-
bühler als eine der wichtigsten Aufga-
ben des Textilverbands. Es gelte, inter-
national und national das Übermass von 
Regulierungen und administrativen Ar - 
beiten, die den Unternehmen das Leben 
erschweren, zu bekämpfen. In der Aus-
senwirtschaftspolitik gehe es darum, 
die Rohstoffversorgung sicherzustellen, 
den Ausbau einer funktionsfähigen 
Euromed-Zone voranzutreiben, das 
Freihandelsnetz im Hinblick auf neue 
Märkte auszubauen und modernisierte 
Ursprungsregeln zu lancieren.

Zwei Mitglieder des Textilverbands, 
die Firma Jakob AG und die Tersuisse 
Multifils SA boten am Schluss der Jah-
resmedienkonferenz Einblick in ihre 
Projekte im Bereich der «Textilen Archi-
tektur». � (S. O.)

www.swisstextiles.ch

Kein Silberstreifen am textilen Horizont
Die wirtschaftliche Erholung der Schweizer Textil- und Bekleidungsindustrie liess auch 2010 auf sich

warten. Für das Jahr 2011 sind die Aussichten alles andere als sicher, informiert der TVS Textilverband Schweiz.

Die Schweizer Gesamtwirtschaft darf für 
2010 gemäss ersten Schätzungen mit 
einem BIP-Wachstum von 2,6 Prozent 
rechnen, wozu auch die Industrie trotz 
des starken Frankens einen massgeben-
den Beitrag leistete. Gegenüber dem 
grossen Einbruch im Vorjahr konnte das 
Absatzvolumen der schweizerischen 
Papierindustrie im Jahre 2010 zwar um 
2,3 Prozent auf 1,56 Millionen Tonnen 
gesteigert werden. Das Niveau der Vor-
jahre wurde aber insgesamt nicht er-
reicht, so die Informationen des ZPK. 
Über 70 Prozent der inländischen Pro-
duktion wurden exportiert, schwer-

gewichtig in den europäischen Raum. 
Der inländische Verbrauch von Papier 
und Karton erholte sich insgesamt um 
1,7 Prozent auf 1,52 Millionen Tonnen. 
Bei gleichzeitig wachsender Bevölke-
rung lag der Pro-Kopf-Verbrauch von 
Papier und Karton im Be richtsjahr mit 
194 Kilogramm auf dem Niveau des 
Vorjahrs.

Vom positiven Gesamttrend konnte 
die Papierindustrie laut ZPK nur in Ein-
zelfällen profitieren. Sie hatte mit den 
für diese energie- und kapitalintensive 
Branche üblichen Herausforderungen 
zu kämpfen: Tiefe Preise, grosse Pro-

duktionsüberkapazitäten in Europa und 
hohe, weiterhin steigende Rohstoffkos-
ten. Hin zu kamen zum Jahresende die 
historisch tiefen Euro-Wechselkurse. 
Nebst diesen kaum beeinflussbaren 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
würden die aktuellen energie- und kli-
mapolitischen Entwicklungen der Bran- 
che echte Sorgen bereiten, betont der 
ZPK. Die Politik zeige derzeit wenig Ver-
ständnis für die spezifischen Bedürf-
nisse der energieintensiven Basisindus-
trien der Schweiz. � (S. O.)

www.zpk.ch

Papierindustrie : Schwierige Rahmenbedingungen
Die Schweizerische Papierindustrie konnte ihr Absatzvolumen im vergangenen Jahr wieder leicht  

steigern, doch wurde das Niveau der Vorjahre insgesamt nicht erreicht, teilt der Verband der Schweizerischen 

Zellstoff-, Papier- und Kartonindustrie (ZPK) mit.
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Setzt sich engagiert für seine Branche ein:  
TVS-Präsident Max R. Hungerbühler.
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Der Bundesrat hat die Botschaft zum zweiten 
Massnahmenpaket der 6. Revision der Invali-
denversicherung zuhanden des Parlaments 
verabschiedet. Mit dieser Vorlage soll defini- 
tiv der gesetzliche Auftrag erfüllt werden, die 
IV insbesondere mit Einsparungen zu sanie-
ren. Sie hat zusammen mit der Revision 6a si-
cherzustellen, dass die IV ab Ende der befris-
teten Mehrwertsteuererhöhung, also ab 2018, 
finanziell auf eigenen Beinen steht. Zudem 
zielt sie darauf ab, bis 2025 die Schuld der IV 
beim AHV-Fonds – diese betrug per Ende 
2010 rund 15 Milliarden Franken – vollständig 
zurückzuzahlen. Die Revision 6b soll 2015 
in Kraft treten.

Optimistische Prognosen

Kernfrage bei der weiteren Diskussion wird 
sein, ob die vom Bundesrat in der Botschaft zur 
IV-Revision 6b vorgesehenen Massnahmen 
wirklich ausreichen, um die IV nachhaltig zu sa-
nieren. Immerhin reduziert der bundesrätli- 
che Vorschlag das Sparpotenzial im Vergleich zur 
Vernehmlassungsvorlage um 375 Millionen 
Franken (Jahresdurchschnitt für 2015–2025). 
Wenn dennoch über den Rechnungsaus- 
gleich hinaus bis 2025 auch der geforderte Schul-
denabbau von 15 Milliarden erreicht werden 
soll, dann müssen sich grundlegende Bestim-
mungsgrössen der IV-Rechnung bedeutend 
besser entwickeln als bisher angenommen. Zwar 
ist das Sparpotential auch deshalb tiefer aus-
gewiesen, weil einige Sparelemente nicht mehr 

in der Botschaft figurieren, obwohl sie trotz-
dem umgesetzt werden sollen (knapp 100 Milli-
onen sollen ohne Gesetzesänderungen, also 
ausserhalb der Botschaft, eingespart werden). 
Der Bundesrat arbeitet aber offensichtlich  
auch mit optimistischen Prognosen hinsichtlich 
des Erfolgs der IV-Revision 6a sowie der 
Bevölkerungs- und Wirtschaftsentwicklung, die 
sich erst noch bewahrheiten müssen.

Wichtiger Systemwechsel

Es ist zu begrüssen, dass in der Botschaft alle 
wesentlichen Elemente aus dem Vernehmlas-
sungsentwurf aufgenommen wurden. Zentral 
ist die Einführung eines neuen, stufenlosen 
Rentensystems, mit dem sogenannte Schwel-
leneffekte abgebaut werden. Damit wird er-
reicht, dass IV-Rentenbezüger durch die Auf-
nahme einer (Teil-)Erwerbstätigkeit und der 
damit verbundenen Rentenreduktion per saldo 
finanziell nicht schlechter fahren als zuvor; 
denn Arbeit muss sich lohnen! Offenbar will der 
Bundesrat diese wichtige Änderung des Ren-
tensystems nicht mit zu starken Einschnitten in 
bestehende Renten gefährden. Die Errei - 
chung der Sanierungsziele darf deshalb aber 
nicht aus den Augen verloren werden.

Schlägt das Pendel  

auf die andere Seite um ?

Nachdem der Bundesrat in früheren Perspekti-
venrechnungen, vor allem bei der AHV, regel-
mässig zu schwarz gemalt hatte, scheint er jetzt 
ins Gegenteil zu verfallen. Noch ist offen, ob 
die verschiedenen Massnahmen zur Reduktion 
der bestehenden Renten zum geplanten Er- 
folg führen. Insbesondere das mit der IV-Revision 
6a verbundene Ziel der Aufhebung von 12 500 
gewichteten Renten durch Wiedereingliederung 
ist ambitiös. Nur wenn diese Unsicherheiten  
in den Berechnungen des Bundesrats berück-
sichtigt bzw. mit genügend Reserven abge-
federt sind, kann ihm auch auf seinem milde-
ren Sparpfad gefolgt werden. Die Sanierung der 
IV muss termingerecht erreicht werden. �

Prof. Dr. Roland A. 
Müller ist Mitglied  
der Geschäftsleitung  
des Schweizerischen 
Arbeitgeberverbands.

Sanierung der IV sichern
Es ist nötig, die Sanierung der Invalidenversicherung termingerecht 

umzusetzen und die Ziele der IV-Revision nicht aus den Augen zu 

verlieren. Roland A. Müller
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Frau Jost, Ihrem Unternehmen scheint es gut zu 

gehen. Wie schaffen Sie das trotz intensiver Kon-

kurrenz ?

Jasmine Jost: Ganz einfach, weil die Qualität un-
serer Arbeit stimmt (lacht). Im Ernst, das ist für uns 
zentral: Der Kunde muss damit zufrieden sein, wie 
wir seine «Objekte» betreuen und damit deren 
Wert erhalt garantieren. Früher ging es einfach um 
die klassische Reinigung. Heute fragen die Kunden 
Facility Services nach, Dienstleistungen im Bereich 
Reinigung, Unterhalt, Hausdienst sowie Verpfle-
gung. So will ein Kunde zum Beispiel, dass wir uns 
nebst der normalen Unterhaltsreinigung auch um 
die Gartenanlage oder um die Entsorgung küm-
mern, oder dass wir das «Znüni» bringen.

Worauf führen Sie diese erweiterten Bedürfnisse 

Ihrer Kunden zurück ?

Aufs Outsourcing, die Unternehmen konzentrie-
ren sich auf ihr Kerngeschäft. Indem wir unseren 
Kunden ein breites Angebot an Facility Services 
anbieten, können sie diesen gesamten Bereich an 
uns abgeben. Das ist eine organisatorische Entlas-
tung für sie: Wir kümmern uns um Ersatz, wenn 

eine Mitarbeiterin – wir beschäftigen vor allem 
Frauen – ausfällt, füllen Seife und Handpapiertü-
cher nach, leeren Abfalleimer und Altpapierbehäl-
ter. Kurz und gut: Unser Kunde kann sich darauf 
verlassen, dass sein Objekt einwandfrei, pünktlich 
und zuverlässig instandgehalten wird. Dazu kommt, 
dass es für den Kunden kostengünstiger ist, weil 
unsere Löhne tiefer sind.

Sehen Sie eine Fortsetzung dieses Outsourcing-

Trends oder eher eine Trendumkehr ?

Der Bereich der Immobilienbewirtschaftung ge-
winnt noch mehr an Dynamik. Der Trend, die Dienst-

leistungen aus einer Hand zu beziehen, hält nach 
wie vor an. Im Moment decken die externen Reini-
gungsunternehmen etwa 40 Prozent ab, der Rest 
wird unternehmensintern erledigt. Wir könnten 
60 bis 70 Prozent Marktanteil erreichen, es gibt 
hier also noch ein grosses Potenzial.

Ihre Mitarbeiterinnen betreten bei der Arbeit die 

persönliche oder private Sphäre von anderen 

Menschen. Welche Kompetenzen sind für Sie Vor-

aussetzung, damit Sie jemanden einstellen ?

Vertrauen, Diskretion, Zuverlässigkeit sowie Sau-
berkeit und angenehmes Auftreten sind Grundvo-
raussetzungen, die unsere Mitarbeiterinnen haben 
müssen. Bei privaten Haushalten ist das Zusammen-
passen von Kunde und Mitarbeiterin sehr wichtig. 
Ich gehe zuerst beim Kunden vorbei, wähle dann 
eine entsprechende Mitarbeiterin aus und stelle 
sie dem Kunden vor. Das muss passen, beide Sei-
ten müssen sich wohlfühlen. Wenn zum Beispiel 
ein Kunde einen Hund hat, muss die Mitarbeiterin 
mit Hunden umgehen können.

Was müssen Ihre Mitarbeiterinnen an fachlichen 

Kompetenzen mitbringen ?

Sie sollten zumindest so gut Deutsch sprechen und 
verstehen, dass sie auf Kunden reagieren können, 
ihnen zum Beispiel einen schönen Abend wünschen.

Wie sieht es aus mit beruflichen Qualifikationen ?

Qualifizierte Fachkräfte machen in unserer Bran-
che noch einen kleineren Teil der Mitarbeitenden 
aus, so auch in unserem Unternehmen. Das sind 
Mitarbeitende mit langjähriger Reinigungserfah-
rung und kontinuierlicher Weiterbildung oder mit 
einer Berufslehre zum Gebäudereiniger EFZ. Diese 
Mitarbeitenden setzen wir als Spezialreiniger oder 
Objektleiterinnen mit Führungsverantwortung ein. 
Bei ihnen ist die Weiterbildung sehr wichtig, denn 
die Anforderungen ihrer Arbeiten verändern sich 
ständig. Unsere Mitarbeiterinnen in der Unterhalts-
reinigung hingegen sind ungelernte Ar beitskräfte, 
denen wir am Anfang eine Basisschulung geben 
und die wir immer wieder nachschulen.

8 A R B E I TG E B E R I N  I M  G E S P R Ä C H

Jasmine Jost, Geschäftsleiterin und Inhaberin von Purexa Facility Services

« Wir fördern unseren Berufsstolz »
Die Purexa Facility Services in Biberist (SO) bietet Dienstleistungen in Reinigung, 

Unter halt, Hausdienst und Verpflegung an, für Unternehmen und Private.  

Jasmine Jost führt das Familienunternehmen in dritter Generation. Die Unterneh-

merin über den intensiven Wettbewerb, die Qualität der Mitarbeitenden und  

die Löhne in der Reinigungsbranche. Silvia Oppliger

«Wir garantieren dem 
Kunden den Werterhalt 
seines Objekts.»
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Welche Möglichkeiten zur Weiterent-

wicklung haben Ihre ungelernten Mit-

arbeiterinnen ?

Das sind oft Frauen, die einfach Geld 
verdienen wollen oder müssen. Sie 
möch ten oder dürfen sich – leider – 
nicht weiterentwickeln. Bei diesen Mit-
arbeiterinnen versuchen wir daher spe-
ziell, ihren Berufsstolz zu fördern. Wir 
zeigen ihnen, wie wichtig unsere Ar-
beit für die Kunden ist. Denn nur wenn 
sie stolz auf ihre Arbeit sind, können 
sie sich damit identifizieren, denken 
mit und übernehmen Verantwortung.

Eine Möglichkeit, mehr Wertschätzung 

für die Arbeit zu zeigen, ist der Lohn. 

Doch lagern Unternehmen die Facility 

Services ja gerade auch aus, um Kos-

ten zu sparen.

Das ist eine grosse Herausforderung für 
unsere Branche. Wir würden gerne hö-
here Löhne zahlen, doch ist der Kosten-
druck seitens unserer Kunden hoch. 
Die ser Druck wird noch zunehmen, 
denn wir werden – wie in unserem GAV, 
der für Reinigungsunternehmen in der 
Deutschschweiz gilt, vereinbart – die 
Löhne in den nächsten Jahren um 10 
Prozent erhöhen.

Welche Mindestlöhne haben Sie in Ih-

rem GAV vereinbart?

Den tiefsten Ansatz haben Unterhalts-
reinigende bis und mit vollendetem 
drittem Dienstjahr, sie erhalten im Jahr 
2011 17.05 Franken pro Stunde. Dazu 
kommen die Ferien- und Feiertagsent-
schädigung von 8,33 plus 1,2 Prozent 
bei vier Wochen Ferienanspruch, res-
pektive 10,64 plus 1,2 Prozent bei fünf 
Wochen, sowie 75 Prozent des 13. Mo-
natslohns. Ab 2012 gelten 100 Prozent 
des 13. Monatslohns, was in der Spezi-
alreinigung bereits seit einigen Jahren 
der Fall ist. Die Stundenlohnansätze 
werden kontinuierlich erhöht.

Der GAV ist für Betriebe bis fünf Mitar-

beitende nicht verbindlich. Versuchen 

Sie das zu ändern ?

Wir und die Sozialpartner sind sehr da-
ran interessiert, dass der GAV auch für 
die kleinen Betriebe verbindlich wird, 
und wir hoffen, dass der Bundesrat 
auch für diese Betriebe die Allgemein-
verbindlichkeit erteilt. �

Sie haben die Deutschkenntnisse an-

gesprochen. Wie hoch ist der Auslän-

deranteil bei Ihren Mitarbeitenden ?

In unserer Branche sind sehr wenige 
Schweizer tätig. Auch die Fachkräfte 
sind oft Ausländer der zweiten Genera-
tion. Die ungelernten Mitarbeitenden 
sind meistens Migranten aus aussereu-
ropäischen Ländern. Mit diesen unter-
schiedlichen Mentalitäten umzugehen, 
ist eine Herausforderung für uns.

Spüren Sie den Fach kräftemangel ?

Auch in unserer Branche wird der Fach-
kräftemangel teilweise zu einem Prob-
lem. Zwar haben wir immer mehr Lernen- 
de, aber es sind nach wie vor zu we nige. 
Wir haben die Berufslehre zum Gebäu-
dereiniger EFZ 1998 eingeführt. Diese 
Ausbildung hat der Branche viel Positi-
ves gebracht, sie auch für Jugendliche 
attraktiver gemacht. Jedoch schreckt 

der Name Gebäude- 
reini ger vor allem 
junge Menschen ab.

Was unternehmen 

Sie dagegen?

Wir versuchen zu zeigen, welche Heraus-
forderungen auf die Lernenden zukom-
men, welches Potenzial in dieser Lehre 
steckt und welche Möglichkeiten sich 
damit eröffnen: Die Berufsprüfung zur 
Gebäudereinigungsfachfrau, anschlies-
send die Höheren Fachprüfungen zum 
Diplomierten Gebäudereiniger oder 
zur Leiterin Facility Management. Mit 
diesen Weiterbildungsmöglichkeiten 
stel len wir sicher, dass qualifizierte 
Fachkräfte sich in der Branche weiter-
entwickeln können.

Bildet Ihr Unternehmen Lernende aus ?

Ja, wir haben im Moment einen Lernen-
den. Wir finden das wichtig für die Ju-
gendlichen und für die Branche, denn 
wir brauchen diesen qualifizierten Nach-
wuchs. Es ist ein zeitlicher und persön-
licher Aufwand, aber es macht auch 
Freude und Spass.
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er Jasmine Jost ist seit 1998 Geschäftsleiterin der Purexa 
Facility Services. Das Familienunternehmen wurde 1947 
von ihren Grosseltern gegründet und hat sich in den 
letzten Jahren zu einem umfassenden Anbieter von 
Facility Services mit rund 150 Mitarbeitenden entwi-
ckelt. Jasmine Jost ist Präsidentin des Branchenver-
bands Allpura und vertritt die Reinigungsbranche im 
Vorstand des Schweizerischen Arbeitgeberverbands.
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Sachverhalt

Am 20. Februar 2006 unterzeichneten 
die Jugendliche A., geboren am 26. No-
vember 1988, und die Y. SA, vertreten 
durch SR, einen «Provisorischen Arbeits-
vertrag», aufgrund dessen A. für eine 
beschränkte Zeit, nämlich vom 20. Feb-
ruar bis 30. Juni 2006, als Hotelange-
stellte tätig sein sollte. Das Dokument 
enthielt folgende Zusatzbemerkung: 
«Der vorliegende provisorische Arbeits-
vertrag wird ab 1. Juli 2006 in einen Lehr-
vertrag zur Ausbildung als Hotelange-
stellte umgewandelt.»

Ebenfalls am 20. Februar 2006 unter-
schrieben A. und Y. den genannten Lehr-
vertrag, über eine Grundausbildung 
mit entsprechendem eidgenössischem 
Fähigkeitszeugnis als Hotelangestellte. 
Die Berufslehre erstreckte sich auf die 
Zeit vom 1. Juli 2006 bis Ende Juni 2009. 
Dieser Vertrag sah für das erste Lehr-
jahr einen monatlichen Bruttolohn von 
1020 Franken, für das zweite einen sol-
chen von 1250 Franken und für das drit-
 te einen solchen von 1480 Franken vor 
und trug neben der Unterschrift von SR 
als Vertreter von Y. und jener der künf-
tigen Lehrtochter A. auch jene der Mut-
ter von A. Der Lehrvertrag wurde am 
16. August 2006 vom Berufsausbildungs-
amt gutgeheissen.

In beiderseitigem Einverständnis der 
Vertragspartner und mit der Einwilli-
gung des Berufsbildungsamts wurde 
der Lehrvertrag per 29. Februar 2008 
aufgelöst.

Mit Brief vom 30. März 2010 wandte 
sich der Vater von A. an die Verwaltung 
des Hotels Y. mit einer Gesamtforderung 
von 8356.64 Franken zugunsten seiner 
Tochter A. als Lohnzusatz für die Zeit von 
Februar bis Juni 2006. Der Vater war der 
Meinung, die Tochter A. hätte für die 
genannte Zeitspanne einen Bruttomo-

natslohn von 3182 Franken gemäss dem 
im Gesamtarbeitsvertrag des Gastge-
werbes gewährleisteten Minimalansatz, 
statt nur 1020 Franken erhalten sollen.

Aus den Erwägungen

1. Nach Meinung von A. ist der am 20. 
Februar von den Parteien unterzeichne - 
te «Provisorische Arbeitsvertrag» wegen 
Formmangels als ungültig zu erklären, 
weil A. zur Zeit des Abschlusses noch 
nicht mündig war und der Vertrag «kei- 
ne Unterschrift des gesetzlichen Ver-
treters trägt».

Dieser These kann nicht gefolgt wer-
den. Fest steht, dass A. am 26. Novem-
ber 1988 geboren ist und somit am 20. 
Februar 2006 ihr achtzehntes Altersjahr 
noch nicht vollendet hatte. Ebenso un-
bestritten ist die Tatsache, dass A. zur 
Zeit des Vertragsabschlusses in jeder 
Hinsicht urteilsfähig war.

Gemäss Art. 19 Abs. 1 ZGB können sich 
unmündige Personen nur mit Zustim-
mung ihrer gesetzlichen Vertreter durch 
ihre Handlungen verpflichten. Die be-
treffende Zustimmung bedarf keiner 
be sonderen Form und kann sowohl vor 
oder nach Vertragsabschluss, aber auch 
gleichzeitig mit diesem, abge geben 
werden. Eine nachträgliche Ge neh mi-
gung kann vom gesetzlichen Ver treter, 
allenfalls durch konkludentes Handeln, 
oder auch vom Jugendlichen selbst aus- 
gehen, wenn dieser inzwischen seine 
Volljährigkeit erlangt hat.

Aus obigen Erklärungen geht hervor, 
dass die Verpflichtung einer unmündi-
gen Person, die ohne Zustimmung des 
gesetzlichen Vertreters eingegangen 
wurde, nicht automatisch als ungültig 
zu betrachten ist, sondern «ex tunc» 
durchaus wirksam werden kann, wenn 
der gesetzliche Vertreter sie ausdrück-
lich oder stillschweigend genehmigt 

oder nachträglich seine Einwilligung da - 
zu gibt. In einem solchen Falle kommt 
Art. 320 Abs. 3 OR nicht zur Anwendung.

2. Der vorliegende Vertrag trägt ledig-
lich die Unterschrift des Hotels Y. und 
der jungen Arbeitnehmerin A.

Wie A. selbst darlegt, war 2006 ihre 
Mutter die gesetzliche Vertreterin. Die-
se hat in der Folge den Lehrvertrag un-
terschrieben. Aus den Gerichtsakten 
geht hervor, dass die Mutter selbst in 
der Zeit zwischen Februar und Juni bei 
Y. angestellt war und deshalb wusste, 
dass ihre Tochter am 20. Februar 2006 
eine Stelle im selben Betrieb antrat. 
Nichts lässt darauf schliessen, dass die 
gesetzliche Vertreterin mit der Anstel-
lung der Tochter nicht einverstanden 
war. Man kann somit von der Annahme 
ausgehen, dass die Mutter den Vertrag 
zwischen der Beklagten und ihrer Toch- 
ter entweder stillschweigend oder durch 
konludentes Handeln gebilligt hat.

Wie bereits erwähnt braucht die all-
fällige Anwendbarkeit von Art. 320 Abs. 
3 OR nicht untersucht zu werden, da 
dieser sich auf den Fall einer nachträg-
lich erwiesenen Ungültigkeit des Ver-
trags bezieht («Leistet der Arbeitneh-
mende in gutem Glauben Arbeit im 
Dienste des Arbeitsgebers auf Grund 
eines Arbeitsvertrags, der sich nachträg-
lich als ungültig erweist, so haben bei- 
de Parteien die Pflichten aus dem Ar-
beitsverhältnis in gleicher Weise wie aus 
gültigem Vertrag zu erfüllen, bis dieses 

Urteil

Arbeitsvertrag mit Jugendlichen

Der Abschluss eines Arbeitsvertrags mit einem Minderjährigen kann 

nachträglich vom gesetzlichen Vertreter – auch durch konkludentes 

Handeln – oder vom inzwischen Volljährigen selbst genehmigt werden. 

Eine dem Lehrvertrag vorausgehende Beschäftigung kann nicht automa-

tisch als Lehrzeit betrachtet und dementsprechend entlöhnt werden.
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wegen Ungültigkeit des Vertrags vom 
einen oder andern aufgehoben wird.»).

3. Nachdem die Gültigkeit des «Provi-
sorischen Arbeitsvertrags» vom 20. Fe-
bruar 2006 erwiesen ist, rechtfertigt sich 
auch der Anspruch von A., Forderun-
gen zu stellen, die sich aus diesem ab-
leiten. Dabei ist festzuhalten, dass der 
Vertrag gemäss den obenstehenden Er-
wägungen A. und Y. und nicht die Mut-
ter der Lehrtochter A. und Y. verpflich-
tet. Nach dieser Klarstellung gilt es nun 
noch, den Betrag des geschuldeten 
Lohns festzulegen.

Nach Meinung von A. war für die in 
Frage stehende Zeit des Arbeitsverhält-
nisses der Minimallohnansatz des Ge-
samtarbeitsvertrags des Gastgewerbes 
(LGAV), nämlich 3182 Franken brutto pro 
Monat, und nicht der vertraglich fest-
gehaltene Lehrlingslohn von nur 1020 
Franken anwendbar.

Y. bestreitet diese Ansicht mit der Be-
hauptung, der Wille der Parteien zum 
Abschluss eines Lehrvertrags sei bereits 
am 20. Februar festgestanden, weshalb 
für die Zwischenzeit der Lehrlingslohn 
zu gelten habe.

4. Y., der die Beweislast für obige Be 
hauptung obliegt, ist es nicht gelungen 
aufzuzeigen, dass die Periode vor In-
krafttreten des Lehrvertrags – 20. Feb-
ruar bis 30. Juni 2006 – ebenfalls als Lehr-
zeit zu betrachten war und bereits zur 
Hauptsache der Ausbildung von A. im 
Hotelfach galt. In der Tat besteht bei 
einem Lehrvertrag die Hauptpflicht des 
Arbeitgebers in der Ausbildung des Lehr- 
lings. Insbesondere in Anbetracht der 
in seinem Schreiben vom 7. Mai 2010 
vom Vater von A. an den Anwalt M. her- 
vorgehobenen Einwände betreffend des 
Arbeitspensums (sechs aufeinanderfol-
gende Arbeitstage) und der Ferien, hätte 
Y. deutlich belegen müssen, dass A. wäh- 
rend der fraglichen Zeit bezüglich ihrer 
Aufgaben, dem Zweck und den Bedin-
gungen ihrer Tätigkeit genau wie eine 
Lehrtochter behandelt worden war. Wä- 
re dieser Beweis erbracht worden, so 
würde sich das Gericht ohne grossen 
Zwang, namentlich auch in An lehnung 
an den Bundesgerichtsentscheid BGE 
132 III 756 ff., dazu entschliessen, den für 
ein erstes Lehrjahr vorgesehenen Lohn 
als massgebend anzuerkennen.

Da der nötige Beweis für eine reine 
Ausbildungstätigkeit in der fraglichen 
Zeit nicht erbracht worden ist, kann aus 
der blossen Tatsache, dass die betref-
fende Periode der eigentlichen Lehrzeit 
unmittelbar vorausging, nicht automa-
tisch das Vorhandensein einer «Vorlehr- 
zeit» abgeleitet werden.

5. Nachdem der provisorische Vertrag – 
der richtiger als «zeitlich befristeter 
Ver trag» zu bezeichnen wäre – nicht 
als Lehr vertrag zu betrachten ist, unter-
liegt er den Bestimmungen des Gesamt-
arbeitsvertrags für das Gastgewerbe. 
Un ter diesen Umständen haben die Par-
teien betreffend den Lohn freie Hand, 
müssen jedoch allfällige Mindestansätze 
berücksichtigen, die im zugehörigen Ge-
samtarbeitsvertrag enthalten sind. Der 
zwischen den Parteien vereinbarte Lohn 

darf den vorgeschriebenen Minimal-
betrag überschreiten, weil die Erhö-
hung in diesem Fall zugunsten des Ar-
beitnehmenden ausfällt. Haben die 
Parteien jedoch einen Lohn vorgesehen, 
der unter der vom LGAV zwingend vor-
geschriebenen Grenze liegt, so ist die-
ser Betrag ungültig und muss durch den 
Minimallohn ersetzt werden. 2006 be-
lief sich der Mindestlohn für eine Hotel - 
angestellte ohne Aus bildung auf 3182 
Franken brutto pro Monat.

Unter den gegebenen Umständen 
kann der Richter in Anwendung von 
Art. 10 Abs. 1 I LGAV, eine Lohnreduk-
tion von 10 Prozent vorsehen: Leistet 
der Mitarbeitende keine qualifizierte Be- 
rufsarbeit gemäss Ziff. 2, kann ein um 
10 Prozent tieferer Mindestlohn verein-
bart werden, wenn der Betrieb in einem 
förderungsbedürftigen Gebiet nach 
dem Bundesgesetz über Investitions-
hilfe für Berggebiete liegt.

Im vorliegenden Fall ist demnach der 
Bruttolohnanspruch für A. mit 2864 Fran-
ken (3182 Franken ./. 318 Franken) an-
zusetzen.

Im Übrigen ist darauf hinzuweisen, 
dass die von A. angemeldete Forderung 
den Voraussetzungen von Art. 2 Abs. 2 
ZGB in keiner Weise entspricht, was 
übrigens auch Y. nicht behauptet hat. 
Überhaupt ist es so, dass bezüglich Art. 
341 OR eine Verletzung des Grundsat-
zes von Treu und Glauben nur in Aus-
nahmefällen in Betracht kommt.

Auch aus der relativ langen Frist, die 
ein Arbeitnehmender verstreichen lässt, 
bis er seinen Anspruch stellt, darf we- 
der auf seinen Verzicht, noch auf ein 
missbräuchliches Vorgehen geschlossen 
werden. Würde man eine solche Beur-
teilung gutheissen, so wäre der Begriff 
der Verjährung seines Sinnes beraubt.

Sentenza del Pretore della
Giurisdizione di Locarno-Città
14. Oktober 2010

(Übersetzung aus dem Italienischen)
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Sachverhalt

A. arbeitete seit Beginn seiner Lehre 
1962 bei der Y. AG (Beschwerdegegne-
rin). Anfang 2004 wurde bei ihm einma-
lignes Pleuramesotheliom (Brustfell-
krebs) diagnostiziert, das am 10. Novem-
ber 2005 zu seinem Tod führte. Mit 
Klage vom 25. Oktober 2005 hatte er 
Teilklage eingereicht, mit der er 212 906 
Franken als Schadenersatz und Genugtu - 
ung verlangte, da die Erkrankung durch 
Asbestexposition am Arbeitsplatz ver-
ursacht worden sei. Nach seinem Tod 
traten seine beiden Töchter B. und C. 
(Beschwerdeführerinnen) in den Pro-
zess ein.

Der Klage war vor Arbeitsgericht kein 
Erfolg beschieden. Die Appellation wies 
das Obergericht des Kantons Aargau ab. 
Es erkannte, für den Beginn der 10-jäh-
rigen Verjährungsfrist nach Art. 127 OR 
sei bei positiver Vertragsverletzung der 
Zeitpunkt der Pflichtverletzung und 
nicht jener des Schadenseintritts mass-
geblich. Es erachtete daher sämtliche 
der Y. angelasteten Handlungen, welche 
diese vor dem 25. Oktober 1995 (das 
heisst mehr als 10 Jahre vor der Klage-
einreichung als erste Verjährungsun-
terbrechung) begangen haben soll, als 
verjährt. Dies betrifft namentlich den 
Zeitraum zwischen 1966 und 1978, wäh-
rend dem A. gemäss der Klageschrift 
regelmässig und intensiv mit Asbest-
staub in Kontakt gekommen sein soll. 
Dass nach diesem Zeitpunkt ein weite-
rer für die Erkrankung kausaler Kontakt 
erfolgt sei, hielt das Obergericht nicht 
für erwiesen, ebenso wenig wie eine 
Pflichtverletzung in diesem Zeitpunkt.

Aus den Erwägungen

1. Vor Bundesgericht thematisieren B. 
und C. ausschliesslich die Frage der 
Verjährung. Sie machen im Wesentli-

chen geltend, für vertragliche Ansprü-
che be ginne die Verjährung nach Art. 130 
Abs. 1 OR erst mit der Fälligkeit der For-
derung. Fälligkeit bedeute, dass der 
Gläubiger den Anspruch fordern kann 
und der Schuldner erfüllen muss. Ein 
Fordern der Leistung vor Auftreten des 
Schadens sei für das Vertragsrecht bei 
Schadenersatzforderungen begriffs lo- 
gisch ausgeschlossen. Anders verhalte 
es sich im Deliktsrecht, wo Art. 60 Abs. 1 
OR eine zehnjährige absolute Verjäh-
rung ab der schädigenden Handlung 
statuiere.

2.2 Mit Ablauf von zehn Jahren ver-
jähren alle Forderungen, für die das 
Bun deszivilrecht nicht etwas anderes 
bestimmt (Art. 127 OR). Diese Norm gilt 
unter anderem für die aus der Verlet-
zung vertraglicher Pflichten entsteh- 
enden Forderungen auf Leistung von 
Scha denersatz und Genugtuung. Der 
Beginn der Verjährungsfrist untersteht 
in diesen Fällen Art. 130 Abs. 1 OR, das 
heisst die zehnjährige allgemeine Ver-
jährungsfrist läuft von der Fälligkeit der 
Forderung an, und zwar unabhängig 
davon, ob der Gläubiger seine Forde-
rung kennt.

2.4.4 Die Problematik des zu beurtei-
lenden Falles liegt nicht primär darin, 
dass zwischen der behaupteten Pflicht- 
verletzung und dem Schadenseintritt 
mehr als zehn Jahre verstrichen sind, 
sondern darin, dass der Schaden wäh-
rend der zehnjährigen Verjährungsfrist 
nicht liquidierbar ist. Zufolge der Un-
gewissheit, ob die Asbestexposition 
überhaupt gesundheitliche Konsequen- 
zen nach sich zieht, und der langen Zeit 
(15 bis 45 Jahre), die zwischen der As-
bestexposition und einem allfälligen 
Krankheitsausbruch verstreicht, kann, 

selbst wenn der Nachweis einer Pflicht-
verletzung gelingt, vor Ablauf der Ver-
jährungsfrist objektiv nicht festgestellt 
werden, ob Schadenersatz geschuldet 
ist. Da nicht mit überwiegender Wahr-
scheinlichkeit feststeht, dass nach dem 
gewöhnlichen Lauf der Dinge ein Scha- 
den eintreten wird, kann der Geschä-
digte in diesem Zeitraum noch nicht 
mit Aussicht auf Erfolg auf Schadener-
satz klagen. Obwohl das schadenstif-
tende Ereignis stattgefunden hat und 
grundsätzlich abgeschlossen ist, lässt 
sich die zukünftige Entwicklung nicht 
mit hinreichender Sicherheit überbli-
cken, um den zu erwartenden Schaden 
abschätzen zu können. Der Eintritt des 
Schadens im wirtschaftlichen Sinne 
hängt vom Ausbruch der Krankheit ab 
und damit von einem zukünftigen un-
gewissen Ereignis.

Der Gesetzgeber hat diesen für den 
Geschädigten auftretenden Schwierig-
keiten in gewissen Bereichen, in denen 
erfahrungsgemäss mit Spätschäden zu 
rechnen ist, mit Spezialregelungen Rech- 
nung getragen. Er hat beispielsweise 
in Art. 10 des Kernenergiehaftpflichtge-
setzes und Art. 40 des Strahlenschutz-
gesetzes eine Verjährungsfrist von 30 
Jahren vorgesehen. In Art. 13 KHG wird 
für die Kernenergiehaftung der Versi-
cherungsschutz für Spätschäden gere-
gelt, die zufolge Verjährung nicht mehr 
geltend gemacht werden können. Auch 
in diesen Bereichen wurde indessen 
weder auf das Institut der Verjährung 
verzichtet, noch der Schadenseintritt 
zum Ausgangspunkt der Verjährung ge-
macht.

Obwohl sich die Problematik von 
Spätschäden auch in anderen Bereichen 
stellt, hat sich der Gesetzgeber nicht 
für eine generelle Verlängerung der 
Ver jährungsfristen in derartigen Fällen 
ent schieden. Damit bleibt es für As-
bestschäden bei der zehnjährigen Ver-
jährungsfrist, die im zu beurteilenden 
Fall vor der ersten verjährungsunter-
brechenden Handlung abgelaufen ist. 
Insoweit erweist sich die Beschwerde 
als unbegründet.

Urteil des Schweizerischen
Bundesgerichts,16. November 2010

(4A_249/2010)

Urteil

Wann verjährt der Anspruch 
auf Schadenersatz für Asbestopfer ?
Ob durch Asbestexposition am Arbeitsplatz ein Schaden entstanden ist, 

hängt davon ab, ob später eine Krankheit ausbricht. Trotzdem beträgt 

die Verjährungsfrist 10 Jahre ab dem Schaden stiftenden Ereignis und 

nicht ab Krankheitsausbruch. Es gibt keine Spezialregelung für Asbest.
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Sachverhalt

A. wurde per Arbeitsvertrag vom 30. De-
zember 1997 bei der X. SA angestellt. 
Seit dem 28. November 2001 hat X. mit 
der Versicherungsgesellschaft W. einen 
kollektiven Taggeldversicherungsver-
trag. Für den Fall des Verdienstausfalls 
aus Krankheitsgründen sieht diese Ver-
sicherung die Entrichtung einer Tages-
entschädigung vor, die 93 Prozent des 
Tagesverdiensts abdeckt und nach einer 
Sperrfrist von 90 Tagen während maxi-
mal 730 Tagen ausbezahlt wird. Die All-
gemeinen Versicherungsbestimmungen 
sehen vor, dass der Versicherte nament-
lich im Fall der Auflösung des Arbeits-
verhältnisses die Versicherungsdeckung 
auf individueller Basis weiterhin beibe-
halten kann. Dieses Recht muss er je-
doch schriftlich innerhalb einer Frist von 
30 Tagen nach Erlöschen des Arbeits-
vertrags, beziehungsweise Austritt des 
versicherten Kollektivums wahrnehmen, 
sonst ist der Anspruch verwirkt.

Ab 31. Oktober 2003 war A. arbeitsun-
fähig. Am 28. April 2004 wurde sein Ver-
trag per 30. Juni gekündigt. A. focht 
die Auflösung nicht an und bezog den 
Lohn, beziehungsweise die Taggelder 
für den Verdiensausfall bis Ende Juni 
2004. Am 29. April 2004 informierte X. 
A. über die Möglichkeit, bei der W. eine 
Taggeldversicherung auf individueller 
Basis abzuschliessen. Der Brief der Ar-
beitgeberin vom 29. April wurde am 
12. Mai 2004 von A. gegengezeichnet. 
Am 27. August 2004 liess A. X. wissen, 
dass er «die Taggeldversicherung bei 
der W. weiterführen wolle». Der Antrag 
wurde an die W. wei tergeleitet. Diese 
wies das Gesuch als verspätete Ein-
gabe zurück.

Aus den Erwägungen

Die kantonale Instanz war der Meinung, 
dass die Information von X. im Brief vom 
28. April 2004 insofern ungenügend war, 
als sie die Frist nicht erwähnte, inner-

halb welcher der Übergang zum indivi-
duellen Vertrag beantragt werden mus-
ste. Die Richter sahen darin eine Ver - 
nachlässigung der Informationspflicht 
gemäss Art. 331 Abs. 4 OR. X. ihrerseits 
ist der Auffassung, dass A. die entspre-
chenden Auskünfte selber hätte einho-
len können.

Zu Recht hat die kantonale Instanz 
hervorgehoben, dass eine Versicherung, 
die den krankheitsbedingten Verdienst- 
ausfall abdeckt, normalerweise aufgrund 
des VVG die Auszahlung der Taggelder 
bis zum Anspruchsverfall übernimmt, 
wenn die Krankheit innerhalb der De-
ckungsperiode eingetreten ist. Abwei-
chend von diesem Normalfall kann eine 
Sonderregelung getroffen werden, wel- 
che die Einstellung der Taggeldzahlun-
gen per Auflösungsdatum des Arbeits-
verhältnisses vorsieht. In die sem Fall hat 
der Arbeitnehmende die Möglichkeit, 
die Versicherungsleistungen über das 
Datum der Vertragskündigung hinaus 
zu beziehen, wenn er innerhalb einer 
bestimmten Frist ein entsprechendes 
Übertrittsgesuch stellt.

Aus dem kantonalen Entscheid geht 
hervor, dass A. nicht Bescheid wusste, 
dass X. eine von der normalen VVG-Be-
stimmung abweichende Versicherungs-
variante gewählt hatte, bei der die Ent-
richtung der Taggelder vom Datum der 
Vertragsauflösung an eingestellt wur- 
de. Es oblag X., A. – der überzeugt war, 
dass sein Verdienstausfall auch nach 
beendigtem Arbeitsverhältnis weiter-
hin kompensiert würde – darüber zu 
informieren, dass er sein Recht auf den 
Übertritt innert 30 Tagen wahrnehmen 
musste. Diese Auskunft ist X. schuldig 
geblieben. Zu Recht hat die Vorinstanz 
aufgezeigt, dass die X. ihrer Informa-
tionspflicht gemäss Art. 331 Abs. 4 OR 
ungenügend nachgekommen ist.

Aufgrund obiger Erwägung kann A. 
nicht vorgeworfen werden, sich nicht 
rechtzeitig an die Taggeldversicherung 
gewendet zu haben. Man kann ihn des-
wegen auch nicht ein Mitverschulden 
und schon gar nicht einen allfälligen 
Rechtsmissbrauch vorwerfen.

Urteil des Schweizerischen
Bundesgerichts, 3. Juni 2010

(4A_186/2010)
(Übersetzung aus dem Französischen)
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Urteil

Notwendige Information 
über eine Taggeldversicherung
Gemäss Art. 331 Abs. 4 OR ist der Arbeitgeber verpflichtet, dem Arbeit-

nehmenden über die ihm gegenüber einer Vorsorgeeinrichtung oder 

einem Versicherungsträger zustehenden Rechte die notwendigen Infor-

mationen zu geben. Diese Pflicht des Arbeitgebers gegenüber dem Ar-

beitnehmenden soll dessen Interessenwahrung ermöglichen.
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Fit fürs Teamwork: 
Auch eine Frage der 
körperlichen Gesundheit?

Betriebliches Gesundheitsmanagement

Bei der Gesundheitsför de rung 
kommt die Kür nach der Pflicht
Massnahmen zur betrieblichen Gesundheitsförderung sind eine freiwillige Ergänzung zu 

den gesetzlichen Arbeitsschutzverpflichtungen der Arbeitgeber. Sie bieten den Unterneh- 

men personalpolitische Profilierungsmöglichkeiten und können dem Wohlbe finden der 

Mitarbeitenden zuträglich sein. Die für Arbeitgeber elementaren Grundlagen für sichere 

und gesunde Arbeitsplätze dürfen aber nicht vernachlässigt werden. Jürg Zellweger

Betriebliche Gesundheitsförderung (BGF) zielt da-
rauf ab, Krankheiten und Unfällen am Arbeitsplatz 
vorzubeugen, Gesundheitspotenziale zu stärken 
und das Wohlbefinden am Arbeitsplatz zu verbes-
sern. Mit Massnahmen wie etwa Stressbewälti-
gungsprogrammen, Bewegungsangeboten, gesun-
der Ernährung, Workshops zur Konfliktbewälti- 
gung usw. versucht man, direkt oder indirekt das 
betriebliche und private Verhalten der Mitarbei-
tenden zu beeinflussen – respektive auf betriebli-
che (und sogar private) Verhältnisse im Sinne der 
Gesundheitsförderung einzuwirken.

Die strukturellen Grundlagen für einen nachhal-
tigen Erfolg der BGF werden durch die manage-
mentmässige Verankerung von Gesundheitszielen 
erreicht. Dabei spricht man von einem betriebli-
chen Gesundheitsmanagement (BGM). Im Vorder-
grund stehen dabei etwa Ziel- und Betriebsverein-
barungen, die Etablierung von Gesundheitszirkeln, 
die Klärung von Verantwortlichkeiten und nicht 

zuletzt die Bereitstellung der entsprechenden 
Budgets.

In ihrer Grundphilosophie strebt die Gesund-
heitsförderung primär die Unterstützung von Ge-
sundheitsressourcen der Menschen an. Dabei wird 
vom Wissen und den subjektiven Erfahrungen mit 
der persönlichen Gesundheit der Betroffenen aus-
gegangen. Die betriebliche Prävention hingegen 
setzt auf objektives Expertenwissen, um Unfälle 
und Krankheiten zu verhüten. Die Herangehens-
weise in der BGF ist mit andern Worten eine sozi-
alwissenschaftliche, diejenige der Prävention eine 
tech nische und medizinisch ausgerichtete.

Der Gratisapfel gehört 

nicht zum Arbeitsschutz

Der den Mitarbeitenden angebotene Gratisapfel 
aus dem regionalen Biobauernhof oder der Velo-
tag («Bike to work») können als plakatives Sym-
bole für einzelne BGF-Massnahmen genommen 
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tung von Unfällen und Berufskrankhei-
ten und zum Gesundheitsschutz am 
Arbeitsplatz. Die Arbeitgeber sind ver-
pflichtet, in ihren Betrieben auftretende 
Gefährdungen für Sicherheit und Ge-
sundheit der Arbeitnehmenden objek-
tiv zu ermitteln und die erforderlichen 
Schutzmassnahmen und Anordnungen 
nach anerkannten Regeln der Technik 
zu treffen. Entsprechende Schutzmass-
nahmen und Schutzeinrichtungen sind 
zudem regelmässig zu überprüfen.

Dabei ist nicht nur an die Situation 
auf dem Bau oder in der Industrie zu 
denken. Auch reine Büroarbeitsplätze 
bergen Unfallgefahren, und auch von 
nicht richtig eingerichteten Arbeits-
plätzen können Gesundheitsbelastun-
gen ausgehen. Man denke hier an die 
individuelle und ergonomisch richtige 
Justierung von Tischen und Stühlen 
oder die individuelle Einstellung von 
Compterbildschirmen. Auch Stolperun-
fälle oder Stürze – etwa im Betriebsar-
chiv – erscheinen in den Unfallstatis-
tiken im Diensleistungssektor immer 
noch an prominenter Stelle.

Im Sinne der Prioritätensetzung bei 
knappen Ressourcen empfiehlt es sich, 
vorab die gesetzlichen Arbeitssicher-
heits- und Gesundheitsschutz-Massnah-
men als Daueraufgabe in den Betrie-
ben flächendenkend zu verankern. Für 
kleinere und mittlere Unternehmen bie-
ten dabei die Branchenlösungen der 
Verbände praxisgerechte Unterstützung. 
Wer diese Pflicht erfüllt hat und dauer-
haft zu erfüllen imstande ist, kann sich 
an die Kür – ein betriebliches Gesund-
heitsmanagement – wagen. �

werden, während die Anordnung, auf 
Baustellen Schutzhelme zu tragen oder 
in Büros Bildschirme ergonomisch rich-
tig einzustellen, für Präventionsmass-
nahmen aus dem traditionellen Arbeits-
schutz stehen.

Massnahmen der betrieblichen Ge-
sundheitsförderung ergänzen damit ob-
ligatorische Präventionsverpflichtungen 
der Arbeitgeber im Bereich der Sicher-
heit und des Gesundheitsschutzes am 
Arbeitsplatz und können, wie die Bei-
träge aus der Praxis (Seite 16) und aus 
der Sicht des Arbeitsrechts (Seite 18) 
zeigen, aus verschiedenen Gründen 
sinnvoll sein. Gerade mit Bezug auf 
psychosoziale Belastungen und stress-
bedingte Erkrankungen, bei denen kei-
ne eindeutigen Kausalzusammenhänge 
bestehen, kann der Ansatz der BGF neue 
Impulse bringen. 

Anbieter von professionellen Dienst-
leistungen im Bereich der betrieblichen 
Gesundheitsförderung versprechen den 
Unternehmen längerfristig etwa die Ver-
besserung von Image und Betriebskli - 
ma, eine Zunahme der Produktivität, Ar-
beitsqualität und Arbeitszufriedenheit 
sowie die Senkung von Personalfluktu-
ationen und unfall- respektive krank-
heitsbedingte Absenzen. Solche Effekte 
sind in Zeiten des Fachkräftemangels 
und einer zunehmend älter werdenden 
Erwerbsbevölkerung auch von volks-
wirtschaftlicher Bedeutung.

Gesundheitsförderung durch 

Firmen hat auch Grenzen

Allerdings gibt es auf dem einschlägi-
gen Markt sehr viele und unterschied-
liche Angebote. Die Palette reicht von 
Wellnesstagen bis zu umfassenden Ge-
sundheits-Managementsystemen. Was 
für Massnahmen die Gesundheit der 
Mit arbeitenden aber wirklich wirksam 
fördern können, ist dagegen wissen-
schaftlich noch wenig erhärtet. Sind 
zum Beispiel betrieblich geförderte 
Massageangebote zweckmässig – oder 
einfach nur gut für die Stimmung? Hier 
besteht zweifellos noch Evaluierungs-
bedarf.

Sicher ist: Für den Erfolg und die Ak-
zeptanz von Massnahmen sind die Frei-
willigkeit und die Berücksichtigung der 
besonderen Bedürfnisse des jeweiligen 
Betriebes entscheidend. Damit ist BGM 

auch klar als freiwillige Unternehmens- 
beziehungsweise Personalstrategie ein-
zu ord nen.

Die Eigenverantwortung  

muss im Zentrum stehen

Massnahmen der betrieblichen Gesund-
heitsförderung stossen auch an Grenzen. 
Eine an der sogenannten Ottawa-Char - 
ta orientierte Gesundheitsförde rung, die 
auf ein umfassendes, körperliches, see-
lisches und soziales Wohlbefinden (!) 
auch bei der Arbeit abzielt, scheitert 
schlicht am Alltag und den ökonomi-
schen Realitäten. Die Beeinträchtigung 
des Wohlbefindens aus serhalb der Ar-
beit kann zudem schwer von den Arbeit-
gebern beeinflusst werden. Mit ei nem 
ausgewogenen Verpflegungsangebot 
oder Tipps für eine gesunde Lebens-
gestaltung können die Unternehmen 
ihre Mitarbeitenden lediglich dabei un-
terstützen, die persönliche Gesundheit 
zu stärken. Zentral ist und bleibt – auch 
bei einem systematischen betrieblichen 
Gesundheitsmana gement – die Eigen-
verantwortung des Einzelnen für seine 
Gesundheit. 

Um echte Erfolge zu erzielen, sind 
bei der betrieblichen Gesundheitsför-
derung eine langfristige Strategie und 
Durchhaltewille angesagt. Dabei müssen 
Kosten und Nutzen der Massnahmen 
in einem angemessenen Verhältnis zu- 
einander stehen und betriebswirtschaft-
lich gerechtfertigt werden können. Kurz-
fristige Begeisterung für innovative 
be triebsinterne Gesundheitsprojekte 
ist das eine, die nötige Langfristigkeit 
macht es jedoch zwingend, sich über 
Effektivität und Effizienz der Massnah-
men Rechenschaft abzulegen. Nicht je-
des Wellnessangebot genügt dem An-
spruch, den Gesundheitszustand der 
Mitarbeitenden zu verbessern.

Das Wesentliche 

im Auge behalten

Auch wenn betriebliche Gesundheits-
förderung für einzelne Unternehmen 
sinnvoll ist und Wirkungen zeigt, so 
dürfen die elementaren und objektiven 
Grundlagen von sicheren und gesun-
den Arbeitsplätzen keinesfalls in den 
Hintergrund gedrängt oder vernach-
lässigt werden. Zu diesen Grundlagen 
gehören die Bestimmungen zur Verhü-

Jürg Zellweger ist Mitglied der Geschäftsleitung 
des Schweizerischen Arbeitgeberverbands.
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Betont die Eigenverantwortung: Jürg Zellweger.



Die Identifikation mit dem Unterneh-
men war bei den Mitarbeitenden von 
Kuhn Rikon schon lange hoch. Und doch 
hatte sich die Geschäftsleitung zum Ziel 
gesetzt, diese nochmals zu stärken, als 
sie 2006 mit der Einführung eines be-
trieblichen Gesundheitsmanagements 
(BGM) begann. Gemeinsam mit dem In-
stitut für Sozial- und Präventivmedizin 
(ISP) der Universität Zürich startete man 
zunächst mit einem Einstiegs-Workshop 
für das Kader, in dessen Rahmen Ziel 
und Zweck des gesamten Engagements 
aufgezeigt wurden. Als Name und Label 
für das Ganze wählte man vital@kuhn-
rikon und informierte im Rahmen eines 
Info-Meetings entsprechend die ganze 
Belegschaft.

«Ganz wichtig war von Anfang an das 
klare Commitment der gesamten Ge-
schäftsleitung und des Verwaltungsra-
tes», betont Daniel Obrist, Leiter Dienste, 
GL-Mitglied und bis heute verantwort-
lich für das BGM bei Kuhn Rikon. Auslö-
ser für das Engagement sei nicht irgend-
ein Ereignis, sondern grundsätzliches 
Interesse am Thema gewesen, sagt 

Obrist: «Wir wissen, dass wir von den 
Leuten täglich sehr viel fordern und da-
rum ein Umfeld schaffen müssen, in 
dem sich unsere Mitarbeitenden wohl 
und wertgeschätzt fühlen. Weil Kuhn 
Rikon seine soziale Verantwortung 
schon immer wahrgenommen hat, sah 
ich viel Potenzial bei diesem Thema.»

Gründung eines 

Gesundheitszirkels

Eine detaillierte Mitarbeiterbefragung 
durch das Institut für Sozial- und Prä-
ventivmedizin brachte zutage, dass die 
Identifikation mit dem Unternehmen 
tatsächlich bereits hoch und die Loya-
lität gegenüber dem Arbeitgeber gross 
ist. Bemängelt wurden teilweise die In-
formationspolitik, gewisse Lohnleistun-
gen und in der Fertigung da und dort 
auftretende Belastungen durch Lärm 
und Staub. Als nächster Schritt folgte 
die Installierung eines so genannten Ge- 
sundheitszirkels – bestehend aus acht 
Mitarbeitenden quer durch die Berei- 
che und Hierarchien.

Dieser Zirkel, der bis heute viermal 
im Jahr tagt, analysierte die Ergebnisse 
der Mitarbeiterbefragung und beschloss 
über zu ergreifende Massnahmen. In 
der Produktion initiierte er Messungen 
durch die Suva, die zum Beispiel erga-

Gesundheitsmanagement in der Praxis

Wie sich Kuhn Rikon vorbildlich 
für gesundes Personal engagiert
Der Kochgeschirr-Hersteller Kuhn Rikon hat bereits vor fünf Jahren ein umfassendes betriebliches 

Gesundheitsmanagement eingeführt, für das die Firma mehrfach ausgezeichnet wurde. Die 

Tösstaler machen sehr gute Erfahrungen, auch wenn die Absenzen der Mitarbeitenden nicht 

wesentlich reduziert werden konnten. GL-Mitglied Daniel Obrist, der für die Umsetzung und 

neue Massnahmen zuständig ist, zieht eine positive Bilanz. Michael Zollinger
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160 Mitarbeitende und viele Tibeter

Kuhn Rikon entwickelt, produziert und vertreibt qualitativ hochwertiges Koch-
geschirr und Zubehör. Das Familienunternehmen beschäftigt 160 Mitarbei-
tende, 130 davon in Rikon (ZH), und verkauft ihre Produkte in 40 Länder. Die 
Firma ist eng verbunden mit der Tibetergemeinschaft hierzulande. 

Als das Rote Kreuz und andere Hilfsorganisationen 1964 von der chinesischen 
Unterdrückung schwer betroffene Tibeterfamilien in die Schweiz aufnahm, 
stellten Henri und Jacques Kuhn, die Söhne des Firmengründers Heinrich Kuhn, 
spontan Arbeitsplätze und Firmenwohnungen zur Verfügung. 1968 gründeten 
sie mit ihrem Freundeskreis das Tibeter-Institut Rikon. Bis heute arbeiten viele 
Tibeterinnen und Tibeter im Unternehmen.
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Setzt das betriebliche Gesundheitsmanagement bei Kuhn Rikon um: Daniel Obrist.



ben, dass man eine falsche Mischung 
eines Schmiermittels verwendete, die 
gesundheitlich zwar unbedenkliche, 
aber trotzdem störende Wasserdämpfe 
freisetzte. In Sachen Information wur-
den die Anstrengungen etwa forciert, 
indem neu nach Geschäftsleitungssit - 
zungen Infos über die Linienverantwort-
lichen sofort weitergegeben werden. 

Eigenverantwortung stärken

Bei jedem Gesundheitsmanagement, 
sagt Obrist, sei immer das Engagement 
jedes Einzelnen gefragt. Diverse Mass-
nahmen der letzten Jahre setzten denn 
auch beim persönlichen Verhalten der 
Mitarbeitenden an. Man förderte zum 
Beispiel den Wasserkonsum am Arbeits-
platz, indem man an Interessierte eine 
hochwertige, persönlich beschriftete 
Glas flasche verschenkte. Oder man griff 
das Thema Körperhaltung und Rücken 
in Form von Workshops mit einer loka-
len Physiotherapeutin auf. Eingeführt 
wurde das Angebot einer Masseurin, 
die den Betrieb besucht. «In der ersten 
Runde bezahlten wir diesen Service, in-
zwischen müssen ihn Interessierte selbst 
berappen», so Obrist. Zwar liege die 
Hauptverantwortung beim Mitarbei-
tenden, es sei aber das Ziel, die Leu te 
zum Thema Gesundheit zu sensibilisie-
ren, weshalb gewisse Aktionen obli ga-
torisch seien.

Dazu gehört das Rauchverbot. Bereits 
seit Mitte 2009 ist der gesamte Betrieb 
rauchfrei, was freilich nicht alle in der 
Belegschaft mit Jubel quittierten, wie 

Obrist zugibt. Auf Freiwilligkeit basierte 
hingegen beispielsweise die mehrma-
lige Teilnahme an der jährlichen Aktion 
«bike to work» von Pro Velo, die dazu 
ermuntert, für den Arbeitsweg aufs  
Fahrrad umzusteigen.

Viel Lob für die Umsetzung

Es ist ein Strauss von Massnahmen, die 
Kuhn Rikon in den letzten Jahren im 
Bereich Gesundheit ergriffen hat. Da-
niel Obrist ist überzeugt, dass sich das 
Engagement mehrfach lohnt. Nicht zu-
letzt in Form von positiver PR. Für ihre 
vorbildliche Umsetzung eines BGM wur-
de das Tösstaler Unternehmen bereits 
mehrfach ausgezeichnet. Als eines der 
ers ten KMU überhaupt erhielt es von der 
Stiftung Gesundheitsförderung Schweiz 
das Label «Friendly Work Space». Um 
das Label zu erlangen, müssen Unter-
nehmen eine betriebliche Gesundheits- 
 förderung in ihre Managementprozes se 
integrieren. Im letzten Jahr folgte der 
«Zürcher Preis für Gesundheitsförderung 
im Betrieb 2010» vom ISP der Universi-
tät Zürich. Lobend erwähnt wurden von 
der Jury unter anderem die periodi-
schen Befragungen der Mitarbeitenden, 
der ständige Gesundheitszirkel, flex i ble 
Arbeitszeitgestaltung, vielfältige Aktio-
nen und Schulungen der Mitarbeiten-

den zu Gesundheitsfragen sowie die 
Gesundheit als Teil der Unternehmens-
leitlinien und der Führungsaufgabe.

Auf Letzteres will man künftig noch 
grösseres Augenmerk legen, wie Obrist 
sagt. Im Juni führt er für das Unterneh-
menskader mit einem externen Partner 
einen Workshop unter dem Titel «Ge-
sund führen» durch. Die wesentlichen 
Einflussfaktoren zu Gesundheit und Ar-
beit und die Relevanz des eigenen Füh-
rungsverhaltens werden thematisiert. 
Insbesondere psychische Erkrankungen 
können unter Umständen mit dem Ver-
halten von Führungskräften zu tun ha-
ben. Es geht aber auch um die klare 
Botschaft: «Man darf bei Kuhn Rikon 
krank werden – und wenn, dann wird 
einem geholfen. Präsentismus ist nicht 
unsere Erwartung an kranke Mitarbei-
tende.»

Ein wichtiger Bestandteil jedes um-
fassenden BGM ist ein systematisches 
Absenzenmanagement. In Rikon be deu- 
 tet das einen intensiven Kontakt mit 
Ärzten, Krankentaggeld- und Invaliden- 
 versicherungen in Fällen von Langzeit-
abwesenden genau so wie konsequen- 
te Rückkehrgespräche durch die Vor- 
gesetzten auch nach kurzen Absenzen.

Kosten : Nicht mehr als 

20 000 Franken pro Jahr

Dass die Zahl der Absenzen 2010 im 
Vergleich zu 2009 beim Kochgeschirr-
hersteller dennoch nicht wesentlich ge- 
senkt werden konnte, stört Daniel Obrist 
übrigens nicht. Weder dies noch mone-
täre Ziele stünden im Vordergrund. Viel- 
mehr gehe es um ein klares Zeichen 
der Wertschätzung gegenüber der Be-
legschaft. Die finanziellen Aufwendun-
gen für das ganze Engagement halten 
sich laut Obrist ebenfalls im Rahmen. 
Nebst den internen Kosten und dem 
personellen Zeitaufwand betragen sie 
jährlich nicht mehr als 20 000 Franken.

Für ein langfristig erfolgreiches BGM 
braucht es dafür viel Durchhaltewillen 
und ständig neue, kreative Ideen. Für 
Obrist ist eines nach den ersten fünf 
Jahren betriebliches Gesundheitsmana-
gement bei Kuhn Rikon klar: «Bei uns 
hat es definitiv die Stimmung angeho-
ben. Ich kann es nur allen Schweizer 
KMU zur Nachahmung empfehlen.» �
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Die Mitarbeitenden von Kuhn Rikon sind für das Thema Gesundheit sensibilisiert und produzieren 
den Grossteil des Kochgeschirrs immer noch im Tösstal.

« Die Gesundheit ist 
als Teil der Füh rungs-
aufgaben verankert.»



Die Gesundheit der Arbeitnehmer ist 
das zentrale Schutzziel des Arbeitsschutz- 
rechts. So verpflichtet das Arbeitsgesetz 
(ArG) den Arbeitgeber, zum Schutz der 
Gesundheit der Arbeitnehmer alle Mass-
nahmen zu treffen, die nach der Erfah-
rung notwendig, nach dem Stand der 
Technik anwendbar und den Verhältnis-
sen des Betriebes angemessen sind.

Der Gesundheits-Begriff und 

das Arbeitsschutzrecht

Was ist unter «Gesundheit» zu verste-
hen? Die Weltgesundheitsorganisation 
(WHO) versteht unter «Gesundheit» den 
Zustand «vollständigen (…) Wohlerge-
hens». Das Arbeitsschutzrecht verfolgt 
bescheidenere Ziele – im Wissen, dass 
die meisten Arbeitnehmer den (idealen) 
Zustand vollständigen Wohlergehens 
nie erreichen werden. Das Arbeitsschutz-
recht versteht unter «Gesundheit» aber 
nicht bloss die Abwesenheit von Unfall 
und Krankheit. Das lässt sich gut an der 
Entwicklung des Arbeitsschutzrechts 
ablesen, die vom Gesundheitsbegriff 
der WHO durchaus beeinflusst ist.

Ursprünglich war das Arbeitsschutz-
recht allein auf die Verhinderung von 
Berufsunfällen und Berufskrankheiten 
ausgerichtet. Seit einiger Zeit will das 
Arbeitsschutzrecht aber auch vor Nicht-
berufskrankheiten schützen. Eine Erwei-
terung des klassischen Ansatzes des 
Arbeitsschutzrechts ist vor allem durch 
die Einführung des «Grundsatzes von 
ergonomischen Arbeitsbedingungen» 
erfolgt. Ergonomische Arbeitsbedingun-
gen können etwa dazu führen, dass ein 
vorbestehendes Rückenleiden, das kei- 
ne Berufskrankheit darstellt, nicht «aus-
gelöst» wird.

Allein mit ergonomischen Arbeitsbe-
dingungen wird dem Gesundheitsbe-

griff der WHO noch keine Rechnung 
getragen. Der «Grundsatz von ergono-
mischen Arbeitsbedingungen» hat sich 
jedoch als verallgemeinerungsfähig er-
wiesen. Je länger je mehr wird das Ar-
beitsschutzrecht durch das Postulat der 
Anpassung der Arbeit an den Menschen 
beeinflusst. So verpflichtet das ArG den 
Arbeitgeber, eine allzu einseitige Bean-
spruchung der Arbeitnehmer zu vermei-
den. Nach heutigem Verständnis, das 
stark von der Idee der «Humanisierung 

der Arbeitsbedingungen» geprägt ist, 
ist der Arbeitgeber zum Beispiel dazu 
verpflichtet, monotone Arbeit zu ver-
meiden: Der Arbeitgeber hat für Ab-
wechslung zu sorgen, die sich nament-
lich auf die psychische Gesundheit 
po sitiv auswirken kann, ja sogar für psy-
chisches Wohlergehen sorgen kann.

Nach wie vor Defizite 

beim Arbeitsschutzrecht

Trotz aller Fortschritte, die im Arbeits-
schutz in den letzten Jahrzehnten er-
zielt worden sind, weist das Arbeits-
schutzrecht immer noch wesentliche 
Defizite auf. Die beiden Hauptdefizite: 
Das Arbeitsschutzrecht schützt erstens 
die Gesundheit der Arbeitnehmer nur 
insofern, als ein Arbeitsplatzbezug be-
steht. Auch der Schutz vor Nichtberufs-
krankheiten geht immer nur so weit, 
als ein Arbeitsplatzbezug besteht. Das 

Arbeitsschutzrecht besteht zweitens 
nicht nur aus dem ArG, sondern auch 
aus zahlreichen Verordnungen. Das Ar-
beitsschutzrecht ist stark normzentriert. 
Es ist aber zu wenig ressourcen-, das 
heisst menschenorientiert. Es fehlen vor 
allem institutionalisierte Möglichkeiten 
zur unmittelbaren aktiven Mitwirkung 
der Arbeitnehmer.

Aus diesem Grund kann das Arbeits-
schutzrecht vor allem das Ziel, auch die 
psychische Gesundheit der Arbeitneh-
mer zu schützen, unmöglich erreichen: 
Der Arbeitgeber hat z. B. die Pflicht, 
eine übermässig starke Beanspruchung 
der Arbeitnehmer zu vermeiden. Wie 
der Arbeitgeber dieses Schutzziel er-
reicht, bleibt seinem Ermessen überlas-
sen. Namentlich dafür, wie man Stress 
vermeidet, gibt es aber keine Standards, 
an denen sich der Arbeitgeber orien-
tieren könnte; denn der eine ist früher 
gestresst, die andere später. Eine wirk-
same Vermeidung von Stress ist deshalb 
nur möglich, wenn sich jeder Arbeitneh-
mer etwa bei der Gestaltung der Arbeits-
organisation einbringen kann.

Kompensation durch 

betriebliches BGM

Die beiden Hauptdefizite des Arbeits-
schutzrechts können mit einem betrieb-
lichen Gesundheitsmanagement (BGM) 
zumindest teilweise kompensiert wer-
den. Ein BGM zielt darauf ab, unter 
Rückgriff auf arbeitsmedizinische und 
arbeitspsychologische Erkenntnisse die 
Gesundheit jedes Arbeitnehmers – un-
abhängig davon, ob eine Beeinträchti-
gung vorliegt – systematisch zu fördern. 
Die in der Arbeitswelt anzutreffenden 
BGM sind sehr unterschiedlich ausge-
staltet. Allen BGM-Konzepten ist aber 
gemeinsam, dass der Arbeitnehmer als 

Gesundheitsmanagement und Arbeitsrecht

Was die Arbeitgeber beachten  
und berücksichtigen sollten
Betriebliche Gesundheitsmanagements (BGM) werden in der Schweiz noch längst nicht 

flächendeckend betrieben. Aus arbeitsrechtlicher Sicht ist ein BGM überaus sinnvoll. Das 

Arbeitsrecht stellt aber auch gewisse Anforderungen an die Ausgestaltung. Philipp Schneiter
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« Der Arbeitgeber 
ist gesetzlich  
nicht verpflichtet, 
ein BGM 
zu installieren. »
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Mensch im Mittelpunkt steht. Das be-
deutet zweierlei:

Das erste Merkmal eines BGM be-
steht darin, dass der Arbeitnehmer als 
Mensch angesehen wird. Ein BGM för-
dert die Gesundheit der Arbeitnehmer 
nicht nur insofern, als ein Arbeitnehmer 
seine Rolle als Arbeitnehmer ausübt. Ein 
BGM geht vielmehr bewusst über den 
betrieblichen Aktionsradius hinaus, bei-
spielsweise wenn in einer betrieblichen 
Informationsveranstaltung gesunde Er-
nährung thematisiert wird. Das zweite 
Merkmal eines BGM besteht darin, dass 
der Mensch in den Mittelpunkt gestellt 
wird. Ein BGM will – beispielsweise im 
Rahmen eines Gesundheitszirkels – ge-
zielt das persönliche Erfahrungswissen 
jedes einzelnen Arbeitnehmers mobili-
sieren, um die Gesundheit der Arbeit-
nehmer zu fördern.

Ausgestaltung: Hohe 

rechtliche Anforderungen

Auch wenn ein BGM, mit dem die Defi-
zite des Arbeitsschutzrechts zumindest 
teilweise kompensiert werden, überaus 
sinnvoll ist, ist der Arbeitgeber von Ge-
setzes wegen nicht verpflichtet, ein BGM 
zu installieren. Wenn der Arbeitgeber 
ein BGM installiert, muss die Teilnahme 
der Arbeitnehmer grundsätzlich freiwil-
lig bleiben. Ob ein Arbeitnehmer z. B. 
die Fitnessgeräte, die der Arbeitgeber 
zur Verfügung stellt, benutzt, ist seine 
Entscheidung. Sporttreiben betrifft die 
Privatsphäre, auf die der Arbeitgeber 
keinen Zugriff hat.

Sofern ein Arbeitnehmer am BGM 
teilnehmen will, muss der Arbeitgeber 
den Gleichbehandlungsgrundsatz be-
achten. Wenn der Arbeitgeber seine 
Arbeitnehmer zwecks Stressvermeidung 
weiterbilden will, darf einem älteren 
Arbeitnehmer der Besuch einer Weiter-
bil dungsveranstaltung nicht deshalb 
verweigert werden, weil sich die lang-
fristigen Beanspruchungsfolgen des 
Stresses bei diesem Arbeitnehmer kaum 
mehr während der Dauer des Arbeits-
verhältnisses bemerkbar machen wer-
den.

Datenschutz beachten

Soweit ein Arbeitnehmer am BGM teil-
nimmt, muss der Arbeitgeber nament-
lich den Datenschutz beachten: Die 

unmittelbare aktive Mitwirkung eines 
Arbeitnehmers etwa in einem Gesund-
heitszirkel bringt es zwangsläufig mit 
sich, dass ein Arbeitnehmer besonders 
schützenswerte Personendaten offen-
bart. Dagegen ist grundsätzlich nichts 
einzuwenden. Die Offenbarung dient 
ja letztlich dem Zweck, die Anzahl der 
Absenzen im Betrieb zu verringern; und 
an einer derartigen Verringerung hat 
der Arbeitgeber ein durchaus schützens-
wertes Interesse. Bei der Mitwirkung in 
einem Gesundheitszirkel besteht jedoch 
die Gefahr, dass ein Arbeitnehmer Daten 
über seinen Gesundheitszustand offen-
bart, die der Arbeitgeber zu einem spä-
teren Zeitpunkt in anderen Zusammen-
hängen berücksichtigen kann.

Das Datenschutzrecht schiebt der-
artigen Zweckentfremdungen aller-
dings einen Riegel vor. In der Sache 
haben Arbeitgeber durch organisatori-
sche Mass nahmen eine innerbetriebli-
che informationelle Gewaltenteilung 
sicherzustellen. So ist zu verhindern, 

dass die Personen, die Beförderungen 
beurteilen, in den Besitz von Gesund-
heitsdaten der Kandidaten gelangen.

Kein Diskriminierungsschutz 

ungesunder Arbeitnehmer

Ein BGM kann Massstäbe setzen, de-
nen nicht jeder Arbeitnehmer genü-
gen will oder kann. Das schweizerische 
Arbeitsrecht kennt aber keinen allge-
meinen Diskriminierungsschutz «unge-
sunder» Arbeitnehmer. Es muss daher 
wohl oder übel gewährleisten, dass ei-
nem BGM kein allzu hoher Stellenwert 
beigemessen wird. �

 

Lic. iur. Philip Schneiter ist Mitarbeiter 
Recht der Aargauischen Industrie- und  
Handelskammer (AIHK).
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Der Grundsatz von ergonomischem Arbeitsbedingungen hat zur Erweiterung  
des Arbeitsschutzrechts beigetragen.



Gemäss der Studie wird der Umgang 
mit psychisch kranken Mitarbeiten- 
den von Arbeitgebern als weit verbrei-
tetes Problem wahrgenommen. Arbeit-
geber würden sich oftmals überfordert 
fühlen damit und trotz grossem Enga-
gement keine adäquaten Problemlö-
sungen finden.

Bemerkenswert ist, dass die Invali-
denversicherung (IV) von den Befrag-
ten kaum je als «Problemlöserin» ge-
nannt wurde. «Es fällt auch auf, dass 
die IV die Arbeitgeber nur in wenigen 
Fällen detailliert über die Folgen psy-
chischer Erkrankungen für die Arbeits-
fähigkeit, über den richtigen Umgang 
mit diesen Mitarbeitenden sowie über 
mögliche Arbeitsplatzanpassungen in-
formierte», schreiben die Autoren der 
Pilotstudie, die im Auftrag des Bundes-
amts für Sozialversicherungen (BSV) er-
stellt sowie vom Arbeitgeberverband 
Basel und der Wirtschaftskammer Basel- 
land unterstützt wurde.

Die Fachstelle für Psychiatrische Re-
habilitation der Kantonalen Psychiatri-
schen Dienste BL führte die Untersu-
chung im Frühjahr 2010 zusammen mit 
der Fachhochschule Kärnten durch, 
rund 1000 Personen – vorab Personal-
verantwortliche mit Führungsfunktion 
sowie höhere Linienvorgesetzte – nah-
men da ran teil.

Psychische Krankheit 

oft ein « Charakterproblem »

Die Studie zeigt zudem bei den betrof-
fenen Mitarbeitenden eine bemerkens-
werte Häufigkeit (55 Prozent) von per-
sönlichkeitsbedingten Problemen am 
Arbeitsplatz. Nur in 40 Prozent der Fälle 
kommen längere Absenzen der Mitarbei-
tenden zum Tragen. In den meisten re-

levanten psychischen Problemsituatio-
nen kommt es gar nie zu Absenzen. 
Arbeitgeber nehmen die Schwierigkei-
ten oft nicht als psychische Krankheit 
wahr, sondern als Problem des Charak-

ters. «Gerade diese Wahrnehmung führt 
aber dazu, dass die betroffenen Mitar-
beitenden viel zu spät erfasst werden 
und Frühinterventionen gar nicht grei-
fen», so die Studie.

Die Personalverantwortlichen gehen 
insgesamt davon aus, dass 25 Prozent 
der Belegschaft früher oder aktuell 
unter psychischen Problemen mit ne-
gativen Auswirkungen auf die Produk-
tivität leiden. Die von den Befragten 
geschilderten «besonders belastenden» 
Situationen ziehen sich im Durchschnitt 
über mehrere Jahre hin. Dabei ziehen 
die Vor ge setz ten selten exter ne Hilfe 
bei. Gemäss Studie wurden die Mitar-
beitenden praktisch nie zu einem Arzt-
besuch aufgefordert.

Die Arbeitsteams sind durch solche 
Situationen belastet, verunsichert und 
reagieren gerade bei psychisch auffäl-
ligen Verhalten mit Ungeduld, Ärger 
und Unverständnis. In vielen Fällen 
verschlechtert sich das Klima im Team 
stark. Die Befragten gaben an, dass die 
Situation in fast der Hälfte aller Fälle 
«gelöst» werden konnte. Allerdings be-
stand die «Problemlösung» in 90 Pro-

zent der geschilderten Fälle in der Auf-
lösung des Arbeitsverhältnisses.

« Professionelle 

Unterstützung fehlt »

Nur ein Viertel der Arbeitgeber wüssten 
von der Möglichkeit, dass sie betroffe- 
ne Mitarbeitende relativ unkompliziert 
zwecks Früherfassung und Frühinter- 
vention bei der IV melden könnten. Es 
mangle primär nicht am Engagement 
der Arbeitgeber, sondern an der pro-
fessionellen Unterstützung, an Informa- 
tion und Aufklärung sowie an konkre- 
ten, handhabbaren Instrumenten zur 
effizienten Problembewältigung in den 
Betrieben, bilanzieren die Autoren. Es 
müsse offen diskutiert werden, ob und 
wie die IV bereits in einem frühen Sta-
dium als Ansprechpartnerin involviert 
werden könne.

Ein weiteres Fazit: Solange man mit 
psychisch belasteten Mitarbeitenden 
im Betrieb überfordert sei und nicht 
besser als mit der Auflösung des Ar-
beitsverhältnisses reagieren könne, wer- 
de die Ausgrenzung der Betroffenen in 
die Invalidenversicherung oder andere 
Systeme der sozialen Sicherheit nicht 
abnehmen.

Die Berentung aus psychischen Grün- 
den stieg in den letzten Jahren in der 
Schweiz stark an. Die IV hat mit der 
5. Revision ihre Aktivitäten zur Frühin-
tervention ausgebaut und plant mit der 
6. Revision, die Intervention im betrieb-
lichen Vorfeld einer IV-Anmeldung noch 
zu verstärken. � 

Pilotstudie des Bundesamts für Sozialversicherungen

Arbeitgeber oft überfordert mit 
psychisch kranken Mitarbeitenden
Arbeitgeber nehmen den Umgang mit psychisch kranken Mitarbeitenden als weit verbreitetes 

Problem wahr. Sie fassen persönlichkeitsbedingte Schwierigkeiten oft als Problem des Charakters 

auf, dadurch werden die betroffenen Mitarbeitenden zu spät erfasst. Das zeigt eine Pilotstudie,  

an der über 1000 Personen – mehrheitlich Personalverantwortliche – teilnahmen. Jürg Wiler
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www.bsv.admin.ch � Praxis

� Forschung � Forschungs-

publikationen 

« 25 Prozent der
Belegschaft leiden 
oder litten unter 
einem psychischen 
Problem. »



 K O LU M N E  21

Schweizer Arbeitgeber 6 / 2011

E s kommt vor, dass Freisinnige mich 
anfahren: Ob etwa ich das Rezept 
für eine erfolgreichere FDP hätte? 
Klar, ich würde die Rezepte mal  

vergessen, mich statt dessen um liberale Hal-
tung kümmern. Die sei doch eh klar, tönt es 
zurück, für Freiheit, gegen Bürokratie usw.; im 
Übrigen brauche es jetzt professionelles Par-
teimanagement, nicht philosophische Plaude-
reien. 

Okay. Aber ganz ohne Philosophie verspielen 
Liberale ihr Eigenkapital, machen mit in der  
Karaoke-Show «Die Schweiz sucht ihren Super-
grünen», positionieren die Partei inhaltslos 
«rechts der Mitte». Das eine ist Käse, das zweite 
allen wurst. Was fällt Liberalen überhaupt ein, 
sich in eine Nische retten zu wollen? Herrgott, 
die Liberalen schufen einst diese Gesellschaft. 
Und sind / wären dazu da, deren Lebensnerv le-
bendig zu halten: Freiheit. Die sitzt nicht just 
zwei Fuss rechts der Mitte. Freiheit ist kein Son-
derorgan unserer Gesellschaft, sondern ihr Le-
benselement.

Keine Partei hätte es leichter, ihre Haltung zu 
definieren. Sie müsste bloss mal in den eigenen 
Keller steigen. Liberalismus stammt von Den-
kern, nicht von Wutbürgern. Liberale haben Vor-
denker, dass es kracht (John Locke, Immanuel 
Kant, Karl Popper …), ihr Weltbild ist so klar wie 
keines: Freiheit (samt Verantwortung) zuoberst, 
Wettbewerb (der Gedanken, der Güter), Skepsis 
gegenüber dem Staat, Einstehen für Minder-
heiten.

Diese Ideen mögen zu spröde sein, um Bier-
zelte in Entzücken zu versetzen. Paternalisten, 
Moralisten, Etatisten, Sozialisten haben es da 
leichter. Zumal Liberale ein schärferes Glaub-
würdigkeitsproblem haben: Sie waren über-
zeugend, solange sie für Freiheit gegen deren 
Feinde (ancien regime) stritten; sie werden  
suspekt, wo sie (ihre) Freiheit nur noch vertei-
digen. Sitzen sie selbst mal an der Macht,  
verdrängt Macht Freiheit. Das übliche Spiel. Was 
bei andern Parteien unschön wirkt, kann Li-
beralen den Garaus machen. Denn: Besitzstands-
wahrung und der ganze resignative Krims-
krams brauchen keine liberale Partei. Das schaf  - 
fen andere mit links.

Liberale bräuchten wir fürs Vorwärtskommen. 
Der Freiheit wachsen permanent neue Feinde 
nach. Der heimtückischste heisst Mainstream. 
Er bevormundet – in bester Absicht – unser  
Privatleben: Alles wird verhütet, reglementiert, 
kontrolliert – vom Geniessen bis zum Baby-
sitten. Das Leben kann tödlich ausgehen, also 
schützt der Staat vor dem Leben. Liberale  
machen munter mit in dieser Entmündigungs-
farce, sie liefen bei den Nichtrauchergesetzen 
vorne weg, vermutlich auch aus schierer Angst 
vor dem Leben. So verspielt man sein Eigen-
kapital.

Wer Philosophieren gering schätzt, ist selber 
schuld. Freiheit ist nur zu haben im Streit wider 
die Unmündigkeit, die sich als Sicherheit dra-
piert. Hier könnte die FDP ihr Prinzip erneuern: 
Alles gegen den Terror der Mehrheit! Nicht  
nur, weil der die Lebensfreude vermiest. Die Wirt-
schaft braucht für den globalen Wettlauf un-
bedingt wetterfeste Konditionen. Keine Schon-
typen. Eher Draufgänger. Die leben sogar 
gesünder. �

Ludwig Hasler

Das Eigenkapital der FDP

Dr. Ludwig Hasler, Philosoph und Publizist, lebt in Zollikon. 
Sein jüngstes Buch: Des Pudels Fell. Neue Verführung zum 
Denken (Huber Verlag, 2010)
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Bei der Firma Feller wird seit über 100 
Jahren Elektrotechnik produziert: Steck-
dosen, Lichtschalter und Fernsteuerun-
gen. Eine klassische Männerdomäne. 
Und doch hat die Führung durch Frau-
enhand hier Tradition. Elisabeth Feller, 
die Tochter des Firmengründers, über-
nahm nach dem überraschenden Tod 
ihres Vaters 1933 mit erst 21 Jahren die 
Firmenleitung. Als Direktorin der Firma 
Feller setzte sie sich in den folgenden 
vierzig Jahren auch gesellschaftspoli-
tisch für die Gleichstellung der Frau en 
ein. Sie wirkte als eine der ersten Frau- 
en im Verwaltungsrat von Grossbanken 
und Versicherungen und in zahlreichen 
Stiftungen und Kommissionen. Und sie 
lobbyierte aktiv für die Forderung «Glei-
cher Lohn für gleiche Arbeit». Dieses 

Engagement wirkt nach. Die Firma Fel-
ler steht zu ihrem Commitment für die 
Gleichstellung von Mann und Frau und 
publiziert es auf mehreren öffentlichen 
Websites. Und als die Firma Feller 1992 
an den französischen Elektrokonzern 
Schneider Electric verkauft wurde, flos-
sen zwei Firmenkul turen zusammen, die 
sich beide für fortschrittliche Arbeits-
bedingungen einsetzen. Die Schneider 
Elec tric legte fest, dass in jedem Ma-
nagementteam mindestens eine Frau 
mitwirken muss. Und steht zur Haltung: 
«Eine Frauenquote ist viel eher eine 
Chance als ein Zwang.»

Caroline Rufer, HR Business Partner 
bei der Firma Feller, führt selbst das 
Werk des früheren Personalchefs Willi 
Schilling fort. Schon er stellte fest, dass 

Teams, in denen Frauen und Männer zu- 
sammen arbeiten, mehr Leistung brin-
gen. Er war ebenfalls überzeugt, dass 
der Wirkungsgrad von Teilzeitangestell-
ten höher sei.

Bessere Vereinbarkeit von 

Familie und Beruf bringt’s

Sie selbst sieht es so: «Aus meiner per-
sönlichen Sicht ist der Hauptgrund, wa-
rum zu wenig Frauen in Führungsposi-
tionen wirken, die mangelhafte Verein- 
barkeit von Familie und Beruf. Ich habe 
das mehrfach in meinem eigenen Um-
feld erfahren.» Das Angebot für flexi-
ble Arbeitsmodelle müsse deshalb un-
bedingt noch weiter ausgebaut werden. 
Entsprechend motiviert treibt sie – in 
einem 70-Prozent-Pensum – die Verbes-
serungen voran. Die Firma Feller strebt 
das Prädikat «Familie und Beruf» an: Ein 
Qualitätssiegel, das Firmen und Orga-
nisationen auszeichnet, die erfolg reich 
Massnahmen zur Chancengleichheit 
und zur besseren Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf umsetzen.

In diesem Rahmen hat die Firma Feller 
in einem Workshop diejenigen Hand-
lungsfelder identifiziert, die von teilneh-
menden Kadermitgliedern als vorran-
gig eingestuft wurden. Der CEO, der 
Schweizer HR-Chef, der Verkaufsleiter 
und weitere Kaderleute setzten gemein-
sam Schwerpunkte: Die Firma Feller 
soll – was Vereinbarkeit und Chancen-
gleichheit angeht – vor allem aktiv wer-
den in den Bereichen Arbeitszeit, Betreu-
ungsleistungen und Führungs kultur.

Konkrete Ziele wirken

Es wurden konkrete Ziele definiert. Die- 
 se sollen in die Unternehmensziele in-
tegriert werden und ihre Erreichung 

Diversity Management

Firma Feller : Frauenpower 
in klassischer Männerdomäne
Die Tochter des Firmengründers setzte Massstäbe: Auch in der Elektrotechnik brauche es 

Frauen, auf allen Stufen. Und das gelingt vor allem dann, wenn etwas zur Verbesserung der 

Chancengleichheit, der Rekrutierung von weiblichen Lehrlingen und der Vereinbarkeit von 

Beruf und Familie getan wird.
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«Es ist uns sehr wohl bewusst, dass wir künftig unseren Bedarf an Fachkräften nur abdecken können, 
wenn wir auf gut ausgebildete Frauen zählen können»: CEO Roger Karner.
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so mit auf höchster Ebene verfolgt wer-
den. Ziel war es, dass bis Ende 2010
10 Prozent der Kadermitarbeitenden 
höchstens 80 Prozent arbeiten. Bis Ende 
2011 sollen dann aus der ganzen Beleg-
schaft nochmals 5 Prozent zusätzlich in 
Teilzeit beschäftigt sein; davon zwei 
Mitarbeitende mit Personalführungsauf-
gaben.

Hinter der Zielsetzung steht eine ein - 
fache Überlegung. Wie kann gewähr-
leistet werden, dass Teilzeit arbeitende 
Frauen Führungspositionen einnehmen 
können, ohne auf Vorbehalte oder Ab-
lehnung zu stossen? Indem die Teilzeit-
arbeit generell einen besseren Ruf be-
kommt. 

Dies funktioniert, wenn auch Männer 
Teilzeitpensen inne haben, gerade auch 
Männer in Führungspositionen Hier ist 
die Firma Feller auf gutem Weg. Caro-
line Rufer erinnert sich: «Ich habe bei 
der Firma Feller von Anfang an eine 
Wertschätzung und einen respektvol-
len Umgang aller Mitarbeitenden mit-
einander feststellen können. Bei der an 
sich sehr traditionell orientierten Firma 
Feller habe ich als Teilzeit arbeitende 
Führungsperson nie Ablehnung erfah-
ren.» Im Zuge der Zielerreichung wird 
die Firma Feller Regeln für die Telear-
beit formulieren sowie die «Vereinbar-

keit Beruf und Familie» als festen Punkt 
ins Mitarbeitergespräch aufnehmen. 
Vakante Stellen sollen künftig systema-
tisch auf Teilzeit-Eignung geprüft und 
entsprechend ausgeschrieben werden. 
Re duziert ein Mitarbeitender sein Ar-

beits pensum, wird sichergestellt, dass 
sich der Umfang von Aufgaben und 
Zielen im gleichen Umfang reduziert. 
Zudem werden zurzeit Grundsätze zur 
Teilzeitarbeit formuliert, die von der 
Geschäftsleitung abgesegnet und ver-

 U N T E R N E H M E N  23

Motiviert treibt sie – in einem 70-Prozent-Pensum – die Verbesserung der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf voran: Caroline Rufer, HR Business Partner.

Eine Beratung durch die externe «Fachstelle zur Verbesse-
rung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf und der Gleich-
stellung von Frau und Mann». Die Experten der Fachstelle 
haben bei uns zunächst eine Situationsanalyse gemacht. 
In einem halbtägigen Workshop haben sie unsere Kader-
leute dabei unterstützt, die konkreten Ziele und einen Mass-
nahmenkatalog zu entwickeln. Nun sorgen sie mit einem 
aktiven Monitoring dafür, dass wir die Ziele auch erreichen.

Was ist der Nutzen für die Firma?

Die Firma Feller will als Arbeitgeberin noch attraktiver wer-
den. Auch für Frauen mit Führungsambitionen. Und für 
alle, die aktiv ihre familiären Verpflichtungen wahrneh-
men möchten und daher eine Teilzeitarbeit suchen.

Was muss beachtet werden?

Die Geschäftsleitung und das Kader muss in den Verbes-
serungsprozess aktiv eingebunden werden, am besten 
von Anfang an. Die Personalverantwortlichen müssen die 
Führungskräfte regelmässig und aktiv über den Grad der 
Zielerreichung informieren. Die Zusammenarbeit mit der 
Fachstelle kostete einen einmaligen Pauschalbetrag von 
6000 Franken.

Was ist besonders interessant?

Die Fachstelle hält viele praktische Hilfsmittel, Musterreg-
lemente und gelungene Fallbeispiele bereit. Sie bietet auch 
die Möglichkeit an, sich mit anderen Unternehmen zu die-
sem Thema auszutauschen. �

Zoom

Beratung durch externe Fachstelle
Die Firma Feller beschäftigt 443 Mitarbeitende, wovon 37 Prozent Frauen sind. Im Kader liegt

der Frauenanteil bei 21 Prozent, in Verwaltungsrat und Geschäftsleitung sind keine Frauen ver-

treten. Welche Massnahme empfiehlt Feller, um den Frauenanteil auf allen Stufen zu erhöhen?

�



Entwicklung» Frauen? Weil dort oft 
Män ner arbeiten, die früher selbst Elek- 
triker und Installateure waren. Heute 
beraten sie ihre ehemaligen männli-
chen Kollegen. Elektroinstallationen – 
bald ganz selbstverständlich auch eine 
Frau ensache? Die Firma Feller und Ca-
roline Rufer wirken darauf hin. �

ser ersten Stufe. Deshalb wirbt die Fir-
ma Feller in Schulklassen der Region 
aktiv Schülerinnen für ihre Lehrstellen 
an. Zudem engagiert sie sich zum Bei-
spiel in einem Projekt, das zum Ziel hat, 
Ingenieurinnen im Berufsleben zu eta-
blieren. Nur so vergrössert sich die 
Aus wahl an talentierten Frauen für die 
weiblichen Führungskräfte von morgen. 
Denn warum fehlen auch im höheren 
Verantwortungsbereich «Verkauf und 

bindlich er klärt werden sollen. Weiter 
lotet die Feller die Möglichkeiten aus, 
wie sie Mit arbeitende bei der Suche 
nach Kinderbetreuungsplätzen unter-
stützen kann.

Neue Ziele müssen ins 

Führungskonzept einfliessen

Das Angebot und die Koordination fle-
xibler Arbeitsmodelle gehören nun ins 
Führungskonzept der Firma Feller. Die 
Kadermitarbeitenden diskutieren die 
Um setzung in den internen Schulun-

gen. Ausserdem wird das Leistungsan-
gebot der Firma Feller zur «Vereinbar-
keit von Beruf und Familie» gezielt an 
Bewerbende, Mitarbeitende mit Füh-
rungsaufgaben und Nachwuchskräfte 
kommuniziert.

Eine besondere Initiative der Firma 
Feller gilt der Rekrutierung junger Frau - 
en für Berufe wie Polymechanikerin 
oder Elektronikerin. Wie überall in der 
technischen Branche zeigt sich der 
Frauenmangel nämlich bereits auf die-
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Buchtipp

Der vorliegende Beitrag stammt aus der Publi kation 
«Frauen in Führungspositionen: So gelingt's», heraus-
gegeben vom Staatssekretariat für Wirtschaft (Seco) 
mit Unterstützung des Schweizerischen Arbeitge-
berverbands und des Schweizerischen Gewerbever-
bands.

Die Erfahrungen von neun weiteren grossen und klei-
neren Unternehmen in der Schweiz zeigen: «Es ist 

möglich und im betriebswirtschaftlichen Interesse der Unternehmen, mehr 
Frauen für Führungspositionen zu gewinnen», so die letztjährige Bundesprä-
sidentin und damalige Vorsteherin des Volkswirtschaftsdepartements Doris 
Leuthard in ihrem Vorwort. Es sei ihr ein Anliegen, dass der Bund seinerseits die 
entsprechenden Rahmenbedingungen für die Unternehmen optimiere, aber 
auch «good practices» aufzeige, wie Unternehmen erfolgreich seien – mit ge-
mischten Führungsteams.

Die Publikation, die auch auf Französisch erhältlich ist, kann unter folgendem 
Link gratis bestellt oder heruntergeladen werden: www.seco.admin.ch � The-
men � Arbeit � Dossier Vereinbarkeit Beruf und Familie � Frauen in Füh-
rungspositionen: So gelingt's �

O.K., wir machen mit!

Super, willkommen im 
Dialog!

Und welchen Nutzen 
haben wir davon?

Weil wir Lohngleichheit 
belegen können?Sie vermindern das 

Risiko staatlicher 
Kontrollen. 
Und profitieren als 
Arbeitgeber.

Ja. Ihr Image ist besser, 
die Mitarbeitenden sind 
motivierter, die Rekrutierung 
ist einfacher.

Lohngleichheitsdialog für Unternehmen – Profi tieren auch Sie !

Freiwillig, partnerschaftlich, wirksam – das 

ist der Lohngleichheitsdialog,  initiiert und 

getragen von den Dachverbänden der Ar-

beitgeber und Arbeit nehmenden sowie 

vom Bund.

www.lohngleichheitsdialog.ch

Engagieren Sie sich für gleiche Löhne von 

Frauen und Männern. Und  profi tieren Sie 

davon – denn Lohngleichheit zahlt sich für 

Ihr Unternehmen aus: Sie positionieren 

sich damit als fortschrittlicher Arbeitgeber. 

Alle Unternehmen können sich freiwillig 

an diesem Dialog beteiligen und die Lohn-

gleichheit in ihrem Betrieb überprüfen. 

�

«Bei Feller gehören 
Angebot und Koor-
dination flexibler 
Arbeitsmodelle ins 
Führungskonzept.»



«BÜLACHER GLAS»
produzieren wir heute nicht nur in der Schweiz, sondern 
auch in Österreich, Kroatien, Tschechien, in der 
Slowakei und in der Ukraine. www.vetropack.com
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Schweizer Lunch-Check
8027 Zürich
Tel. 044 202 02 08
Fax 044 202 78 89
www.lunch-check.ch

Bis CHF 180.– pro Monat (CHF 2’160.– pro Jahr) sind 
Lunch-Checks von Sozialabgaben (AHV/IV/EO/ALV/NBU) befreit.
Erfahren Sie mehr unter www.personalverpflegung.ch.

Verpflegungsbeiträge

Lunch-Checks sind
erste Wahl.

Hier könnten Sie mit Ihrem Inserat werben.

Weitere Infos: Lenzin + Partner, 062 844 44 88,
info@lenzinundpartner.ch, www.lenzinundpartner.ch



Arbeitsrechtliche Konflikte sind oft emo-
tionale Konflikte: Kränkungen, Enttäu-
schungen, Ärger, Mitleid, Wohlwollen 
und weitere Emotionen sind Bestand-
teil dieser Konflikte. Das Recht regelt 
jedoch nur materielle Ansprüche. Aus 
diesem Grund lassen sich arbeitsrecht-
liche Konflikte mit rechtlichen Mit teln 
nur – aber immerhin – teilweise lösen. 
Alternative Konfliktlösungsmethoden, 
die auch emotionale Tatsachen berück-
sichtigen, versprechen qualitativ bes-
sere, das heisst für beide Parteien be-
friedigendere Lösungen. In der neuen 
Zivilprozessordnung (ZPO), die seit dem 
1. Januar 2011 gültig ist, hat die Media-
tion als wohl professionellste Form al-
ternativer Konfliktlösung prozessrecht-
lich eine neue Bedeutung erhalten.

In der neuen ZPO ist auch bei Zu-
ständigkeit des Arbeitsgerichts vorab 
ein Schlichtungsverfahren notwendig. 
Eine direkte Klageeinleitung an einem 
Arbeitsgericht ist nur noch in Ausnah-
mefällen möglich. Die neue ZPO gibt 
den Parteien aber gleichzeitig eine Al-
ternative: Das Verfahren muss zwar 
stets bei der Schlichtungsbehörde ein-
gereicht werden, der Kläger kann aber 
einen Antrag auf Durchführung einer 
Mediation stellen. Wenn sich die Par-
teien darauf einigen, kann eine Media-
tion an die Stelle des Schlichtungsver-
fahrens treten.

Wahl der Methode zur 

Konfliktlösung

Schlichtungsverfahren und Mediation 
unterscheiden sich in mancherlei Hin-
sicht. Das Schlichtungsverfahren ist ein 
staatliches Verfahren, das rasch und sehr 
kostengünstig ist. Mediation ist privat, 
nicht subventioniert, zeitlich und kos-

tenmässig aufwändiger als das Schlich-
tungsverfahren, aber auch professio-
neller und erfolgversprechender. Da 
Mediation in der Mehrzahl der Fälle er-
folgreich ist, das heisst den Konflikt be-
friedet, ist sie auch mehr als eine Alter-
native zum Schlichtungsverfahren.

Eine Konfliktlösung beginnt grund-
sätzlich mit der Wahl der geeigneten 
Methode. Diese Wahl ist bereits Be-
standteil der Konfliktlösung. Es gibt 
un zählige Konfliktlösungsmethoden: 

Intuitive Gespräche, Verhandlungsme-
thoden, intuitive Vermittlung, Schieds-
verfahren, gerichtliche und sozialpart-
nerschaftliche Verfahren, ritualisierte 
Kämpfe (vom «Güggelikampf» unter 
Schulkindern bis zum Duell), die Aus-
übung von Macht durch den Stärkeren 
und viele weitere mehr. Alle Methoden 
haben ihre eigenen Vor- und Nachteile. 
Die Wahl der Methode erfordert im 
Prinzip eine Konfliktdiagnose. In der 
Praxis ist genau dies schwierig, da die 
Parteien ihre Interessen, ihr Wissen und 
damit letztlich den Kern des Konflikts 
regelmässig verdeckt halten oder so-
gar selber nicht erkennen. Wer bewusst 
eine Wahl treffen will, muss folglich mit 
Hypothesen arbeiten. 

Für welche Konfliktlösungsmethode 
sich ein Arbeitgeber bei einem Konflikt 
entscheidet, ist deshalb stark von den 
bisherigen Erfahrungen der betroffenen 
Personen, aber auch von der Unterneh-
menskultur, dem Konfliktgegenstand 

und der konkreten Interessenlage ab-
hängig. Wer bereits Erfahrungen mit 
der Mediation sammeln konnte, wird 
eher eine Mediation anstreben.

Zweifel am Nutzen

Viele Arbeitgeber stehen einer Media-
tion prinzipiell offen gegenüber, ha ben 
aber Zweifel am Nutzen im konkreten 
Fall. Dies hat seine Ursache teilweise 
darin, dass sich die meisten Arbeitge-
ber bereits intensiv um eine Lösung des 
Konflikts bemüht haben. Sie waren to-
lerant, freundlich, nachgiebig, grosszü-
gig usw. Trotzdem erzielten sie keine 
Lösung, oft wurde es auf der Gegen-
seite nicht einmal zur Kenntnis genom-
men. Dies führte allseits zu Frustration 
und zur Schlussfolgerung, dass nur staat-
liche Macht, also ein Gericht, das Prob-
lem lösen kann. Eine Mediation erscheint 
als verschwendete Zeit und Manage-
mentkapazität.

Diese negative Beurteilung der Er-
folgsaussichten hat ihre Grundlage 
teilweise in einer subjektiven Wahrneh-
mung der Situation: Wie innig Verliebte, 
die ihren Partner und die ganze Welt 
idealisieren, sehen Konfliktparteien ih-
ren Gegner nur noch negativ. Solche 
subjektiven Beurteilungen sind regel-
mässig überzeichnet. Phasen der inni-
gen Verliebtheit gehen grundsätzlich 
genauso vorbei wie Eskalationsphasen 
eines Konflikts.

Mediation ist grundsätzlich für Kon-
flikte geeignet, in denen die Beteilig-
ten an einer konsensorientierten, kon-
struktiven, unbürokratischen und privat- 
autonomen Lösung interessiert sind. 
Mediation ist keine «Schonwäsche» für 
pflegeleichte, konfliktscheue Parteien. 
Mediationen können konfrontativer ver-

Arbeitsrechtliche Prozesse

Mediation als Alternative  
zum gerichtlichen Verfahren
In der neuen Zivilprozessordnung, die seit dem 1. Januar 2011 in Kraft ist, kann Mediation an die Stelle 

des Schlichtungsverfahrens treten. Mediation als wohl professionellste Form der alternativen 

Konfliktlösungsmethoden eignet sich für Konflikte, in denen die Beteiligten an einer konsensorien-

tier ten, konstruktiven, unbürokratischen und privatautonomen Lösung interessiert sind. Raphael Spring 
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« Mediation ist eine 
liberale Form der 
Konfliktlösung. »
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laufen als gerichtliche Verfahren, was 
darauf zurückzuführen ist, dass Emoti-
onen nicht ausgeklammert werden und 
dass die Parteien selber die Lösung er-
arbeiten müssen. Die Delegation des 
Problems an Gericht und Anwälte ist 
kurzfristig oft bequemer.

Verfremdung des Sachverhalts 

in gerichtlichen Verfahren

In gerichtlichen Verfahren investieren 
die Parteien, die den Sachverhalt sehr 
präzise kennen und während Tagen, 
Nächten oder Jahren nach Lösungen 
gesucht haben, Zeit und Geld in die  
Instruktion und Dokumentation ihrer 
An wälte. Diese Wissensübermittlung 
führt zu einer ersten Verfremdung des 
Sachverhalts. Die Anwälte konzentrie-
ren den Sachverhalt in eine rechtlich 
fass ba re Form. Dies ist eine zweite Ver-
fremdung. Aus den Sachverhaltsdarstel- 
lungen der Parteien und einer Be weis- 
würdigung erarbeitet sich das Gericht 
wiederum einen Sachverhalt. Gestützt 
auf diesen, bereits mehrfach verfrem-
deten Sacherhalt und die Rechtslage 
fällt das Gericht dann seinen Entscheid. 
Was aus Sicht der Parteien ein komple-

xer, zwischenmenschlicher Konflikt am 
Arbeitsplatz ist, ist aus Sicht des Gerichts 
eventuell nur noch eine Frage der Be-
rechnung der Kündigungsfrist.

Gerichte und Anwälte sind sich sol-
cher Grenzen bewusst. Aus diesem 
Grund werden die meisten gerichtlichen 
Verfahren ohne Urteil durch Vergleich 
zwischen den Parteien erledigt. Auch 
ein teuer erkaufter, fauler Kompromiss 
ist regelmässig für beide Seiten besser 
als ein Urteil. Das gerichtliche Urteil ist 
regelmässig nur eine Notlösung für Kon-
flikte, die anders überhaupt nicht ge-
löst werden konnten. Gerichtliche Kon-
fliktlösung ist deshalb meist erst nach 
Beendigung eines Arbeitsverhältnisses 
möglich.

Der Begriff der Mediation oder des 
Mediators ist nicht geschützt und wird 
für unterschiedlichste Verfahren ver-
wendet. In einem engeren Sprachge-
brauch versteht man unter Mediation 
ein strukturiertes, aussergerichtliches 
Verfahren, das durch einen oder meh-
rere ausgebildete Mediatoren durchge-
führt wird. Diese Mediatoren sind un-
abhängig und neutral, ohne obrigkeit- 
liche Befugnisse und insbesondere 

ohne Entscheidungsbefugnisse. Sie un- 
terstützen die Parteien darin, ihren Kon-
flikt eigenverantwortlich und einver-
nehmlich zu lösen.

Professionelle Dienstleistung

Wissenschaft, Forschung und Praxis 
haben in den letzten Jahrzehnten bahn- 
brechende Fortschritte im Bereich Kon- 
fliktklärung erzielt. Mediation und Kon-
fliktmanagement sind zu einem eigenen 
Fachgebiet geworden, das weit über 
«vermittelnde Gesprächsführung» und 
«guten Willen» hinausgeht, und haben 
sich zu einer professionellen Dienst-
leistung entwickelt. Es gibt sehr unter-
schiedliche Arten und Definitionen der 
Mediation. Im Prinzip beruht sie aber 
darauf, dass sie Störungen des gesun-
den Menschenverstands durch starke 
Emotionen gezielt entgegenwirkt. Me-
diation bedient sich dabei unter ande-
rem Fragetechniken, Visualisierungen 
und weiterer Elemente wie man sie aus 
Moderation, Coaching oder Teambuil-
ding kennt.

Die Parteien müssen sich gemeinsam 
auf einen Mediator einigen. Da der Ti-
tel des Mediators nicht geschützt ist, 
empfiehlt es sich, einen zu wählen, der 
durch einen Verband (SAV, SDM, SKWM 
usw.) anerkannt ist, sich damit für diese 
Anerkennung qualifiziert hat und sich 
fortlaufend mit Weiterbildungen quali-
fizieren muss. Auch unter Mediatoren 
ist umstritten, ob ein Mediator im Be-
reich von arbeitsrechtlichen Konflikten 
möglichst auch Rechtsanwalt sein soll. 
Wichtig ist, dass beide Parteien den 
Mediator als neutral, unabhängig und 
in Verfahrensfragen kompetent erach-
ten. In den meisten Fällen teilen die 
Parteien die Kosten nach einem von 
ihnen selber bestimmten Schlüssel.

Wenn Verträge, welche die Parteien 
im Rahmen der Vertragsfreiheit mitein-
ander geschlossen haben, in der Um-
setzung scheitern, wird rasch der Ruf 
nach dem Staat laut. Mediation ist die 
privatautonome, liberale Alternative. �

RA Raphael Spring ist Juristischer Sekretär 
des Verbands Zürcher Handelsfirmen (VZH), 
Präsident der Sektion Zürich der Schweizerischen 
Kammer für Wirtschaftsmediation (SKWM) 
und frei praktizierender Rechtsanwalt und Wirt-
schaftsmediator. Sein Beitrag erschien in ver-
gleichbarer Form im Mitteilungsblatt des VZH.
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Hinter einem Konflikt steckt oft viel mehr als auf den ersten Blick erkennbar.



«Wie sicher sind unsere Renten?» laute te 
der Titel des Europa Forums im Mai, das 
sich den Schwerpunktthemen Demo-
grafie und Altersvorsorge widmete. 
Die Frage ist berechtigt, zumal die Fak-
ten, die am Forum präsentiert wurden, 
klar sind: Bereits heute ist die Zahl der 
Leute, die ins Erwerbsleben einsteigen, 
auch in der Schweiz kleiner als die Zahl 
der Neo-Pensionäre. Die Zahl der über 
65-Jährigen nimmt erheblich zu – in 
der Schweiz bis 2030 um rund einen 
Viertel. Parallel sinkt die Beschäftigungs-
quote. Zudem treten junge Leute spä-
ter ins Berufsleben ein, während der 
Anteil der älteren Beschäftigten (zwi-
schen 50 und 65) im Vergleich zu jün-
geren Beschäftigten zunimmt.

Die demografischen Verschiebungen 
und die Veränderungen bei der Erwerbs-
quote haben massive Konsequenzen 
für die Finanzierung der Altersvorsorge. 
Aber nicht nur das: Ebenso gravierend 
sind die Folgen für den Arbeitsmarkt, 
der tendenziell Personal «verliert» und 
bereits jetzt in vielen Sektoren mit  
Rekrutierungsproblemen zu kämpfen 
hat – trotz nach wie vor bestehender 
Arbeitslosigkeit und erhöhter Zuwande-
rung. Dies wiederum hat Folgen für die 
Bildungs- und Migrationspolitik.

«Sichere Renten gibt es nicht»

Was aber tun? Das Rentenalter erhö-
hen? Leistungen abbauen? Rentensys-
teme umbauen? Aber wie? Und wer 
bezahlt am Schluss die Zeche? Solche 
Fragen debattierten am Forum hoch-
karätige Experten, darunter Bert Rürup, 
ehemals Vorsitzender des deutschen 
Sachverständigenrats und Professor für 
Finanz- und Wirtschaftspolitik. Er stellte 
klar, dass es angesichts wirtschaftlicher 

und konjunktureller Risiken ohnehin 
«keine sicheren Renten» gebe. Es könne 
deshalb nur darum gehen, die se sicherer 
zu machen – und dafür sei die Schweiz 
mit ihrem Vorsorgesystem (AHV und 
2. Säule) gut aufgestellt. Entscheidend 
für die Entwicklung der Rentensicher-
heit sei eine prosperierende Wirtschaft.

Hans Groth vom World Demogra-
phic & Ageing Forum WDA St. Gallen 
betonte die entscheidende Rolle der 
Bevölkerungsentwicklung: «Der  demo- 
grafische Wandel ist neben dem Um-
gang mit natürlichen Ressourcen in den 
kommenden 20 bis 30 Jahren mit Ab-
stand die bedeutendste Herausforde-
rung für die Schweiz, für Europa und 
letztlich für die ganze Welt», sagte Groth. 

Die Sozialkosten werden – so Groth – 
massiv steigen. Es sei deshalb nötig, die 
Gesundheits- und Rentensysteme dem 
Stresstest der Nachhaltigkeit zu unter-
ziehen. Und: «Wir müssen künftige Ver-
sprechen auch mit den gesellschaftli-
chen und volkswirtschaftlichen Reali tä- 
ten ins Gleichgewicht bringen. Themen 
wie flexible und längere Arbeitsmodelle, 
Migration von Fachkräften, der Gene-
rationenvertrag und Produktivitätsstei-
gerung durch konsequente Aus- und 
Weiterbildungen müssen unvoreinge-
nommen und breit diskutiert werden.»

Yves Rossier, Direktor des Bundesam-
tes für Sozialversicherungen, griff die 
jüngste Prognose des Bundesrats auf, 
wonach die AHV derzeit finanziell soli-

Demografie, Vorsorge und Arbeitsmarkt

Sichere Renten als Stresstest 
für Wirtschaft und Gesellschaft
Die Überalterung nimmt zu, die Zahl der Rentenbezüger steigt rasch: Nötige Reformen müssen 

daher rechtzeitig eingeleitet werden, damit Vorsorge- und Rentensysteme finanzierbar bleiben. 

Und: Ohne Zuwanderung wäre die AHV schon lange in den roten Zahlen. Das sind zwei von vielen 

Erkenntnissen des internationalen Europa Forums Luzern. René Pfister
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Die demografische Entwicklung hat Auswirkungen für die Altersvorsorge und den Arbeitsmarkt.
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der ist als vorher angenommen. Das 
sei aber kein Grund für Entwarnung, 
machte er klar, weil sich das Problem 
drohender Defizite lediglich zeitlich 
verschiebe: «Wir müssen den steigen- 
den AHV-Ausgaben ab 2020 begegnen 
können und das zunehmende Defizit 
der AHV danach sukzessive auffangen», 
sagte Rossier mit Verweis auf die neus-
ten Projektionen des Bundes.

Der BSV-Direktor betonte auch den 
positiven Effekt der Zuwanderung: «Zu- 
gezogene Arbeitskräfte aus dem Aus-
land leisten einen wichtigen Beitrag 
zum Wohlstand der Schweiz und zum 
finanziellen Gleichgewicht unserer So-
zialwerke». Ohne die Beiträge der Im-
migranten wäre die AHV-Rechnung be-
reits seit den 1990-er Jahren defizitär 
(siehe Grafik). Als mögliche Handlungs- 
spielräume für einen sozialen Ausgleich 
des Rentensystems nannte Rossier eine 
automatische Anpassung der Renten 
an den Stand des AHV-Kapitalkontos 
oder die Berücksichtigung der Beitrags-
jahre inklusive Erziehungsbonus.

Mögliche Lösungsansätze

Für Georg Fischer, Direktor für Sozial-
schutz und soziale Integration bei der 
Europäischen Kommission, haben die 
jüngsten Krisen die Auswirkungen der 
demografischen Alterung noch ver-
stärkt. Die Rückschläge beim Wachstum, 
auf den Finanzmärkten oder bei den 
Staatsfinanzen machten eine Anpas-
sung der Pensions- und Rentenpraxis 
noch dringlicher, sagte er. Und: «Die 
meisten Rentenreformen in Europa 
werden gemäss OECD trotz einer Erhö-
hung des Rentenalters zu einer niedri-
geren Rente führen.» Die EU habe drei 
Botschaften: «Wir müssen länger und 
mehr arbeiten. Das Rentenalter muss 
an die demografische Realität ange-
passt werden, und es sollte mit der 
steigenden Lebenserwartung verknüpft 
werden.» Die EU fordert die Bürgerin-
nen und Bürger laut Fischer zudem auf, 
mehr für ihre private Vorsorge zu tun. 
Wichtig für das Vertrauen in die Sys-
teme sei auch, dass jedes Land mit den 
Sozialpartnern tragfähige und transpa-
rente Lösungen finde.

Dass solche Lösungen in der Praxis 
möglich sind, zeigte Geschäftsleiter 
Christoph Ryter am Beispiel der Mig-

ros-Pensionskasse auf. Diese hat, um 
das finanzielle Gleichgewicht zu halten, 
Anpassungen beim Vorsorgereglement 
per 2012 vollzogen, die moderate Leis-
tungsanpassungen mit mehr Flexibili-
tät für die Rentenbezüger verbindet und 
ohne Erhöhung der Beiträge auskommt. 
Ryter attestierte, dass die Migros-Pen-
sionskasse dabei auf einem vergleichs-
weise komfortablen Leistungsniveau 
operieren könne. Entscheidend sei bei 
solchen Reformen, dass sie frühzeitig 
eingeleitet und evolutionär (und nicht 
revolutionär) gestaltet würden.

Debatte auf dem Podium

An der Podiumsdiskussion wurde u. a. 
über den Sinn eines höheren Rentenal-
ters und die Notwendigkeit von flexib-
leren Arbeits- und Rücktrittsmodellen 
debattiert. Martin Flügel, Präsident von 
Travail Suisse, ortete dabei einen Wider-
spruch zur Realität: Schon heute scheide 
ein Drittel der Beschäftigten früher als 
mit 63 Jahren aus dem Erwerbsleben 
aus, und Leute über 55 seien in der 
Wirtschaft oft nicht mehr erwünscht, 
argumentierte er.

Thomas Daum, Direktor des Schwei-
zerischen Arbeitgeberverbands, beton - 
te, es sei ein Fehler, am Pensionsalter 
65 festzuhalten. Gefragt sei ein «Refe-
renz-Rentenalter, das man nach oben 
schieben könne». Der Trend zu abseh-
baren Defiziten bei der AHV sei klar, 
zumal alle Prognosen und Annahmen 

(etwa bei der Zuwanderung) unsicher 
seien. Man müsse die gute Ausgangs-
lage nutzen und nötige Korrekturen 
rasch einleiten, forderte Daum, der ans 
Scheitern der letzten AHV-Revision und 
den Fakt erinnerte, dass solche Revisi-
onen mindestens zehn Jahre dauern.

Fixierung aufs Alter 

und Blockaden beenden

Pointiert für ein flexibleres Rücktritts-
alter setzte sich Sandro Meyer, Leiter 
Corporate Life & Pensions von Zürich 
Leben Schweiz, ein. «Wer will und sich 
wohl fühlt, soll auch bis 70 oder 75 ar-
beiten können», meinte Meyer. Man 
müsse weg von der Fixierung auf Zah-
len und Alter. Sinnvoller sei es, älteren 
Mitarbeitenden attraktive Jobs anzubie-
ten und ihnen wieder mehr Wertschät-
zung zukommen zu lassen.

Für Reformen plädierte auch Bundes-
rat Johann N. Schneider-Ammann. An der 
öffentlichen Veranstaltung am Abend 
warb er u. a. für die langfristige Siche-
rung der AHV-Finanzierung. Zu disku-
tieren seien etwa die Flexiblisierung des 
Rentenalters und die Gleichbehandlung 
der Frauen, meinte der Wirtschaftsmi-
nister. Die seit zehn Jahren bestehende 
Blockade müsse überwunden werden. 
Wenn die Schweiz die Wirtschaft, den 
Arbeitsmarkt, das Gesundheitswesen 
und die Vorsorge rechtzeitig fit für die 
Zukunft mache, werde sie auch 2030 
gut dastehen. �
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Die Zuwanderung hilft der AHV

Quelle: BSV
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Während 2009 eine breite Erholung 
vom Börsentief im Vorjahr brachte, be-
wegte sich im Jahr 2010 für die zweite 
Säule wenig, wie es in einem Bericht der 
Kantonalbanken-Anlagetochter Swiss-
canto heisst. Basis des Berichts ist die 
Swisscanto Pensionskassen-Umfrage 
un ter Vorsorgeeinrichtungen, deren 
erste Resultate Mitte Mai publiziert 
wurden.

« Ungenügende Performance »

Im Durchschnitt erreichten die Pensions-
kassen mit ihren Kapitalanlagen eine 
Performance von 2,95 Prozent. Das ist 
deutlich weniger als im Vorjahr, als die 
Pensionskassen im Zug der Erholung 
der Aktienmärkte unmittelbar nach der 
Finanzkrise auf eine weit höhere Ren-
dite von über 10 Prozent kamen. Die 
letztjährige Performance von 2,95 Pro-

zent bezeichnet Swisscanto als unge-
nügend. Die Soll-Rendite, die nötig wäre, 
um die Finanzierung der Vorsorge si-
cherzustellen, haben die Investment-
spezialisten bei 3,7 Prozent angesetzt. 
Der Grund für die tiefen Erträge liegt 
laut Swisscanto an den tiefen Zinsen, 
die der gesamten Versicherungsbranche 
seit der Finanzkrise Sorgen machen. Zu- 
dem mussten die Pensionskassen Ver-
luste auf Fremdwährungen hinnehmen, 
nachdem sowohl die Kurse von Euro 
und als auch jene von Dollar zum Fran-
ken in die Tiefe gesackt waren.

Bei den öffentlich-rechtlichen Pensi-
onskassen waren die Ansprüche der 
Versicherten nach Swisscanto-Berech-
nungen mit durchschnittlich 91 Prozent 
weiter nicht ausreichend gedeckt. Die 
Verbesserung gegenüber dem Vorjahr 
beträgt nur gerade 1 Prozentpunkt.

Die privatrechtlichen Einrichtungen 
erreichten einen Deckungsgrad von 
106 Prozent, auch dies ist ein Prozent-
punkt mehr als 2009. Die privaten Ein-
richtungen, die im Gegensatz zu vielen 
öffentlich-rechtlichen Pensionskassen 
keine Staatsgarantie geniessen, errei-
chen den Zielwert eines Deckungsgra-
des von 115 Prozent ebenfalls nicht. Mit 
so viel Reserven wären die Einrichtun-
gen angemessen gegen Marktschwan-
kungen abgesichert.

Umfrageergebnisse 

mit hoher Repräsentativität

An der Umfrage 2011 haben 361 (Vor-
jahr 278) Vorsorgeeinrichtungen mit ei-
nem Vermögenstotal von 426 Milliarden 
Franken (379 Milliarden Franken) teil-
genommen. Die Beteiligung hat damit 
laut Swisscanto ein Rekordniveau er-
reicht und unterstreicht die Bedeutung, 
die der Umfrage beigemessen wird. 
Rund die Hälfte der Versicherten sowie 
rund 70 Prozent der von den Vorsorge-
einrichtungen verwalteten Vermögen 
würden von der Umfrage erfasst.

Damit weisen die Ergebnisse, so die 
Bewertung von Swisscanto, insbeson-
dere im Bereich der mittleren und gros- 
sen Vorsorgeeinrichtungen eine hohe 
Repräsentativität auf. Bis auf eine Aus-
nahme haben sich alle kantonalen Pen- 
sionskassen an der Umfrage beteiligt 
und auch die Vorsorgeeinrichtungen 
der grossen Städte sind fast vollstän-
dig vertreten. Auf Seite der privaten Kas- 
sen sind alle SMI-Gesellschaften mit ei-
gener Pensionskasse vertreten. �

Swisscanto Pensionskassen-Umfrage

Pensionskassen kommen 
wegen tiefen Zinsen nicht vom Fleck
Die Schweizer Pensionskassen konnten im vergangenen Jahr an den Börsen angesichts von 

tiefen Zinsen und Währungskrisen wenig dazugewinnen. Durch die geringen Erträge aus den 

Kapitalanlagen bleiben die öffentlich-rechtlichen Kassen weiter in Unterdeckung. Jürg Wiler
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Durchschnittliche Performance von 2,95 Prozent: 
Die Pensionskassen treten wegen der tiefen Zinsen an Ort.
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Bereits heute muss die Schweiz im Win-
ter über 15 Prozent des Stroms aus dem 
Ausland importieren. Ohne Strom aus 
Kernkraftwerken würde sie künftig im 
Winter einen Selbstversorgungsgrad 
von unter 40 Prozent erreichen, sagte 
Economiesuisse-Präsident Gerold Büh-
rer vor den Medien in Bern. Weil sich in 
Westeuropa gravierende Probleme in 
der Stromversorgung abzeichnen, müs-
se auch in Zukunft eine weitgehend 
autonome Versorgung gewährleistet 
werden. Daher sei, so Bührer, die Sicher-
stellung von ausreichenden Stromer- 
zeugungskapazitäten im Inland sowie 
die Stärkung der erneuerbaren Ener-
gien und der Effizienz zentral. Solange 
keine überzeugende Gesamtenergie-
strategie vorliege, dürfe die Option Kern- 
energie nicht aufgegeben werden.

Warnung vor höheren Kosten

Ein weiterer zentraler Pfeiler für den Er-
folg der Schweiz sind wettbewerbsfä-
hige Strompreise. Steigen diese um 30 
Prozent (rund drei Rappen pro Kilowatt-
stunde), bewirkt dies allein für die In-
dustrie Mehrkosten von über einer hal-
ben Milliarde Franken pro Jahr. Für die 
ganze Wirtschaft würden die Kosten um 
gegen eine Milliarde steigen. Arbeits-
platzabbau und Verlagerungen energie- 
intensiver Betriebe wären die Folgen.

Was dies konkret bedeuten kann, zeigt 
das Beispiel der energieintensiven Be-
triebe: Jede Strompreiserhöhung um 
1 Rappen führt zu Kosten von 36 Millio-
nen Franken. Dies entspreche den Kos-
ten von über 400 Arbeitsplätzen, erklär-
te IGEB-Präsident Frank R. Ruepp. Die 
Förderung der Energieeffizienz sei das 
zentrale Thema für die KMU-Wirtschaft, 

betonte Bruno Zuppiger, Präsident des 
Schweizerischen Gewerbeverbands. Die 
Frage der Stromproduktion stehe immer 
im Zusammenhang mit der ganzen Um- 
welt- und Energiepolitik. Die Thematik 
müsse deshalb gesamtheitlich ange-
gangen werden.

Im Bereich der Energieeffizienz und 
des Klimaschutzes verfügt die Schwei-
zer Wirtschaft mit der Energie-Agentur 
der Wirtschaft bereits heute über einen 
guten Leistungsausweis. So haben die 
Firmen der Maschinen-, Elektro- und 
Metallindustrie trotz deutlichem Pro-
duktionswachstum ihre CO

2
-Emissionen 

seit 1990 um 50 Prozent gesenkt und 
die Energieeffizienz um 40 Prozent ver-
bessert, betonte Hans Hess, Präsident 
von Swissmem.

Durch weitere Effizienzmassnahmen 
können Energie und Kosten eingespart 
werden. Zudem entstehen Aufträge für 
Schweizer Unternehmen. Die Herausfor-
derungen bieten deshalb auch Chancen, 
welche die Wirtschaft laut Zuppiger nicht 
verpassen darf. Dazu sind konsequent 
marktwirtschaftliche Anreize und libe-
rale Bewilligungsverfahren nötig – ge-
rade auch bei erneuerbaren Energie-
projekten.

Fünf zentrale Anliegen

Mit Blick auf die aktuelle Debatte und 
die bevorstehenden Weichenstellungen 
in der Energiepolitik sind gemäss den 

beteiligten Verbänden die folgenden 
fünf Punkte für die Wirtschaft von zen-
traler Bedeutung:

��  Damit die Energieversorgung lang-
fristig optimal gewährleistet werden 
kann, muss eine Gesamtenergiestra-
tegie entwickelt werden.
��  Die Option Kernenergie muss auf-
rechterhalten werden – insbesondere 
mit Blick auf ihre technologische Ent-
wicklung, die in verschiedenen Län-
dern sehr aktiv vorangetrieben wird. 
Eine vorzeitige Ausserbetriebnahme 
der bestehenden Atomkraftwerke aus 
politischen Gründen lehnt die Wirt-
schaft ab.
��  Die Wirtschaft unterstützt die Sistie-
rung der anstehenden Gesuche um 
Ersatzkernkraftkapazitäten. Eine Neu-
beurteilung muss rechtzeitig vorge-
nommen werden. Über einen allfälli-
gen Ausstieg aus der Kernenergie darf 
erst dann entschieden werden, wenn 
sichere, zuverlässige, wettbewerbsfä-
hige, auslandunabhängige und um-
weltfreundliche Möglichkeiten zur 
Kompensation zur Verfügung stehen.
��  Alle Massnahmen zur Effizienzsteige-
rung, zum Sparen und zur Entwick-
lung von erneuerbaren Energien sind 
zur Gewährleistung der Stromversor-
gung zu intensivieren. Dabei müssen 
marktwirtschaftliche Lösungen ange-
wendet werden.
��  Zur Vermeidung der Versorgungslü-
cke sind Gaskombikraftwerke als Über- 
gangslösung zu ermöglichen. Damit 
verbunden ist eine entsprechende An- 
passung des CO

2
-Gesetzes (mit mehr 

Flexibilität Inland/Ausland). �
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Energiepolitik und Stromversorgung

Die Wirtschaft fordert eine 
überzeugende Energiestrategie
Economiesuisse, der Schweizerische Gewerbeverband, Swissmem, SGCI Chemie Pharma Schweiz und 

die IG Energieintensive Branchen haben gemeinsam Forderungen zur Schweizer Energiepolitik 

postuliert. Sie warnen davor, die zuverlässige, wettbewerbsfähige, unabhängige und umwelt freund-

liche Stromversorgung – und damit einen zentralen Standortfaktor für die Wirtschaft – mit übereilten 

Entscheidungen aufs Spiel zu setzen. Die Option Kernenergie müsse aufrecht erhalten werden.

« Höhere Preise für 
Energie gefährden 
Arbeitsplätze. »
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Weitere Veranstaltungen auf  

www.arbeitgeber.ch

BVG und FZG

Stämpflis Handkommentar. J.-A. Schneider / T. Geiser / T. Gäch-

ter (Hrsg.), 2010,1968 S., geb., Fr. 455.–, Stämpfli Verlag AG, 

Bern ISBN 978-3-7272-2544-4. Zum wichtigen Sozialwerk der 
beruflichen Vorsorge gibt es nur wenige Gesamtdarstellungen 
und bis anhin keine umfangreiche Kommentierung. Diese Lücke 
soll mit dem vorliegenden Werk geschlossen werden.

Erfolgsfaktor HR Brand

Den Personalbereich und seine Leistungen als Marke mana-

gen. Marco Esser / Bernhard Schelenz, 2011, 191 Seiten, ge-

bunden, ca. Fr. 50.–, Publicis, Erlangen, ISBN 978-3-89578-

380-7. Die Autoren führen klar strukturiert, gut lesbar und mit 
hohem Praxisbezug in dieses aktuelle Thema ein und zeigen, 
wie man einen HR Brand aufbaut, managt und kommuniziert.

Aufruhr im Paradies

Die neue Zuwanderung spaltet die Schweiz. Philipp Löpfe /

Werner Vontobel, 2011, 176 Seiten, gebunden, Fr. 34.90, Orell 

Füssli Verlag, Zürich, ISBN 978-3-280-05406-2. Wohnungs-
not, Zersiedelung, Verkehrsstaus: Wie viel hat das mit der Im-
migration zu tun? Eine volkswirtschaftliche Kosten-Nutzen-
Analyse von zwei Wirtschaftsjournalisten.

Transitionen im Jugendalter

Manfred Max Bergman / Sandra Hupka-Brunner/Anita Kel-

ler/ Thomas Meyer/ Barbara E. Stalder (Hrsg.), 2011, 300 Seiten, 

kartoniert, Fr. 38.–, Seismo Verlag, Zürich, ISBN 978-3-03777-

093-1. Die Publikation beinhaltet die Ergebnisse der Schwei-
zer Jugendpanel-Längsschnittstudie Tree, mit fünf Beiträgen 
auf Deutsch, fünf auf Englisch und zwei auf Französisch.

Forschung verändert Schule

Neue Erkenntnisse aus den empirischen Wissenschaften für 

Didaktik, Erziehung und Politik. P. Aerni / F. Oser (Hrsg.), 2011, 

220 S., kart., Fr. 38.–, Seismo Verlag, Zürich, ISBN 978-3-03777-

100-6. Die Autoren fordern mehr Mut und Initiative im Schwei-
zer Bildungswesen und mehr Anerkennung der Leistungen 
von innovativen Lehrmittelverlagen und Lehrkräften.

Fachwörterbuch für die berufliche Vorsorge

2. Auflage, 2010, 264 Seiten, Broschüre, ca. Fr. 50.–, VPS Ver-

lag Personalvorsorge und Sozialversicherung AG, Luzern, 

ISBN 978-3-9523430-1-2. Von Altersguthaben bis zwingendes 
Recht: Der VPS Verlag hat mit dem Fachwörterbuch für die be-
rufliche Vorsorge ein Standardwerk geschaffen, das Verant-
wortlichen von Pensionskassen ihre Arbeit erleichtert.

Arbeitsrecht

Vom Vertrag bis zur Kündigung. Irmtraud Bräunlich Keller, 

11. Auflage, 2011, 272 S., brosch., Fr. 36.–, Beobachter-Buch-

verlag, Zürich, ISBN 978-3-85569-440-2. Dieser Ratgeber be-
antwortet arbeitsrechtliche Fragen in leicht verständlicher Spra-
che – auch zu komplexen Themen wie besondere Arbeits- 
verhältnisse, Nebenerwerb, Kündigung und Arbeitszeugnis.

V E R A N S TA LT U N G E N

Verliert die Schweiz auf dem Weg 

nach Europa? Bedrohte staatliche 

und bürgerliche Souveränität

Veranstalter: Paulus-Akademie Zürich
Datum: 16. Juni 2011, ab 19.30 Uhr
Ort: Kulturhaus Helferei,  
Kapelle, Zürich
www.paulus-akademie.ch �
Veranstaltungen

Zukunft Bildung Schweiz.  

Von der Selektion zur Integration

Öffentliche Auftaktveranstaltung
Veranstalter: Akademien  
der Wissenschaften Schweiz u. a.
Datum: 16./17. Juni 2011
Ort: Universität Bern
www.akademien-schweiz.ch 

« Industrie mit Zukunft » 

Industrietag 2011
Veranstalter: Swissmem
Datum: 29. Juni 2011, ab 13.30 Uhr
Ort: Messezentrum Zürich
www.swissmem.ch

Business education: Stakeholders’ 

current and future requirements

83. internationale 
SIEC-ISBE Konferenz 2011
Veranstalter: SIEC Schweiz
Datum: 25. bis 29. Juli 2011
Ort: Universität Basel
www.siec.ch � Conference 2011

Master of Science in Berufsbildung

Ausbildung für angehende  
Spezialistinnen und Spezialisten  
im Bereich der Berufsbildung
Veranstalter: Eidgenössisches Hoch-
schulinstitut für Berufsbildung (EHB)
Datum: Ab Herbst 2011, 
sechs Semester im Teilzeitstudium
Ort: Eidgenössisches Hochschul-
institut für Berufsbildung, Zollikofen
www.ehb-schweiz.ch � Ausbildung 
� Master of Science in Berufsbildung
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Der Mann fühlt sich wohl hier. Schwar-
zes Sakko, rotes Einstecktuch, Designer-
brille, dahinter ein Geniessergesicht. 
«Berlin hat uns alles gegeben», sagt Le-
onhard Müller mit breitem badischem 
Akzent. «Ohne diese Stadt sässen wir 
jetzt nicht zusammen und unterhielten 
uns über Uhren und Askania.» Müller 
hat es geschafft, die legendäre Berliner 
Marke Askania wiederzubeleben und 
darüber Unternehmer zu werden. Über 
3000 Uhren jährlich, meist in der Preis-
lage zwischen 1000 Euro und 3000 Euro, 
gehen von seiner Werkstatt in Berlin-
Friedenau in die Welt. Askania-Uhren 
finden sich heute auf allen wichtigen 
Edelmeilen, sei es in Singapur, Hong-
kong oder in Mexiko Stadt.

Nach über 60 Jahren Pause hat Ber-
lin wieder eine Uhrenproduktion. Und 
die verdankt die Hauptstadt dem un-
ternehmerischen Impetus, der in den 
heute 65-Jährigen aus Pforzheim vor 
zehn Jahren fuhr. Fast 20 Jahre vertrat 
der gelernte Industriekaufmann den 
Schweizer Uhrenbauer Revue Thommen 
auf dem deutschen Markt. Die Marke 
war seit den Dreissigerjahren des ver-
gangenen Jahrhunderts für ihre Flieger-
modelle berühmt. Doch um die Jahr-

tausendwende geriet das Unternehmen 
in Schwierigkeiten und trennte sich von 
dem Geschäft mit Edeluhren.

Der Liebhaber und Sammler von fei-
nem Uhrwerk entschloss sich, seinen 
Traum zu verwirklichen: eine eigene Uh-
renmarke zu gründen. Dass der Markt 
dafür abgegrast war, entmutigte ihn 
nicht. Schon Anfang der Neunzigerjahre 
gab es Kricket-, Golf- oder Arzt- oder 
Panzerfahreruhren. Doch Müller blieb 
stur: «Ich brannte für Fliegeruhren, und 
ich wollte eine alte Marke aus dem Dorn-
röschenschlaf küssen.»

Anteile statt Bargeld

Bei seinen Recherchen stiess er auf die 
untergegangene Berliner Askania. Das 
Unternehmen war vor 140 Jahren ge-
gründet worden, beschäftigte um 1930 
über 15 000 Mitarbeiter und stellte Ge-
räte für die Landvermessung, Flugins-
trumente, Filmkameras und Borduhren 
her. Im Krieg ausgebombt und danach 
durch Plünderungen und Demontage 
geschwächt, ging Askania später an ver-
schiedene Nachfolgeunternehmen.

Müller kaufte die Rechte für die Uh-
renmarke von Siemens «für eine über-
schaubare Summe». Askania sitzt heute 

in einer Remise im Hinterhof eines alten 
Bürgerhauses – nur wenige Meter von 
den Askania-Höfen an der Bundesallee 
entfernt, wo das Unternehmen einst 
zu Hause war. Gleich der erste Versuch 
Müllers, Askania-Uhren unters Volk zu 
bringen, endete als Volltreffer. Er prä-
sentierte erste Prototypen auf der Ber-
liner Luftfahrtschau 2004, ein Jahr vor 
der Wiedergründung der Marke. Das 
Interesse war gewaltig.

17 Aktionäre, 20 Beschäftigte

Fast wäre Askania gescheitert, bevor es 
die echten Uhren zu kaufen gab. Zwar 
brachte Müller das meiste Geld für den 
Start selbst mit, aber es reichte nicht. 
Da bewies er Chuzpe. Er eröffnete der 
von ihm ausgewählten Berliner Werbe-
agentur X-Act, dass er sie nur mit Un-
ternehmensanteilen bezahlen könne. 
«Zuerst waren wir ganz schön verdutzt», 
erinnert sich X-Act-Geschäftsführer Cle-
mens Heilmann, «doch dann fanden wir 
Müllers Idee, eine Uhrenmanufaktur für 
unsere Stadt aufzubauen, prima, und 
sagten zu.» Inzwischen hat Askania 17 
Aktionäre. Einer von ihnen ist eine Be-
teiligungsgesellschaft, bei der Kleinan-
leger mit mindestens 5000 Euro ein-
steigen können.

Noch ist Askania mit 20 Beschäftig-
ten keine Manufaktur, sondern kauft die 
Uhrwerke zu, teilweise auch in China. 
Kritik daran wehrte Müller ab, indem er 
auf seine Uhren fünf Jahre Garantie ge-
währt – selbst Spitzenhersteller begnü-
gen sich in der Regel mit drei Jahren. 
Dennoch will Müller langfristig fast alle 
Teile seiner Uhren von eigenen Leuten 
herstellen lassen. «Diese Stadt verdient 
eine Manufaktur», sagt er, «und ich 
werde alles dafür tun, dass Berlin eine 
bekommt.» �
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Leonhard Müller, Berlin

Der neue Taktgeber von Askania
Mit Chuzpe gelang Leonhard Müller der Sprung vom Industriekaufmann zu Berlins einzigem 

Uhrenhersteller. Lothar Schnitzler
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Vermarkete früher Uhren der Schweizer Marke Revue Thommen: Askania-Chef Leonhard Müller.

© Handelsblatt GmbH. Alle Rechte vorbehalten.
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Finanzplatz Schweiz: Bereits 
mehr als 100 Banken gehören 
heute dem AGV Banken an.

Arbeitgeberverband der Banken in der Schweiz (AGV Banken)

Arbeitgeberpolitik ist Teil  
der Finanzplatzförderung
Der Arbeitgeberverband der Banken in der Schweiz besteht seit anfangs 2010. Mit bereits 

mehr als 100 Mitgliedsinstituten rechtfertigt sich das Bedürfnis des Finanzplatzes Schweiz 

nach einem Verband, der die Interessen der Banken in Arbeitgeber fragen vertritt. Der AGV 

Banken trat an die Stelle der zwischen 1920 und 2009 aus den Platzbankenverbänden 

lose zusammengesetzten Arbeitgeberorganisation der Banken AGO. Markus Geiger

Auf Anhieb wird die Bankbranche kaum mit Sozi-
alpartnerschaft oder Gesamtarbeitsverträgen (GAV) 
in Verbindung gebracht. Das überrascht umso we-
niger, als Banken nicht im Brennpunkt gewerk-
schaftlicher Forderungen stehen oder gar Schau-
platz von Arbeitskämpfen sind. Doch gerade ein 
Streik des Bankpersonals war 1919 Anstoss für die 
Schaffung eines kollektiven Arbeitsvertrags und 
da mit Auslöser dafür, dass die Branche seit nun-
mehr gut 90 Jahren ein Klima des Dialogs im ge-
genseitigen Respekt zwischen Arbeitgebern und 
Gewerk schaften pflegt. Von 1920 bis 2009 wurden 
die patronalen Interessen der Banken durch die 
Arbeitgeberorganisation der Banken in der Schweiz 
vertreten, einem Zusammenschluss der Platzban-
kenverbände unter Führung des Verbands Zürche-
rischer Kreditinstitute (VZK). Mit der Absicht einer 
möglichst breiten Abstützung hat sich die Schwei-
zerische Bankiervereinigung in Zusammenarbeit 
mit dem VZK Mitte 2009 dazu entschlossen, die Ar-
beitgebervertretung der Banken neu aufzustellen. 
Seit anfangs 2010 sind sämtliche Arbeitgeberthe-
men der Banken angesiedelt im AGV Banken, dem 

Arbeitgeberverband der Banken in der Schweiz 
mit Sitz in Basel. Präsident ist Josef Meier (Credit 
Suisse), die Geschäfte führt der Jurist Dr. Balz  
Stückelberger.

Nicht alles, aber vieles ist neu

«Erstklassige Arbeitsmarktbedingungen für kon-
kurrenzfähige Arbeitgeber und attraktive Arbeits-
plätze»: Mit dieser Vision ist der neue Verband ge-
startet. Balz Stückelberger: «Damit kommt zum 
Ausdruck, dass wir die Arbeitgeberfragen als wich-
tigen Teil der Finanzplatzförderung verstehen.» Die 
strategischen Geschäftsfelder sind die eines klas-
sischen Wirtschaftsverbands. Allen voran die Inte-
ressenvertretung auf verschiedenen Ebenen, das 
Monitoring von Gesetzgebung, Verwaltungspraxis, 
Rechtsprechung sowie Teilnahme an Vernehmlas-
sungen. Im politischen Bereich kann auf die An-
bindung an die Bankiervereinigung mit ihrem gut 
ausgebauten Lobbyingnetz zurückgegriffen wer-
den; der AGV Banken seinerseits ist zur Hauptsa-
che auf der fachlichen Ebene aktiv. Im Zentrum 
der Dienstleistungen für die Mitglieder stehen In-
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formation, Beratung und Ausbildung in 
arbeitsrechtlichen Fragen; telefonische 
Rechtsauskunft wird in Zusammenarbeit 
mit dem Centre Patronal angeboten.

Rund die Hälfte der Aufgaben nimmt 
die So zial partnerschaft in Anspruch. Da- 
 zu gehört vorab der Dialog mit dem 
Schweizerischen Bankpersonalverband 
und dem Kaufmännischen Verband. Ba- 
sis der Gespräche bildet der GAV, die 
Vereinbarung über die Anstellungsbe-
dingungen der Bankangestellten (VAB). 
Ausgeklammert sind Salärverhandlun-
gen, diese finden auf Betriebsebene 
statt. Der Verband tritt lediglich im Falle 
eines Scheiterns solch interner Ausmar-
chungen in einem so genannten Eska-
lationsverfahren auf den Plan.

Von Bedeutung sind die Beziehun-
gen zum Ausland. Dazu unterhält der 
AGV Banken als Mitglied des Banking 
Comitee for European Social Affairs 
rege Kontakte zum Europäischen Dach- 
verband der Banken (European Banking 
Federation).

Wertvoller Know-how-Pool

In der Startphase galt es für den elf-
köpfigen Vorstand das Fundament zu 
schaffen, Mitglieder zu akquirieren – mit 
Erfolg: Heute gehören dem Verband 
bereits 104 Banken an. Zusammen be-
schäftigen diese 78 200 oder rund 70 
Prozent aller Mitarbeitenden auf dem 
Bankenplatz Schweiz; 68 000 oder 61 
Prozent der Angestellten sind der VAB 
unterstellt. Diese Tatsache legitimiert 
den Verband, repräsentativ für die 
Banken zu sprechen. Die Aufbauphase 
ist nun überwunden. Balz Stückelber-
ger führt den AGV Banken in Personal-
union. In der täglichen Arbeit bewäh-
ren sich die schlanken Strukturen.

Dazu tragen zwei Faktoren bei. So 
erlaubt zum einen die – auch räumli-
che – Nähe zur Bankiervereinigung das 
Nutzen von Synergien. Dies vor allem 
im Lobbying auf dem nationalen poli-
tischen Parkett. Zudem sind Aus- und 
Weiterbildung Sache der Bankierverei-
nigung, teils unter Mitarbeit des AGV 
Banken. Beispielsweise im «Projekt LLL» 
(lebenslanges Lernen), wo mittels flä-
chendeckender Befragung Angaben 
über Bildungsbedürfnisse, Lerngewohn-
heiten und -defizite von Bankangestell- 
ten erhoben werden. Zum anderen ver-

weist der Geschäftsführer auf die Be- 
 deutung der Milizarbeit: «Grossbanken 
verfügen über Spezialisten für jedes 
Thema, Personal aus der Praxis, das bei 
Bedarf unentgeltliche Leistungen für 
den AGV Banken übernimmt. Dem Ver-
band steht damit ein wertvoller Know-
how-Pool zur Verfügung.»

In der breiten Öffentlichkeit ist der 
AGV Banken bisher wenig in Erschei-
nung getreten. Vorerst konzentriere 
man sich auf die Tätigkeit nach innen. 
Stückelberger: «In der Konsolidierungs-
phase geht es in erster Linie darum, 
weitere Mitglieder zu gewinnen und 
von Ansprechpartnern wahrgenommen 
und anerkannt zu werden. In einer 
nächsten Stufe fassen wir einen Aus-
bau der Aufgaben ins Auge, denkbar 
wäre dies etwa im Bereich Human Re-
sources.» Eine Zwischenbilanz zeigt, 
dass seit der Gründung bereits Gewich-
tiges in Gang gesetzt worden ist.

Themenführerschaft hat der AGV Ban-
ken mit dem Pilotprojekt Vertrauensar-
beitszeit übernommen, eine erleichterte 
Form der gesetzlich vorgeschriebenen 
Arbeits zeiterfassung, abgestimmt auf 
moderne Lebens- und Arbeitsformen. 
Ziel ist, das atypisch rückständig gere-
gelte Element der Zeiterfassung im 
sonst liberalen Arbeitsgesetz den Rea-
litäten anzupassen. Acht Banken sind 
am Versuch beteiligt, der seit nunmehr 
zwei Jahren läuft und Ende 2011 mit 
einem Schlussbericht des Seco endet. 
Im Projekt involviert sind neben den 
Banken und dem Seco auch Arbeitsins-
pektorate so wie die Gewerkschaften. 

«Uns geht es nicht um eine Sonderre-
gelung für die Banken», betont Balz 
Stückelberger. «Vielmehr wollen wir Er-
fahrungen sammeln, die auch anderen 
Branchen von Nutzen sein werden.»

Sorge tragen  

zum flexiblen Arbeitsrecht

Die Rahmenbedingungen für den Fi-
nanzplatz hinsichtlich arbeits- und so-
zialrechtlicher Fragen beurteilt der AGV 
Banken in der Schweiz überwiegend 
als gut. Unbefriedigend, aber nicht akut 
ist aus der Sicht der Banken die restrik-
tive Handhabung des Bundes bei der 
Freigabe von Kontingenten für Dritt-
staatenangehörige. Gemeinsame Pro-
teste mit der in dieser Sache federfüh-
renden IT-Branche führten wohl zu einer 
gewissen Lockerung. Nach wie vor sei 
es trotzdem schwierig, den Bedarf an 
dringend benötigten Fachspezialisten 
abzudecken, heisst es beim AGV Ban-
ken. Vor allem aber gelte es zum libera-
len Arbeitsrecht und zum flexiblen Ar-
beitsmarkt Sorge zu tragen. Auf keinen 
Fall sollten die Arbeitskosten durch For- 
derungen nach sechs Wochen Ferien 
oder einem verschärften Kündigungs-
schutz weiter erhöht werden. Geschäfts- 
führer Balz Stückelberger: «Wir dürfen 
das gut funktionierende System nicht 
leichtfertig aufs Spiel setzen und müs-
sen wohl oder übel eine Verteidigungs-
strategie verfolgen. Wenn es gelingt, die 
Rahmenbedingungen zu halten, ist 
schon viel erreicht.» �
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Mitglieder : 104
Beschäftigte : 78 200
Präsident : Josef Meier (Credit Suisse)
Geschäftsführer : Dr. Balz Stückelberger

Kontakt :

AGV Banken, Dufourstrasse 49
Postfach 4182, 4002 Basel
Tel. +41 (0)61 295 92 95
info@agv-banken.ch, www.agv-banken.ch
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Führt die Verbandsgeschäfte: Balz Stückelberger.
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Le nouvel «Employeur 
Suisse»: la plateforme 
idéale pour vos annonces!

Voici quelques bonnes raisons qui 
devraient vous inciter à faire de la publicité 
dans «Employeur Suisse»: 

�  «Employeur Suisse» est l’organe de l’Union patronale suisse, 
association qui regroupe 100 000 entreprises occupant au 
total environ un million de personnes. Cette publication de 
présentation moderne paraît chaque mois dans un cahier 
français et un cahier allemand.

�  «Employeur Suisse» informe sur les entreprises, les branches 
et les associations. Il livre des éclairages détaillés sur divers 
thèmes comme le marché du travail et le droit du travail, les 
assurances sociales et la politique sociale, la formation et 
les carrières, ou encore le travail et la santé. Il prend positi-
on, débat avec des dirigeants et off re des points de repère 
et des bases de décision aux responsables. 

�� «Employeur Suisse» compte quelque 17 000 lecteurs et 
lectrices dans toute la Suisse. Plus de 50 % d’entre eux sont 
des dirigeants ou des cadres supérieurs. Jouissant d’une 
excellente image auprès de son lectorat, cette publication 
est réputée pour son sérieux, sa crédibilité et sa compé-
tence.

Saisissez cette excellente opportunité de faire connaître votre 
entreprise, votre organisation ou vos services. 

Le mieux est de vous adresser directement à notre agence 
d’annonce: 

Lenzin + Partner GmbH

Téléphone: 062 844 44 88

info@lenzinundpartner.ch

www.lenzinundpartner.ch

S C H W E I Z E R I S C H E R  A R B E I TG E B E R V E R B A N D 

U N I O N  PAT R O N A L E  S U I S S E 

U N I O N E  S V I Z Z E R A  D E G L I  I M P R E N D I TO R I

April /Avril 2011

JASMIN STAIBLIN IM INTERVIEW

Ziele von 
ABB Schweiz
CANTON DE VAUD

Impôt sur 
le travail  ?

DOSSIER

Révision de l’AI et intégration 
dans le marché du travail

PORTRAIT D’UN MEMBRE

Chambre vaudoise 
du commerce et de l’industrie

BRENNPUNKT

Weshalb sich die Integration 
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Das EBG unterstützt mit diesen Finanz-

hilfen innovative und praxisnahe Pro-

jekte mit langfristiger Wirkung sowie 

Be ratungsstellen. Seit 2009 können auch 

Unternehmen für ihre Projekte zur 

Gleichstellung Finanzhilfe beantragen. 

Im Jahr 2010 standen für die Förderung 

gesamthaft 4,3 Millionen Franken zur 

Verfügung. Auf der Projektdatenbank 

www.topbox.ch findet sich eine um-

fangreiche Sammlung von praxiser-

probten Gleichstellungsprojekten – ein 

Fundus an Erfahrungen und Ideen für 

eigene Projekte.

Der Termin zum Einreichen von Fi-

nanzierungsgesuchen für allgemeine 

Förderprojekte ist am 28. Januar 2011. Ge-

suche zur Unterstützung von unterneh-

mensinternen Projekten zur Gleich-

stellung können jederzeit eingereicht 

werden. � (EBG / S. O.)

www.gleichstellung-schweiz.ch

www.topbox.ch

Finanzhilfen nach dem Gleichstellungsgesetz

Das Eidgenössische Büro für die Gleichstellung von Frau und Mann (EBG) fördert mit Finanzhilfen  

die Chancengleichheit im Erwerbsleben. Basis dafür ist das Gleichstellungsgesetz.

Die Suva verzeichnete im Jahr 2009 über 

15 000 Unfälle. In diesem Jahr wird die 

Zahl nochmals steigen. «Neben dem 

menschlichen Leid, das hinter jedem 

Unfall steckt, verursachen diese Unfälle 

auch erhebliche Kosten», schreibt die 

Suva. Sie wendete im Durchschnitt der 

vergangenen zehn Jahre in der Unfall-

versicherung für Arbeitslose jährlich 

136 Millionen Franken für Heilkosten, 

Taggelder und Renten auf.

Ziel des Projekts ist es, die durchschnittli-

che Dauer des Bezugs von Unfalltag-

geldern zu verkürzen. Derzeit sind Ar-

beitslose nach einem Unfall mehr als 

anderthalb Mal so lang arbeitsunfähig 

wie verunfallte Berufstätige. Sie bezie-

hen durchschnittlich während 69 Tagen 

Unfalltaggelder, verunfallte Berufstätige 

sind im Durchschnitt während 44 Tagen 

auf Unfalltaggelder angewiesen. Gar 

mehr als doppelt so hoch ist laut Suva 

das Risiko, als Arbeitsloser zum Inva-

lidenrentner zu werden, nämlich mit 

9 Renten pro 1000 Unfälle gegenüber 

4 Renten pro 1000 Unfälle bei den Be-

rufstätigen. Dies führt dazu, dass der 

Unfall eines Arbeitslosen mit durch-

schnittlich 8300 Franken fast doppelt 

so teuer ist wie der Unfall einer berufs-

tätigen Person mit 4800 Franken.

Aus diesem Grund verstärkt die Suva 

die Eingliederungsstrategie, die eng mit 

dem Seco und den RAV abgestimmt ist. 

Entscheidend sei, dass die Suva mög-

lichst früh vom Unfall erfahre und so 

rasch erkennen könne, welche Verunfall-

ten eine intensive Betreuung benötigen. 

Arbeitslose im Projektgebiet erhalten ab 

sofort eine kreditkartengrosse Notfall-

karte mit den Angaben, wo sie einen 

Unfall melden müssen. Ebenso sollen 

vorab Hausärzte für die rasche Wieder-

eingliederung sensibilisiert werden.

Am zweijährigen Versuch zur verbes-

serten Integration verunfallter Arbeits-

loser beteiligen sich die Suva-Agenturen 

in Aarau, Genf und Linth (Ziegelbrücke). 

Die Projektkosten von zwei Millionen 

Franken teilen sich Suva und Seco. Die 

verbesserte Betreuung soll die jährlichen 

Taggeldkosten von durchschnittlich rund 

50 Millionen Franken um 10 Prozent oder 

5 Millionen Franken reduzieren. �

(Suva / J. W.)

www.suva.ch

Verunfallte Arbeitslose schneller in Arbeitsmarkt zurück

Arbeitslose Menschen, die einen Unfall erleiden, sollen besser betreut werden. Sie sind im Durchschnitt 

anderthalb Mal so lange arbeitsunfähig wie verunfallte Berufstätige. Die Suva und das Staatssekretariat für 

Wirtschaft (Seco) haben deshalb ein Pilotprojekt lanciert.
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Verunfallte Arbeitslose sollen besser betreut und so schneller in den Arbeitsmarkt zurückgeführt werden.
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Robustes Wachstum

Economiesuisse erwartet für 2011 ein 

Wachstum des BIP von zwei Prozent, 

eine sinkende Arbeitslosigkeit und eine 

tiefe Inflationsrate.

Wie schon 2010 werden gemäss Economie-

suisse sowohl die Binnenwirtschaft als auch 

die Exportwirtschaft zulegen. Das Wachstum 

der Exportindustrie wird sich aber wegen 

der Frankenstärke deutlich abschwächen. 

Gebremst wird wegen der prekären Finanz-

situation vieler Staaten auch die chemisch-

pharmazeutische Industrie. Dagegen kann 

die Uhrenindustrie dank der weltweiten Nach-

frage positiv in die Zukunft schauen. Auch 

die Maschinenindustrie wächst, während 2011 

für den Schweizer Tourismus zum Stresstest 

werden dürfte.

Die Inflationsrate bleibt laut Economie-

suisse tief und dürfte rund ein Prozent be-

tragen. Die Nachfrage nach qualifizierten Ar-

beitskräften ist in einigen Branchen nach wie 

vor hoch. Die Arbeitslosenquote dürfte mode-

rat sinken – auf einen Jahresdurchschnitt von 

rund 3,2 Prozent. Wegen der Verschuldungs-

probleme in der EU und der Tendenz zur Bla-

senbildung in Schwellenländern ist das Wachs-

tum gemäss Economiesuisse aber mit hohen 

Abwärtsrisiken behaftet. Ein etwas tieferes 

Wachstum für 2011 erwarten die Konjunktur-

forschungsstelle der ETH (KOF) und BAK 

Basel. Sie rechnen mit einer Zunahme des 

BIP von 1,9 bzw. 1,7 Prozent und einer durch-

schnittlichen Arbeitslosenquote von 3,3 res-

pektive 3,4 Prozent. � (Pfi.)

Prognosen Economiesuisse

Veränderung gegenüber Vorjahr (%)

Quelle: Economiesuisse
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Den Ergebnissen des Manpower-Arbeits-

marktbarometers für das 1. Quartal 2011 

zufolge rechnen 8 Prozent der 786 be-

fragten Arbeitgeber mit einem Anstieg 

ihrer Beschäftigtenzahlen, während 4 

Prozent einen Rückgang und 88 Pro-

zent keine Veränderung erwarten. Die 

Netto-Arbeitsmarktprognose für das 

1. Quartal 2011 beläuft sich somit auf 

+ 4 Prozent (vgl. Grafik). Die saisonbe-

reinigte Netto-Arbeitsmarktprognose 

beträgt 0 Prozent, das entspricht damit 

dem Wert des 1. Quartals 2010. Im Ver-

gleich zum Vorquartal geht der Wert 

um 15 Prozentpunkte zu rück. Urs Schüp-

bach, Generaldirektor von Manpower 

Schweiz, erklärt: «Nachdem sich die Ar-

beitgeber im vergangenen Quartal ext-

rem optimistisch zeigten, pen deln sich 

die Beschäftigungsaussichten jetzt wie-

der auf einem durchschnittlichen Niveau 

ein, was für eine Stabilisierung des Ar-

beitsmarkts spricht.»

In sechs der sieben Schweizer Re-

gionen sind die Beschäftigungsaus-

sichten für das 1. Quartal 2011 positiv, 

das höchste Ergebnis meldet Zürich. Die 

Arbeitgeber in sechs der zehn Wirt-

schaftssektoren erwarten während des 

1. Quartals 2011 eine Erweiterung ih rer 

Personalbestände. Am optimistischsten 

sind sie im Bank- und Versicherungs-

wesen, Immobilien und Dienstleistungs-

sektor. � (Manpower / S. O.)

www.manpower.ch

Manpower-Arbeitsmarktbarometer 

Schweiz für das 1. Quartal 2011

Die neue Publikation «Reintegrations-

leitfaden Unfall» des Schweizerischen 

Versicherungsverbands (SVV) ist ein In-

strument für alle, die Verunfallte auf 

ihrem Weg zur Genesung begleiten. Als 

Hilfsmittel soll sie dazu dienen, beim 

Heilverlauf nach einem Unfall Abwei-

chungen in Bezug auf den Normalfall 

zu erkennen. Die Publikation «Rein  - 

tegrationsleitfaden Unfall» kann herun-

tergeladen werden auf: www.svv.ch, Pu-

blikationen, Versicherungsme dizin. � 

(SVV/J.W.)

www.svv.ch

Neuer Leitfaden für 

die Reintegration nach Unfällen 

An unsere Abonnentinnen und Abonnenten

Sehr geehrte Leserinnen und Leser: Alljährlich haben Sie mit der letzten Januar- 

oder ersten Februarausgabe das Jahresinhaltsverzeichnis des Vorjahrs erhalten. 

Wir haben beschlossen, künftig auf dieses Printprodukt zu verzichten. Stattdessen 

publizieren wir die gesammelten Inhaltsverzeichnisse eines Jahrgangs als PDF auf 

unserer Webseite: Auf www.arbeitgeber.ch finden Sie unter «Schweizer Arbeitge-

ber» die gesammelten Inhaltsverzeichnisse 2010. � (S.O.)
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Netto-Arbeitsmarktprognose 

1. Quartal 2011

Quelle: Manpower
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Bessere Ergebnisse 
als Resultat: Auch 
unternehmerische Gründe 
sprechen für mehr Frauen 
in Führungspositionen.

Frauen als Führungskräfte (1)

Taten statt Quoten: Damit mehr Frauen 
in Führungspositionen kommen
Der Anteil der Frauen in den Führungspositionen der Wirtschaft soll steigen: Ein Anliegen, 
das in der schweizerischen und europäischen Öffentlichkeit stark präsent ist. Wie 
kann dieses aus gesellschaftlicher, volkswirtschaftlicher und unternehmerischer Sicht 
notwendige Ziel erreicht werden – ohne gesetzliche Quote? Ruth Derrer Balladore und Silvia Oppliger

Wohl sind mehr und mehr Frauen in Führungs-
positionen der Wirtschaft tätig, doch bleibt noch 
viel zu tun. Laut dem Schilling-Report 2010 beträgt 
der Frauenanteil in den Verwaltungsräten (VR) der 
100 grössten Schweizer Unternehmen 10 Prozent, in 
den Geschäftsleitungen (GL) 4 Prozent.

Im europäischen Ausland sieht es ähnlich aus. 
In den VR der 340 grössten Firmen in 17 europäi-
schen Ländern (EU-15, Norwegen, Schweiz) kom-
men die Frauen auf 12,2 Prozent, so die Resultate 
einer Studie von Egon Zehnder International (2010). 
Die Anteile variieren von Land zu Land sehr stark. 
Finnland, Norwegen und Schweden weisen den 
höchsten Frauenanteil auf, Portugal, Italien und 
Luxemburg den tiefsten (siehe Grafik).

In Norwegen ist seit dem 1. Januar 2008 per Ge-
setz vorgeschrieben, dass mindestens 40 Prozent 
Frauen in den VR von börsenkotierten Unterneh-
men Einsitz haben müssen. Norwegen ist entspre-
chend der Spitzenreiter mit einem Frauenanteil 

von 42 Prozent. Doch auch Finnland und Schwe-
den mit knapp 30 Prozent liegen bedeutend über 
dem europäischen Durchschnitt – ohne gesetz-
liche Quote.

«Comply or explain» lautet die finnische Strate-
gie: Der Corporate-Governance-Code der börsen-
kotierten Unternehmen verlangt, dass Frauen und 
Männer in den VR vertreten sein müssen. Erfüllt 
ein Unternehmen diese Anforderung nicht, muss 
es sich dafür erklären. In Schweden existiert weder 
eine entsprechende Empfehlung noch eine gesetz-
liche Regelung.

In der Schweiz : Motion im Parlament
In vielen europäischen Ländern hingegen steht 
die gesetzlich festgelegte Quote im Moment zur 
Diskussion oder ist gar schon verankert (nebst Nor-
wegen Spanien und seit Januar auch Frankreich). 
In der Schweiz ist erneut eine entsprechende Mo-
tion im Parlament hängig.
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freudig, sind Frauen tendenziell risiko-
avers.

Es braucht also mehr Frauen in wirt-
schaftlichen Führungspositionen. Doch 
die Veränderung geschieht nicht von 
selbst. Also doch die Quote? Ohne Zwei-
fel wirkt diese Massnahme, und vor 
allem beschleunigt sie das Ganze. Doch 
zeigen Beispiele wie Finnland oder 
Schweden, dass es auch ohne geht.

Der Schweizerische Arbeitgeberver-
band spricht sich dezidiert gegen ei- 
ne gesetzlich festgelegte Frauenquote 
für Verwaltungsräte aus. Eine Quote 
schränkt die unternehmerische Freiheit 
unverhältnismässig ein, birgt das Risiko 
der Quotenfrauen – und trägt wenig 
dazu bei, den Frauenanteil auch in 
operativen Führungspositionen zu er-
höhen.

Auch bei weiblichen Führungskräf-
ten ist die Quote nicht sehr beliebt. Im 
vergangenen Juli publizierte das Wirt-
schaftsmagazin «Bilanz» einen Bericht, 
wonach von 20 befragten Unterneh-
merinnen, Managerinnen, Verwaltungs-
rätinnen und Professorinnen in der 
Schweiz nur zwei die Quote klar befür-
worteten. Die Begründung des gros-
sen Rests: Die Quote sei nicht das rich-
tige Mittel.

Höchste Zeit,  

sonst kommt die Quote
Allerdings: Falls sich in den nächsten 
Jahren weiterhin nichts ändert, würden 
einige dieser Frauen die Quote als Ul-
tima Ratio in Betracht ziehen. Es ist also 
höchste Zeit, den Frauenanteil in wirt-

Auch auf Ebene der Europäischen Union 
(EU) bewegt sich etwas: Ende Januar 
bekräftigte EU-Justizkommissarin Vivi-
ane Reding, was sie schon im vergan-
genen Herbst als Zielgrösse genannt 
hatte: Bis 2015 sollen 30 Prozent der 
Verwaltungsräte von börsenkotierten 
Unterneh men auf Europas Binnenmarkt 
weiblich sein, bis 2020 gar 40 Prozent. 
Die EU-Kommission gibt den Unterneh-
men bis Ende 2011 eine Schonfrist. Falls 
sich bis dann nichts ändert, könnte die 
Quote kommen.

Die Wirtschaft braucht die 
weiblichen Führungskräfte
Dass der Frauenanteil in Führungsposi-
tionen der Wirtschaft erhöht werden 
sollte, steht ausser Frage – und zwar in 
Verwaltungsräten und auf der operati-
ven Führungsebene. Dafür sprechen 
nebst der Gleichberechtigung auch 
volks wirtschaftliche und unternehme-
rische Gründe.

Die Frauen sind heute so gut ausgebil-
det wie nie zuvor, an den Universitäten 
sind sie längst in der Mehrzahl. Es ist 
volkswirtschaftlich unsinnig, Frauen 
zuerst auszubilden und ihr Potenzial 
dann nicht zu nutzen. Der demografi-
sche Wandel verstärkt dieses Argument 
noch: Der Mangel an qualifizierten Ar-
beitskräften wird sich verschärfen, Un-
ternehmen werden auf die weiblichen 
50 Prozent der Arbeitnehmenden gar 
nicht mehr verzichten können. Gemäss 
einer McKinsey-Studie aus dem Jahr 
2007 könnte der für das Jahr 2040 pro-
gnostizierte Mangel von 24 Millionen 
Arbeitnehmenden in Europa theoretisch 
auf 3 Millionen verringert werden, hät-
ten Frauen dieselbe Erwerbsquote wie 
Männer.

Mit einem klaren Bekenntnis zur Chan-
cengleichheit für Frauen und Männer 
können sich Unternehmen in diesem 
zunehmenden Wettbewerb um qualifi-

zierte Arbeitskräfte als attraktive Arbeit-
geber positionieren. Frauen in Führungs-
positionen sind der beste Tatbeweis 
dafür. Kommt dazu: Bieten Unterneh-
men auch ihren Führungskräften – 
Frauen und Männern – flexible Arbeits-
modelle an, können sie den Verlust 
von wertvollem Know-how verhindern. 
Zum Beispiel, wenn Eltern nach der Fa-
miliengründung weiterarbeiten wollen.

Frauen entscheiden  
über den Einkauf
Mehr als die Hälfte aller Kaufentscheide 
werden von Frauen getroffen. Fliessen 
Werte und Vorstellungen von Frauen 
in unternehmerische Entscheide direkt 
ein, werden die Produkte und Dienst-
leistungen stärker auf diese wichtige 
Käufergruppe ausgerichtet.

Heute ist unbestritten, dass es einen 
direkten Zusammenhang zwischen der 
Performance eines Unternehmens und 
dem Frauenanteil in Führungspositio-
nen gibt. Besonders ausgeprägt ist der 
Zusammenhang ab einem Frauenanteil 
von mindestens 30 Prozent. Eine wei-
tere Studie von McKinsey (2008) zeigte, 
dass gewisse Führungscharakteristika, 
die bei Frauen mehr zu finden sind als 
bei Männern, sich positiv auf die orga-
nisatorische Performance eines Unter-
nehmens auswirken. Damit stellte die 
Studie klar: In Führungsgremien mit 
Frauen und Männern ergänzen sich 
deren unterschiedliche Führungsqua-
litäten – mit positivem Effekt auf die 
Unternehmensperformance. Verhalten 
sich Männer zum Beispiel eher risiko-
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Frauenanteil in den VR europäischer Unternehmen

Quelle: Egon Zehner International, 2010
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* Die Zahlen für Norwegen schliessen auch VR ein, die von der gesetzlichen 40-Prozent-Quote nicht betroffen sind.    Daher liegt der hier gezeigte Wert von 31,9 Prozent deutlich unter den im Text genannten 42 Prozent.

Es braucht 
ein klares 
Bekenntnis von der 
Führung des 
Unternehmens.

�

Chad Wasilenkoff liebt Motorräder, Chi- 

 na und Geld. Geld «macht» er sozusagen 

tonnenweise. Das Unternehmen Fort-

ress Paper, das er in Vancouver als CEO 

führt, produziert Sicherheitspapier für 

den Schweizer Franken und Banknoten 

in zehn Ländern der Eurozone. Wasilen-

koff hat gerade die Fertigungskapazi-

tät vervierfacht auf 10 000 Tonnen im 

Jahr. Trotzdem kann er auf Jah re hinaus 

keine weiteren Aufträge annehmen. So 

stark lastet ihn die lockere Geldpolitik 

der Notenbanken aus.

Die Zentrale von Fortress Paper re-

sidiert über einem McDonalds-Restau-

rant im Hafen von Vancouver. Die Räu - 

me sind leicht abgedunkelt, man geht 

schliess lich sensiblen Geschäften nach. 

Aber so erfolgreich, dass die Zahl der 

Mitarbeiter in vier Jahren von 60 auf 

700 wuchs und sich der Börsenkurs auf 

60 Dollar verzehnfachte. Ernst & Young 

ehrte Wasilenkoff 2010 als Unternehmer 

des Jahres am Pazifik.

Investitionen in der Schweiz

Der russische Einwanderer in vierter 

Ge neration engagierte sich schon als 

10-Jähriger unternehmerisch. Er sam-

melte in Golf-Clubs Bälle und verkauf- 

te sie. Mit dem Erlös stieg er in den lu-

krativen Handel von Videospielen und 

BMX-Fahrrädern ein. Die High School 

absolvierte er mit Auszeichnung, ob-

wohl er wegen seiner Firma viel Un-

terricht verpasste. «Hier legte ich einen 

Grundstein», sagt er. Nach dem Studi - 

um in Vancouver arbeitete er bei einem 

Vermögensberater als Anlage spezialist. 

Doch als die Dotcom-Blase platzte, be-

schloss er, eine eigene Firma zu führen: 

«Ich wollte nicht mehr von Analysten 

hören, was heiss ist, ich suchte Firmen, 

die unterbewertet waren.»

2006 wurde er fündig und kaufte zwei 

Spezialpapier-Fabriken von Mercer, eine 

in Dresden und eine in Landquart. Die 

Firma Landqart ist die einzige in der 

3300 Jobs geschaffen. Wasilenkoff ar-

beitet 90 Stunden pro Woche und ist 

acht Monate im Jahr unterwegs. «Ich 

habe nie einen Laptop dabei», erläutert 

er, «aber einen Blackberry, von dem ich 

richtig abhängig bin.»

Zu einem guten Arbeitstag gehört für 

den Unternehmer Zeit mit seinen zwei 

Söhnen – was ihm aber selten gelingt. 

«Dass man viel von der Familie weg ist, 

ärgert mich am meisten», gesteht er. 

Auf der Plusseite bleibt das Erfolgser-

lebnis, «etwas umzusetzen, das andere 

nicht erkannt haben». Das Besondere 

an seinem Geschäft, sagt Wasilenkoff, 

«ist die Fähigkeit, Assets zu finden, die 

nicht optimal genutzt werden, dann 

eine gute Akquisition zu machen und 

den Produktmix zu ändern». Gute Un-

ternehmer, meint er, zeichnen sich da-

durch aus, dass «sie unkonventionell 

denken, den Weg finden, eine Sache 

besser zu machen, und sich mit ausge-

zeichneten Leuten umgeben». �

Chad Wasilenkoff, Vancouver

Sein Papier wird zu echtem Geld

Fortress Paper produziert unter anderem Sicherheitspapier für Banknoten – auch in der Schweiz.  

CEO Chad Wasilenkoff profitiert dabei von der Ausdehnung der Geldmenge. Markus Gärtner (Vancouver)
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Produziert auch Papier für Schweizer 

Banknoten: Chad Wasilenkoff.

Schweiz, die Sicherheitspapiere her-

stellt. Ein Jahr später führte er Fortress 

an die Börse und sammelte bei Anle-

gern 46 Millionen Dollar, um zu inves-

tieren. Bei Landqart hat Wa silenkoff 

viel investiert und eine der grössten Pa-

pierfertigungen für Banknoten aufge-

zogen. In Dresden produziert Fortress 

Spezialtapeten, mit denen es die Hälfte 

des Weltmarktes beherrscht.

Am besten versteht man Wasilenkoffs 

Philosophie durch die jüngste Akquisi-

tion, den Kauf einer ausgedienten Zell-

stofffabrik in Thurso, Quebec. Hier pro-

duziert Wasilenkoff «auflösenden Zell - 

stoff» für den Baumwollersatz Viskose. 

Die Fabrik kaufte er 2010 für 3 Millionen 

Dollar und investierte 153 Millionen in 

die neue Fertigung. Seine Kalkulation: 

Weil die Baumwollproduktion gesun-

ken ist, stei gen die Preise, was zu einem 

Boom bei Ersatzstoffen wie Viskose 

führt. Mit der neuen Ausrichtung kann 

die Fabrik ihren Zellstoff für 1500 Dollar 

je Tonne verkaufen. Zuvor waren es 

800 Dollar. Analysten in Kanada rech-

nen binnen zwei Jahren mit einer Ver-

doppelung des Geschäfts.

Jobs schaffen als Motivation

«Vor fünf Jahren war meine Motivation 

finanzieller Natur», sagt Wasilenkoff, 

«heu te will ich Leute beschäftigen.» In 

Thurso hat er direkt und indirekt rund 

Fortress Paper

Gegründet: 2006

Sitz: Vancouver

Beschäftigte: 700 (CH: 250)

Umsatz: 260 Mio. Kanada-Dollar

Kanada

Einwohner: 33 Millionen

Währung: Kanada-Dollar

BIP/Kopf: 39 033 US-Dollar

Arbeitslosenquote: 7,8 Prozent
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édition. Deux spécialistes de la poli-
tique patronale s’expriment ici et 
une entreprise présente son approche 
concrète de gestion de la santé.

Toujours pour parler de santé, une des 
conséquences heureuses de son amé-
lioration générale est le fait que l’on vit 
plus vieux aujourd’hui. En contrepar-
tie de cette évolution, certes bénéfique, 
notre société se trouve confrontée  
au problème du vieillissement démo-
graphique. Celui-ci pose de grands 
défis aussi bien pour nos rentes de 
retraite que pour le marché du tra- 
vail. Pour la Suisse, ceci sera le «chal-
lenge» le plus important dans les  
30 années à venir. Le Forum internatio-
nal de Lucerne a consacré à ce sujet  
ses récentes discussions dont vous trou-
verez ici la synthèse.

A notre Entretien, nous avons convié 
Madame Jasmine Jost, propriétaire 
et directrice de Purexa Facility Service, 
entreprise familiale de Biberist, spé-
cialisée dans l’entretien et le nettoyage. 
Il apparaît à nouveau que la qualité  
du personnel est un atout essentiel de 
l’entreprise.

A notre rubrique Eclairage, nous re-
trouverons Albert Camus dont Michel 
Barde nous rappelle toute l’actualité.

Je vous souhaite une excellente  
lecture! �

Chères lectrices, chers lecteurs

Protéger la santé des travailleurs dans 
l’entreprise est une obligation fonda-
mentale de l’employeur. La loi sur le 
travail et le code des obligations 
fixent le cadre juridique en la matière. 
Au-delà de celui-ci, les employeurs 
peuvent prendre des mesures volon-
taires pour promouvoir la santé de 
leur personnel. La promotion de la 
santé vise en premier lieu à améliorer 
le potentiel de santé des personnes. 
Ainsi, la gestion de la santé en entre-
prise, la GSE, a pour but d’une part, 
comme le prescrit la loi, d’éviter les ac-
cidents et les maladies du travail et 
d’autre part, de renforcer la santé et le 
bien-être des travailleurs à leur poste 
de travail.

Les mesures de promotion de la santé 
en entreprise sont donc un complé-
ment des engagements préventifs ob li -
gatoires pris par l’employeur au titre 
de la sécurité et de la santé au tra vail. 
Mais, direz-vous, de quoi s’agit-il 
lorsqu’on parle de santé? Que peut 
faire l’entreprise à ce sujet et jus - 
qu’ où doit-elle ou peut-elle aller? Quels 
principes élémentaires doivent res-
pecter les employeurs en la matière? 
C’est à cette problématique que  
nous consacrons le Dossier de cette 

Le travail serait-il la santé  ?
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Alexandre Plassard, membre de la direction 
de l’Union patronale suisse, est responsable de 
la rédaction romande d’«Employeur Suisse».
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Les dépenses de santé ont augmenté 
par rapport à l’année précédente dans 
pres que toutes les catégories de pres-
tations. Les hausses les plus fortes ont 
été enregistrées dans les catégories sui-
vantes: soins ambulatoires en milieu 
hospitalier (+ 6,3 pour cent), vente de 
biens de santé (+ 5,1 pour cent, dont 

des médicaments), soins de longue du-
rée dans les établissements médico- 
sociaux (+ 5,1 pour cent) et soins aigus 
en milieu hospitalier (+ 4,4 pour cent). 

Avec un volume de prestations de 
36,1 milliards de francs, ces quatre ca-
tégories de soins ont totalisé 59,2 pour 
cent des dépenses de santé. 

En 2009, les dépenses de santé ont en-
registré une hausse de 4,3 pour cent,
légèrement supérieure à la croissance 
moyenne des cinq dernières années 
(3,6 pour cent). Comme le produit inté-
rieur brut (PIB) a reculé de 1,6 pour cent, 
leur part dans le PIB aux prix courants 
s’est fortement accrue pour atteindre 
en 2009 un pourcentage encore jamais 
égalé de 11,4 pour cent (10,7 pour cent 
l’année pré cédente). Des valeurs pres-
que identiques avaient été enregistré - 
es dans les années 2003 et 2004 (11,3 
pour cent chaque fois). 

Comme les années précédentes, la 
ma jeure partie des 61 milliards de francs 
dépensés pour la santé ont été finan-
cés par l’assurance de base selon la 
LAMal (35,1 pour cent) et les ménages 
privés (30,5 pour cent). La part de ces 
deux sources de financement est restée 
stable par rapport à l’année précédente, 
tandis que celle de l’Etat (18,9 pour cent) 
a augmenté de 0,7 point. � (OFS)

61 milliards pour la santé en Suisse
Les dépenses pour la santé se sont élevées au total à 61 milliards de francs en 2009, 

ce qui représente 4,3 pour cent de plus que l’année précédente.

Lors de sa réunion du 7 mars, le Conseil 
«Emploi & Politique sociale» a procédé 
à un échange sur le sujet. Les ministres 
ont souligné dans leur ensemble qu’il 
importe qu’une amélioration du cadre 
régissant l’action de l’UE en matière de 
retraites évite de prendre la forme d’une 
approche standardisée et respecte plei- 
nement le principe de subsidiarité eu 
égard à la diversité des systèmes natio-
naux de protection sociale résultant de 
performances économiques et de ten-
dances démographiques différentes. La 
modernisation des régimes de retraite 
devrait permettre d’établir un équilibre 
entre les objectifs de viabilité et d’adé-
quation, ce qui suppose le maintien 
d’un degré de proportionnalité entre 
les contributions et les prestations de re-

traite. Des politiques bien coordonnées 
sont nécessaires pour faire face au ca-
ractère multidimensionnel de la ques-
tion qui fait par exemple intervenir des 
éléments tels que le maintien en acti-
vité des travailleurs les plus âgés, la li-
mitation des systèmes de retraite anti-
cipée aux personnes travaillant dans des 
entreprises en cours de restructuration, 
l’amélioration de la qualité des services 
de l’emploi, la poursuite de l’améliora-
tion de la santé et de la sécurité au tra-
vail et la lutte contre le travail au noir. 
Selon les ministres, l’objectif devrait être 
de parvenir à un juste équilibre entre 
travail et retraite et de faciliter l’allon-
gement de la vie active. Il sera néces-
saire d’assurer des revenus adéquats aux 
retraités pour les protéger de la pau-

vreté touchant les personnes âgées. S’il 
est largement admis que l’âge effectif 
de départ à la retraite doit être relevé, 
il devrait être fixé dans le contexte de 
politiques nationales, en liaison avec les 
partenaires sociaux. Certains ministres 
ont estimé que l’âge de la retraite de-
vrait évoluer de pair avec l’espérance 
de vie, tandis que plusieurs autres ont 
considéré que les réformes des régi mes 
de retraite doivent être associées à des 
politiques actives du marché du travail, 
des actions d’éducation et de formation 
tout au long de la vie, des systèmes de 
sécurité sociale et de santé performants 
et une amélioration des conditions de 
travail. � (Conseil, mars 2011, UIMM, avril 2011)

U E : position du Conseil sur les retraites 
Le 7 juillet 2010, la Commission europé enne a présenté un Livre vert sur les retraites, lançant ainsi une vaste 

consultation sur la façon de garantir des retraites adéquates, viables et sûres en Europe. 

Ph
ot

o:
 P

rim
a /

 St
oc

kb
ro

ke
r

Un système de santé performant en Suisse
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P E R S P E C T I V E S

Une conjoncture favorisant  
la création d’emplois

La croissance de l’économie suisse est 

vigoureuse. Beaucoup d’entreprises 

prévoient une hausse de leurs effectifs.

Tout va bien à l’heure actuelle pour les en-
treprises suisses. C’est ce qui ressort des ré-
sultats des dernières enquêtes conjonctu-
relles du KOF qui englobent les réponses de 
6800 entreprises de l’industrie, du bâtiment 
et des principales branches de services. La 
production s’est encore accrue fortement, 
par exemple, dans l’industrie. C’est le cas des 
entreprises axées sur le marché intérieur et – 
de manière encore plus marquée – des en-
treprises à vocation exportatrice.

Pour les trois mois à venir, toutes les en-
treprises interrogées s’attendent à une aug-
mentation ou du moins à une stagnation 
de la demande.

Face à cette évolution dans l’ensemble 
satisfaisante, le nombre de salariés est jugé 
insuffisant dans de nombreux secteurs.

Dans un proche avenir, beaucoup d’en-
treprises envisagent d’augmenter leurs ef-
fectifs, surtout dans les branches de l’indus-
trie, la construction, les bureaux d’études, 
le commerce de gros, le secteur transports /
information /communication, les services 
individuels. Le secteur financier ne prévoit 
aucun changement au niveau de l’emploi; 
tandis qu’en raison de la situation insatis-
faisante des affaires, l’hôtellerie s’attend à 
devoir encore réduire les effectifs. � 
(Extraits Kof )
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Selon le Bureau maritime international 
(IMB) de la Chambre de commerce in-
ternational, centre d’enregistrement des 
actes de piraterie, 142 attaques en mer 
ont été enregistrées durant le premier 
trimestre 2011 dans le monde. Le Bu-
reau maritime International fait partie 
du Service du crime commercial, une 
division spécialisée de la Chambre de 
commerce internationale (ICC), qui com -
bat toutes les formes de délits commer-
ciaux. Durant les 3 premiers mois de 
2011, 18 bateaux ont été détournés et 
344 membres d’équipage ont été pris 
en otage; 45 bateaux ont été attaqués 
tandis que 46 ont essuyé des tirs; 7 mem-
bres d’équipage ont été tués et 34 bles-
sés. Une augmentation de la violence 
et des techniques utilisés par les pirates 

en Somalie est également constatée. 
Les gros pétroliers sont particulièrement 
vulnérables à ce genre d’attaques. Le 
IMB demande instamment aux com-
mandants de bord et aux armateurs de 
l’avertir de tout incident ou de toute 
tentative de piraterie. Il s’agit d’un pre-
mier pas dans le dispositif de réponse, 
une étape indispensable pour faire en 
sorte que les gouvernements allouent 
les ressources nécessaires pour résoudre 
le problème. Des statistiques transpa-
rentes, réunies par une organisation in-
ternationale et non politique, tel que le 
Bureau Maritime, est à même de contri-
buer à cette cause. Un exemplaire de 
son rapport est à disposition gratuite-
ment, voir informations sur le site www.
icc-ccs.org � (economiesuisse)

Record des actes de piraterie

La Suisse est un pays industriel. Com-
ment l’industrie peut-elle assurer son 
succès pour l’avenir? Dans quels sec-
teurs des personnalités de la politique, 
de l’économie et du domaine de la for-
mation voient-elles des chances pour 
faire face à la concurrence internatio-
nale. Quelles sont les exigences des 
jeunes gens? La Journée de l’industrie 

2011 – le rendez-vous de la place indus-
trielle et intellectuelle suisse – cherche 
des réponses à ces questions.

La manifestation est gratuite et aura 
lieu le mercredi 29 juin 2011, dès 13 
heures, Messezentrum Zurich. Inscrip-
tion et informations sur le site www.
swissmem.ch. � (swissmem)

Journée de l’industrie Swissmem 
2011 : « L’industrie : notre avenir » 

Le 13 mai, la Commission européenne 
a confirmé ses prévisions de croissance 
économique pour cette année et l’an 
prochain dans la zone euro, mais elle a 
révisé à la hausse ses attentes en ter- 
mes d’inflation. Elle table sur une pro-
gression du Produit intérieur brut (PIB) 
de 1,6 pour cent cette année et 1,8 cent 
l’an prochain. Elle s’attend à ce que l’in-
flation grimpe cette année à 2,6 pour 
cent, quand elle tablait encore début 
mars sur seulement 2,2 pour cent. 

Le rythme de hausse des prix à la con - 
sommation devrait ensuite ralentir en 

2012, à 1,8 pour cent. Alors que la zone 
euro reste confrontée à une méfiance 
des marchés, inquiets de l’état de ses fi-
nances publiques, la Commission s’est 
montrée plus optimiste sur la réduc-
tion des déficits qui s’annonce plus ra-
pide que prévu. 

Elle table sur un déficit public moyen 
de 4,3 pour cent du PIB cette année 
dans la zone euro, et de 3,5 pour cent 
en 2012, au lieu de 4,6 pour cent et 3,9 
pour cent auparavant. � 
(Fondation Robert Schuman, lettre 487)

UE : prévisions de la Commission



Max R. Hungerbühler, président de la 
Fédération Textile Suisse, ne voit pas 
encore, en 2011, de lueur d’espoir à l’ho-
rizon pour l’industrie suisse du textile 
et de l’habillement. Il est vrai que les 
exportations du textile ont continué à 
croître au 4e trimestre et que la baisse 
des exportations de l’habillement a ra-
lenti vers la fin 2010. En raison de la 
persistance du franc fort, ainsi que de 
l’insécurité découlant de la confusion 
politique au Proche-Orient et de la ca-
tastrophe naturelle et nucléaire au Ja- 
pon, les perspectives pour 2011 ne sont, 
en aucun cas, optimistes.

La diversité des développe ments 

des textiles et de l’habillement

La valeur ajoutée de la branche a, cer tes, 
globalement décliné de 1,6 pour cent à 
1,14 milliard de francs, les texti les et 
l’habillement présentant toutefois un 
visage différent; en effet, le chiffre d’af-
faires de l’industrie textile s’est ac cru 
de 1,9 pour cent ou 870 millions de 
francs, celui de l’industrie de l’habille-
ment a baissé de 10,2 pour cent à 270 
millions de francs. Il en va de même 
des exportations, qui ont reculé en bloc 
de 7,5 pour cent, à 3,15 milliards de fran -
cs; alors que les exportations de tex-
tiles ont augmenté de 4,1 pour cent à 
1,67 milliard de francs elles ont baissé, 
dans l’habillement, de 17,8 pour cent, à 
1,48 milliard de francs

Les importations, qui ont diminué de 
1,4 pour cent en 2010, ont toutefois en-
core atteint un total de 7,68 milliards de 
francs. Les importations de textiles se 
sont accrues de 3,8 pour cent pour at-
teindre 2,15 milliards de francs; quant 
aux importations de l’habillement, 
elles ont chuté de 3,4 pour cent à 5,53 
milliards de francs. En ce qui concerne 

les textiles, ce sont les importations de 
la Chine qui ont augmenté de presque 
22 pour cent. Dans le secteur de l’ha-
billement, les importations de l’Italie 
ont reculé de 20 pour cent environ, 
alors que celles de l’Allemagne et de la 
Chine ont stagné. En ce qui concerne 
les importations, l’UE est toutefois res-
tée no tre principal fournisseur. Que le 
nombre des employés ait chuté de 
2,8 pour cent pour passer à quelque 
14 000 person nes reflète ce tableau.

De nouvelles possibilités 

offertes par les pays émergents

L’insécurité mondiale grandissante va 
continuer à fortifier le franc. Ceci ne fa-
vorise absolument pas un développe-
ment positif de l’industrie suisse du 
textile et de l’habillement. La reprise 
conjoncturelle dans l’espace européen 
s’accompagne d’une pression croissante 
sur les prix. L’actuelle croissance éco-
nomique de l’Allemagne permet, tou-
tefois, d’espérer une demande accrue. 
De nouveaux débouchés pourraient 

éga lement s’ouvrir avec la stratégie d’ex- 
pansion des pays émergents.

La préoccupation politique 

actuelle

Max R. Hungerbühler considère que for - 
muler clairement les réflexions, les be-
soins et les préoccupations est l’une 
des tâches les plus importantes de la 
Fédération Textile Suisse. Il s’agit de com- 
battre, aux plans international et natio-
nal, l’excès de règlements et de travail 
administratif qui complique la vie des 
entreprises. Dans la politique économi-
que extérieure, il faut assurer l’approvi-
sionnement en matières premières, qui 
devient de plus en plus difficile, et faire 
avancer le développement d’une zone 
EUROMED fonctionnelle. Par ailleurs, le 
renforcement du réseau de libre éch-
ange en vue des nouveaux marchés, ai-
nsi que le lancement de la modernisa-
tion des règles d’origine sont néce s- 
saires. Dans le secteur de l’emploi et de 
la politique sociale, la Fédération Tex-
tile s’oppose à la poursuite du renfor-
cement de la sécurité de l’emploi, à un 
salaire minimum garanti par l’Etat, ainsi 
qu’à l’obligation d’un plan social légal. 
Ces mesures feraient perdre sa sou-
plesse au marché suisse du travail et le 
pénaliserait face à la concurrence in-
ternationale. Il faut accroître l’attirance 
pour l’apprentissage et, concernant la 
formation continue, améliorer la recon-
naissance internationale des diplômes 
de fin d’apprentissage. Dans le domai ne 
de la recherche et de la technologie, la 
Fédération Textile souhaite un apport 
complémentaire du budget d’encoura-
gement de la part de Commission pour 
la technologie et l’innovation (CTI). �  
(Fédération Textile Suisse)

Fédération Textile Suisse

Pas encore de lueur à l’horizon pour 2011
La reprise économique de l’industrie suisse du textile et de l’habillement s’est faite attendre, en 2010 

également. Les perspectives pour 2011 sont tout sauf sûres. La reprise de l’industrie suisse du textile

et de l’habillement attendue pour 2010 ne fait que s’amorcer lentement. Le recul de l’économie s’est

reflété dans le chiffre d’affaires de l’ensemble de notre branche. Celui-ci, de 1,14 milliard de francs, a 

baissé de 1,6 pour cent par rapport à l’année précédente.
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Max R. Hungerbühler,  
président de la Fédération Textile Suisse.
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Roland A. Müller est 
membre de la direction de 
l’Union patronale suisse.

Le Conseil fédéral a soumis au Parlement son 
message sur le second train de mesures de la 
6e révision de l’assurance-invalidité. Ce projet 
6b doit parachever la réalisation du mandat 
légal de l’assainissement l’AI, par le biais d’éco-
nomies essentiellement. Avec la révision 6a, il 
a pour but de rétablir la santé financière de l’AI 
dès 2018, c’est-à-dire à l’expiration de la pé-
riode de majoration temporaire de la TVA. Il doit 
en outre assurer d’ici à 2025 le rembourse-
ment intégral des dettes de l’AI (15 milliards fin 
2010) auprès du fonds AVS. La révision 6b de-
vrait entrer en vigueur en 2015.

Prévisions optimistes 

Dans la suite des débats, la grande question va 
consister à savoir si les mesures prévues par  
le Conseil fédéral dans son message sur la révi-
sion 6b réussiront vraiment à assainir dura -
b lement l’AI. Son nouveau projet réduit en effet 
le potentiel d’économies de 375 millions de 
francs (moyenne annuelle 2015–2025) par rap-
port à la version soumise à consultation. S’il 
faut pourtant, au-delà de l’équilibre des comp-
tes, impérativement assurer d’ici à 2025 l’éli-
mination des 15 milliards de francs de dettes, 
alors les paramètres fondamentaux du  
compte de l’AI devront évoluer bien plus favo-
rablement qu’on ne l’a admis jusqu’ici. Le  
nouveau potentiel d’économies présenté est 
certes moins élevé parce qu’un certain no m- 
bre d’économies ne figurent plus dans le mes-
sage bien qu’elles doivent être matérialisées 
(100 millions seront ainsi économisés hors 

message, c’est-à-dire sans modifications de 
lois). Cela dit, le Conseil fédéral table à l’évidence 
sur des prévisions optimistes concernant  
aussi bien le succès de la révision 6a de l’AI que 
l’évolution économique et démographique, 
prévisions qui demandent à être confirmées. 

Important changement de système

Il faut saluer le fait que le message reprend 
tous les éléments majeurs du projet soumis à  
la procédure de consultation. Un point très 
important est l’introduction d’un nouveau sys-
tème de rentes linéaire, qui doit éliminer les  
effets de seuil. Il en résultera que les bénéfici-
aires de rentes AI ne se trouveront pas plus 
mal lotis en prenant une activité (à temps par-
tiel) et en subissant de ce fait une diminution 
de leur rente. Car travailler doit rester payant! 
Manifestement, le Conseil fédéral ne souhaite 
pas compromettre cette modification importan- 
te du système des rentes en taillant trop mas- 
sivement dans les rentes actuelles. Pour autant, 
il ne doit pas perdre de vue les objectifs d’as-
sainissement de l’AI. 

D’un excès à l’autre? Après avoir, dans le passé, 
souvent péché par pessimisme dans ses pro-
jections concernant surtout l’AVS, le Conseil fé-
déral semble tomber aujourd’hui dans le tra-
vers opposé. Reste ainsi à vérifier que les diver- 
ses mesures visant à réduire les rentes actu- 
elles conduiront au succès annoncé. En tout cas, 
l’objectif du volet 6a de la révision de l’AI 
consistant par exemple à supprimer 12 500 ren-
tes pondérées grâce à la réinsertion paraît  
ambitieux. Ce n’est que si ces incertitudes sont 
dûment prises en considération dans les 
calculs du Conseil fédéral, ou accompagnées 
de réserves suffisantes, qu’on peut le suivre 
également sur sa nouvelle ligne d’économies 
restreintes. Reste que l’assainissement de l’AI 
doit être réalisé dans les délais prévus. �
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Assainissement de l’AI ! 
Il est indispensable d’assainir l’AI en temps voulu et de ne pas 

perdre de vue les objectifs de la révision.



«Employeur Suisse»: Madame Jost, votre entre-

prise semble se porter fort bien malgré l’âpreté 

de la concurrence. Comment faites-vous ?

Jasmine Jost: c’est tout simplement le résultat de 
la qualité de notre travail (rire). En réalité, il est pri-
mordial pour nous que le client soit satisfait de la 
manière dont nous nous occupons de ses «objets» 
et entretenons leur valeur. Jusqu’ici, nous nous con-
tentions d’assurer classiquement des «nettoyages». 
Aujourd’hui, les clients réclament des services inté-
grés (facility services) dans les domaines du net-
toyage, de l’entretien, etc. Un client pourra demander 
par exemple, à côté du nettoyage courant, l’entre-
tien d’aménagements extérieurs ou l’élimination 
de déchets, et il nous demandera encore d’organi-
ser les encas de la pause des dix heures pour les 
employés de son entreprise. 

A quoi attribuez-vous cet élargissement des be-

soins de vos clients ?

Au recours à l’outsourcing de la part des entre-
prises désireuses de concentrer leurs efforts sur 
leurs activités de base. Dans la mesure où nous of-
frons à nos clients un large éventail de services, ils 
peuvent nous confier l’ensemble des tâches d’en-
tretien. Pour eux, c’est un important soulagement 
organisationnel, puisque c’est nous qui nous char-
geons de remplacer les collaboratrices manquantes – 
nous employons surtout des femmes – de remplir 
les réservoirs de savon, de changer les serviettes 
en papier, de vider les corbeilles ou les poubelles. 
En un mot, nos clients peuvent se reposer entière-
ment sur nous pour un entretien ponctuel impec-
cable de leurs locaux. Ajoutons que cela leur est 
financièrement profitable, puisque nos salaires sont 
inférieurs aux leurs.

Observez-vous une progression ou, au contraire, 

plutôt un revirement de cette tendance à l’out-

sourcing?

Le secteur de la gestion immobilière devient de 
plus en plus dynamique. La tendance à confier do-

rénavant la gestion des services à une seule orga-
nisation ne faiblit pas. Actuellement, les sociétés 
de nettoyage assurent environ 40 pour cent des 
activités en question, le reste étant réglé à l’interne 
par les entreprises elles-mêmes. En estimant que 
nous pouvons atteindre une part de marché de  
60 pour cent à 70 pour cent, nous avons donc en-
core un gros potentiel. 

Dans leur travail, vos collaboratrices entrent sou-

vent dans la sphère privée d’autres personnes. 

Quelles aptitudes exigez-vous d’elles pour pouvoir 

leur confier un travail?

Confiance, discrétion, fiabilité et propreté et abord 
agréable, telles sont les qualités qu’elles doivent 
avoir. Dans les ménages privés, un bon contact entre 
nos collaborateurs et nos clients est capital. Je com- 
mence par rendre visite au client, pour choisir en-
suite la collaboratrice susceptible de convenir.

Quelles qualifications professionnelles doivent-

elles avoir?

Dans notre branche, la main-d’œuvre qualifiée 
constitue encore une modeste partie du personnel. 
C’est aussi le cas dans notre entreprise. Il s’agit de 
collaborateurs(trices) ayant plusieurs années d’ex-
périences en matière de nettoyage et dont la for-
mation est mise à jour en continu, ou de person- 
nes ayant un CFC de nettoyeur en bâtiment. Nous 
les mobilisons comme nettoyeurs spécialisés ou 
cheffes d’opération avec des responsabilités dirige- 
antes. Leur formation continue est très importante, 
puisque les exigences de leurs tâches évoluent 
sans cesse. En outre, nos collaboratrices des net-
toyages d’entretien sont des personnes non qua-
lifiées, à qui nous offrons une formation de base, 
qui est constamment complétée par la suite. 

Quelle est la proportion d’étrangers dans votre 

personnel?

On trouve très peu de Suisses dans notre branche. 
Les spécialistes, eux aussi, sont souvent des étran-
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Jasmine Jost, propriétaire et directrice de Purexa Facility Service

« Nous cultivons notre fierté 
professionnelle »
L’entreprise Purexa Facility Services à Biberist (SO) offre des services de nettoyage, 

d’entretien et de soins aux entreprises aussi bien qu’aux particuliers. A la tête de cette 

entreprise familiale, Jasmine Jost représente la troisième génération de propriétai res. 

Elle répond ici à quelques questions sur l’intensité de la concurrence, les qualité de 

son personnel et les salaires pratiqués dans la branche du nettoyage. Par Silvia Oppliger
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complie, qui reçoivent en 2011, 17.05 
francs de l’heure. S’y ajoutent respecti-
vement des indemnités de vacances et 
de jours fériés de 8.33 francs, plus 1,2 
pour cent pour quatre semaines de va-
cances, de 10.64 francs, plus 1,2 pour 
cent pour cinq semaines, ainsi que 75 
pour cent du treizième salaire. Dès 2012 
sera versé le 13e salaire intégral, ce qui 
est déjà le cas pour les agents de net-
toyages spéciaux. Le tarif horaire est 
continuellement augmenté.

La CCT n’est pas contraignante pour 

les entreprises qui comptent au maxi-

mum cinq employés. Souhaitez-vous 

changer cela ? 

Nos partenaires sociaux et nous-mêmes 
avons grand intérêt à faire en sorte que 
les CCT s’imposent aussi aux petites en-
treprises et nous espérons donc que 
le Conseil fédéral leur étendra la dé-
claration de force obligatoire. � 

gers de la deuxième génération. Les col- 
laborateurs(trices) non qualifié-e-s sont 
le plus souvent des migrants venant de 
pays extra-européens. Notre plus grand 
défi est de faire face à toutes ces diffé-
rences de mentalités. 

Souffrez-vous d’une pénurie de person-

nel ?

Le manque de main-d’œuvre est aussi 
un problème pour notre branche. Nous 
avons certes toujours plus d’apprenants, 
mais leur nombre demeure insuffisant. 
Nous avons introduit en 1998 la forma-
tion professionnelle CFC de nettoyeur 
en bâtiment. Cette filière a apporté be- 
aucoup de positif à la branche et l’a 
rendue aussi plus attrayante aux yeux 
des jeunes. Malgré tout, l’appellation 
«nettoyeur de bâtiment» continue de 
faire peur à nombre d’entre eux. 

Que faites-vous pour y remédier ? 

Nous montrons les défis que les appre-
nants doivent affronter, le potentiel 
que recèle cet apprentissage et les pos-
sibilités qu’il offre: examen de spécia-
liste de nettoyage en bâtiments, puis 
examen supérieur de nettoyeur diplô - 
mé en bâtiment, ou directrice (direc-
teur) de Facility Management. Ces pos-
sibilités de formation continue nous 
permettent d’assurer le maintien à ni-
veau du personnel qualifié au sein de 
la branche.

Votre entreprise forme-t-elle des ap-

prentis?

Oui, nous la dispensons en ce moment 
à un apprenant. Nous estimons que c’est 
important pour les jeunes et pour la 
branche, car nous avons besoin de re-
lève qualifiée. C’est une dépense en 
temps et en personnel, mais qui nous 
donne des satisfactions. 

Quelles possibilités de for mation con-

tinue offrez-vous à vos collaboratrices 

non qualifiées ?

Il s’agit souvent de femmes qui souhai-
tent ou qui doivent avoir un revenu. Et 
qui, hélas, ne souhaitent ou ne peuvent 
pas, non plus, prendre le temps de se 
perfectionner. En ce qui les concerne, 
nous cherchons donc tout spécialement 
à développer leur fierté professionnel- 
le. Nous leur montrons combien notre 

travail est important pour 
la clientèle. Ce n’est qu’en 
étant fières de leur travail 
qu’ elles peuvent s’y iden-
tifier, et peut-être se per-
fectionner et assumer des responsabi-
lités.

Une possibilité d’attribuer plus de va-

leur à leur travail est le salaire. Or, si 

les entreprises externalisent leurs «fa-

cility services», c’est aussi pour faire 

des économies, n’est-ce pas? 

C’est une grande difficulté pour no tre 
branche. Nous verserions volontiers de 
meilleurs salaires, mais nos clients ex-
ercent une forte pression sur les coûts. 
Laquelle est appelée à croître puisque 
nous allons – comme le prévoit notre 
CCT applicable aux entreprises de net-
toyage de Suisse alémanique – augmen- 
ter les salaires de 10 pour cent sur les 
dix années à venir. 

Quels salaires minimums avez-vous 

con venus dans votre CCT ? 

Le barème le plus bas est celui des 
agents de nettoyage et d’entretien jus-
qu’à la troisième année de service ac-
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Jasmine Jost dirige depuis 1998 la société Purexa Faci-
lity Services. Cette entreprise familiale, fondée en 1947 
par ses grands-parents, est devenue ces dernières an-
nées un important fournisseur de services d’entretien 
de bâtiments, avec quelque 150 collaborateurs. Jasmine 
Jost préside l’association sectorielle Allpura et repré-
sente la branche du nettoyage au Comité de l’Union 
patronale suisse. 
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Faits

Le 20 février 2006, la jeune A., née le 26 
novembre 1988, et la société Y. SA, re-
présentée par SR, ont conclu un «Con-
trat de travail provisoire» en vertu du-
quel A. devait être engagée pour une 
durée limitée, à savoir du 20 février au 
30 juin 2006, en qualité d’employée 
d’hôtel. Ce document contenait la re-
marque suivante: «Le présent contrat 
de travail sera converti le 1er juillet 2006 
en un contrat d’apprentissage d’em-
ployée d’hôtel.»

Toujours le 20 février 2006, A. et Y. SA 
ont signé ledit contrat d’apprentissage 
prévoyant une formation de base cou-
ronnée par l’obtention du certificat fé-
déral de capacité d’employée d’hôtel. 
L’apprentissage s’est étendu sur une pé-
riode allant du 1er juillet 2006 à fin 2009. 
Le contrat, qui prévoyait un salaire men-
suel brut de 1020 francs la première an-
née, de 1250 francs. Le deuxième année 
et de 1480 francs la troisième année, 
portait la signature de SR, représentant 
de Y., celle de A., la future apprentie, et 
celle de la mère de A. Le contrat d’ap-
prentissage a été approuvé par l’offi- 
ce de la formation professionnelle le 
16 août 2006.

Le 29 février 2008, ce contrat a été 
résilié par consentement mutuel des 
parties et avec l’aval de l’office de la 
formation professionnelle. 

Par courrier du 30 mars 2010, le père 
de A., s’est adressé à l’administration 
de l’hôtel Y. SA pour exiger le versement 
d’une somme totale de 8356 francs
64 pour sa fille A. à titre de complément 
de salaire pour la période allant de fé-
vier à juin 2006. Le père estimait en effet 
que sa fille A. aurait dû recevoir pour 
cette période un salaire mensuel brut 
de 3185 francs, ce qui correspond au 

salaire minimum garanti par la conven-
tion collective de l’hôtellerie, au lieu 
de 1020 francs seulement.

Extrait des considérants

1. Selon A., le «contrat de travail provi-
soire» signé par les parties le 20 février 
2006 doit être annulé pour vice de forme 
dans la mesure où à la date de sa con-
clusion, A. n’était pas encore majeure 
et où le contrat «ne portait pas la signa-
ture de son représentant légal».

On ne saurait souscrire à cette thèse. 
Il est établi que A. est née le 26 novem-
bre 1988. Le 20 février 2006, elle n’avait 
donc pas encore atteint l’âge de dix-
huit ans révolus. Il n’est pas davantage 
contesté qu’au moment de la conclu-
sion du contrat, A. était à tous égards 
capable de discernement.

Selon l’article 19 al. 1 CCS, les mineurs 
ne peuvent s’obliger par leurs propres 
actes qu’avec le consentement de leur 
représentant légal. Ce consentement 
n’est pas soumis à une condition de 
forme particulière et il peut être donné 
avant ou après la conclusion du con-
trat, mais également au moment même 
de sa signature. Le contrat peut être 
validé ultérieurement par des actes con-
cluants du représentant légal ou par le 
jeune lui-même si celui-ci a atteint l’âge 
de la majorité dans l’intervalle.

Il résulte des explications qui précè-
dent que l’obligation souscrite par une 
personne mineure sans le consente-
ment de son représentant légal ne doit 
pas être automatiquement considérée 
comme nulle mais peut parfaitement 
devenir valable «ex tunc» si le représen-
tant légal l’approuve expressément ou 
tacitement, ou encore s’il donne son con-
sentement après coup. Dans un tel cas, 
l’article 320 al. 3 CO ne s’applique pas.

2. Le contrat en cause ne porte que la 
signature du représentant de l’hôtel Y. 
SA et celle de la jeune employée A.

Comme l’indique A. elle-même, sa re-
présentante légale en 2006 était sa mè-
re. Celle-ci a signé le contrat d’appren- 
tissage conclu par la suite. Il ressort du 
dossier qu’entre février et juin 2006, la 
mère était elle-même employée par Y. 
SA et savait donc que sa fille avait pris 
un emploi dans la même entreprise le 
20 février 2006. Rien ne permet de con-
clure que la représentante légale dés-
approuvait l’engagement de sa fille. On 
peut donc admettre que la mère a ava-
lisé le contrat passé par sa fille et la dé-
fenderesse soit tacitement, soit par des 
actes concluants.

Comme on l’a déjà indiqué plus haut, 
il est superflu d’examiner si l’article 320 
al. 3 CO est applicable ou non. En effet, 
cette disposition se rapporte au cas où 
le contrat s’avère nul après coup («Si le 
travailleur fournit de bonne foi un tra-
vail pour l’employeur en vertu d’un con-
trat qui se révèle nul par la suite, tous 
deux sont tenus de s’acquitter des ob-
ligations découlant des rapports de tra-
vail, comme s’il s’agissait d’un contrat 
valable, jusqu’à ce que l’un ou l’autre 
mette fin aux rapports de travail en rai-
son de l’invalidité du contrat.»)

3. Dès lors que la validité du «Contrat 
de travail provisoire» du 20 février 2006 
est établie, A. est également en droit 
de faire valoir des prétentions fondées 

Jugement

Contrat de travail avec un mineur

Un contrat de travail conclu avec un adolescent mineur peut être validé 

ultérieurement par le représentant légal – également par des actes 

concluants – ou par le mineur lui-même, devenu majeur entretemps. 

Une activité exercée avant la conclusion du contrat d’apprentissage  

ne saurait être considérée automatiquement comme une période d’ap-

prentissage et rémunérée comme telle.
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sur celui-ci. Il faut relever à cet égard 
que, compte tenu des considérations 
formulées ci-dessus, le contrat lie A. et 
Y. SA, et non pas la mère de l’apprentie 
et Y. SA. Cette précision étant apportée, 
il s’agit maintenant de déterminer le 
salaire dû.

Selon A., il fallait appliquer, pendant 
la durée des rapports de travail en cause, 
le salaire minimum fixé par la conven-
tion collective de travail de l’hôtellerie 
(CCNT), soit 3182 francs bruts par mois 
et non pas le salaire de 1020 francs fixé 
par contrat.

Y. SA conteste ce point de vue en af-
firmant que la volonté des parties de 
conclure un contrat d’apprentissage av- 
ait déjà été affirmée le 20 février 2006, 
raison pour laquelle c’est le salaire d’ap- 
prenti qui devait être appliqué pendant 
la période intermédiaire.

4. Y.SA., à qui il incombe d’apporter la 
preuve de cette affirmation, n’est pas 
parvenue à prouver que la période qui 
précédait la date d’effet du contrat d’ap-
prentissage – du 20 février au 30 juin 
2006 – devait également être considé-

rée comme temps d’apprentissage et 
faisait déjà partie, pour l’essentiel, de la 
formation de A. dans la branche hôte-
lière. De fait, dans un contrat d’appren-
tissage, l’obligation principale de l’em-
ployeur consiste dans la formation de 
l’apprenti. Si l’on tient compte notam-
ment des objections que le père de A. 
a formulées dans une lettre adressée le 
7 mai 2010 à l’avocat M. à propos de 
l’horaire de travail (six jours de travail 
consécutifs) et des vacances, Y. SA au-
rait dû clairement démontrer que pen-
dant la période considérée, A. était trai-
tée exactement comme toute apprentie 
pour ce qui est des tâches qui lui étai-
ent confiées et des conditions dans les-
quelles s’exerçaient ses activités. Si cette 
preuve avait été rapportée, le Tribunal 
aurait décidé sans contrainte majeure, 
notamment en s’appuyant sur l’arrêt du 
Tribunal fédéral ATF 132 III 756 ss., que 
le salaire prévu pour une première an-
née d’apprentissage devait être consi-
déré comme déterminant.

Comme la preuve – nécessaire – que 
l’activité déployée au cours de la pé-
riode en cause relevait exclusivement 
de la formation n’a pas été apportée, le 
simple fait que la période considérée 
précédait immédiatement l’apprentis-
sage proprement dit ne permet pas de 
conclure automatiquement à l’existen ce 
d’une période de «préapprentissage».

5. Le contrat provisoire – qui aurait dû 
s’appeler plus exactement «contrat de 
durée déterminée» – ne saurait être con-
sidéré comme un contrat d’apprentis-
sage dans la mesure où il est soumis 
aux dispositions de la convention col-
lective de travail de l’hôtellerie. Dans 
ces circonstances, les parties ont toute 
liberté pour convenir d’un salaire, étant 
toutefois entendu qu’elles doivent se 
conformer aux salaires minimaux pré-
vus par la convention collective appli-
cable. Le salaire convenu par les parties 

peut être supérieur aux minimas pres-
crits puisqu’en l’occurrence la différence 
est en faveur du travailleur. Mais si les 
parties sont convenues d’un salaire in-
férieur à la limite impérativement pres-
crite par la convention collective de tra-
vail (CCNT), celui-ci n’est pas valable et 
doit être remplacé par le salaire mini-
mum.

En 2006, le salaire minimum d’une 
employée d’hôtel sans formation s’éle-
vait à 3182 francs bruts par mois. Selon 
les circonstances, le juge peut, en ap-
plication de l’article 10 al. 1 I de la CCNT, 
réduire ce salaire de 10 pour cent: «Lors-
que le collaborateur ne fournit pas un 
travail qualifié conformément au chiffre 
2, on peut convenir d’un salaire mini-
mum inférieur de 10 pour cent si l’éta-
blissement se trouve dans une région 
économiquement faible selon la loi fé-
dérale sur l’aide aux investissements 
dans les régions de montagne.»

Dans le cas présent, il y a lieu d’arrê-
ter le salaire brut auquel A. peut pré-
tendre à 2864 francs. (3182 francs / 318 
francs).

Pour le surplus, il sied de relever que 
la créance produite par A. ne remplit 
aucunement les conditions de l’article 2 
al. 2 CCS, ce qu’Y. SA ne prétend d’ailleurs 
pas. De fait, en ce qui concerne l’article 
341 CO, une violation du principe de
la bonne foi n’entre qu’exceptionnel-
lement en ligne de compte.

Même la durée relativement longue 
que le travailleur laisse s’écouler avant 
de faire valoir ses droits ne permet pas 
de conclure qu’il y renonce ni à l’exis-
tence d’un abus de droit. Si l’on approu-
vait une telle façon de voir, on viderait 
de tout son sens la notion de prescrip-
tion.

Sentenza del Pretore della
Giurisdizione di Locarno-Città
14 ottobre 2010

(Traduit de l’italien)
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Sous la direction du professeur Gabriel Aubert et de Mme Karine Lem-

pen, docteure en droit, cet ouvrage vient de paraître aux éditions 

Slatkine et est rédigé par des spécialistes romands (G. Aubert, F. Aubry 

Girardin, F. B ohnet, Ch. Bruchez, Monique Cossali Sauvain, P. Dietschy, 

J.-Ph. Dunand, K. Lempen, A. Ma Faure, S. R. Schmid, P. Schulz, R. Wyler). 

Y sont traités notamment: la notion de discrimination; la discrimina-

tion salariale; la discrimination à l’embauche; le harcèlement sexuel; 

la preuve; les procédures. 

En vente en librairie au prix de 55 francs.

Publication : Commentaire de la loi sur l’égalité
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Faits

Dès le début de son apprentissage, en 
1962, A. a travaillé chez Y. SA (intimée). 
Début 2004, a été diagnostiqué chez 
lui un mésothéliome malin (cancer de 
la plèvre), dont il est décédé le 10 no-
vembre 2005. Il a déposé, par action du 
25 octobre 2005, une action partielle, 
par laquelle il demandait la somme de 
212 906 francs à titre de dommages-in-
térêts et de réparation morale, la mala-
die ayant été provoquée, selon lui, par 
l’exposition à l’amiante à son lieu de 
travail. Après son décès, ses deux filles, 
B. et C., (recourantes) ont repris le procès. 

L’action n’a pas eu de succès devant 
le tribunal du travail. La cour suprême 
du canton d’Argovie a rejeté l’appel in-
terjeté par B et C. Elle a jugé que, en cas 
de violation positive du contrat, c’est la 
date de la violation des obligations et 
non celle de la survenance du domma- 
ge qui détermine le début de la pres-
cription décennale prévue à l’article 127 
CO. Elle a considéré que tous les actes 
reprochés à Y. SA qui auraient été com-
mis avant le 25 octobre 1995 (c’est-à-
dire plus de 10 ans avant l’ouverture de 
l’action, premier acte interrompant la 
prescription) étaient prescrits. Cela con-
cerne notamment la période comprise 
entre 1966 et 1978, durant laquelle feu 
A. a, selon la demande, été régulière-
ment et intensément en contact avec 
des poussières d’amiante. La cour su-
prême a considéré qu’il n’était pas éta-
bli qu’il y ait eu après cette date un au-
tre contact ayant un lien de causalité 
avec la maladie et, a fortiori, une viola-
tion des obligations à cette date.

Extrait des considérants

1. B. et C. n’abordent devant le Tribu-
nal fédéral que la question de la pres-

cription. Elles font valoir pour l’essen-
tiel que, pour les droits contractuels, la 
prescription ne court, selon l’article 130 
al. 1 CO, que dès que la créance est de-
venue exigible. L’exigibilité signifie que 
le créancier peut faire valoir son droit 
et que le débiteur est tenu d’exécuter 
son obligation. Dans le droit des con-
trats, il est par définition exclu de récla-
mer des dommages-intérêts avant la 
survenance du dommage. Il en va au-
trement pour les obligations résultant 
d’actes illicites, pour lesquelles l’article 
60 al. 1 CO prévoit une prescription ab-
solue de dix ans dès le jour où le fait 
dommageable s’est produit.

2.2 Toutes les actions se prescrivent 
par dix ans lorsque le droit civil fédéral 
n’en dispose pas autrement (art. 127 CO). 
Cette norme s’applique notamment aux 
créances en dommages-intérêts et en 
réparation morale qui découlent de la 
violation d’obligations contractuelles. 
Dans un tel cas, le début de la prescrip-
tion est régi par l’article 130 al. 1 CO. Il 
s’ensuit que la prescription générale dé-
cennale court dès que la créance est 
devenue exigible, que le créancier con-
naisse ou non sa créance.

2.4.4 Dans la cause à juger, c’est l’im-
possibilité d’évaluer le dommage du-
rant la prescription décennale qui con-
stitue le problème, et non en premier 
lieu le fait que plus de dix ans se soient 
écoulés entre la violation des obligations 
alléguées et la survenance du dom-
mage. Vu que les conséquences sur la 
santé d’une exposition à l’amiante sont 
incertaines et qu’une longue période 
(entre 15 et 45 ans) s’écoule entre l’ex-
position à l’amiante et une éventuelle 
déclaration de la maladie, il n’est objec-

tivement pas possible de constater le 
droit à des dommages-intérêts avant 
l’échéance de la prescription même si 
la preuve d’une violation des obliga-
tions est apportée. Comme il n’est pas 
établi au degré de vraisemblance pré-
pondérante qu’un dommage survien-
dra selon le cours normal des choses, 
le lésé ne peut pas encore ouvrir action 
en dommages-intérêts durant cette pé-
riode avec une chance de succès. Bien 
que l’événement ayant entraîné le dom-
mage se soit produit et qu’il soit en prin-
cipe terminé, il n’est pas possible de 
déterminer l’évolution future avec une 
sûreté suffisante pour évaluer le dom-
mage à attendre. La survenance d’un 
dommage au sens économique dépend 
de la déclaration de la maladie et, par-
tant, d’un événement futur incertain. 
Dans certains domaines pour lesquels 
on peut s’attendre selon l’expérience à 
des dommages différés, le législateur a 
tenu compte, en édictant des règles 
spéciales, de ces difficultés pour le lésé. 
Il a par exemple prévu une prescription 
de trente ans à l’article 10 de la loi fédé-
rale sur la responsabilité civile en ma-
tière nucléaire (LRCN) et à l’article 40 de 
la loi sur la radioprotection. L’article 13 
LRCN règle, pour la responsabilité en 
matière nucléaire, la couverture d’assu-
rance des dommages différés dont la 
réparation ne peut plus être réclamée 
du fait de la prescription. Cependant, 
même dans ces domaines, le législateur 
n’a pas renoncé à instituer une pres-
cription ni fait courir la prescription à 
partir de la survenance du dommage. 
Bien que le problème des dommages 
différés se pose dans d’autres domai-
nes, le législateur n’a pas opté pour une 
prolongation générale des délais de pre-
scription dans de tels cas. Ainsi, la pres-
cription décennale s’applique pour les 
dommages dus à l’amiante. Dans la cau-
se à juger, elle était échue avant le pre-
mier acte l’interrompant. Dans cette 
mesure, le recours est infondé.

Arrêt du Tribunal fédéral suisse
16 novembre 2010

(4A_249/2010)
(Traduit de l’allemand)

Jugement

Dommages-intérêts pour les victimes 
de l’amiante : prescription
L’exposition à l’amiante au lieu de travail ne crée un dommage que  

si une maladie se déclare ultérieurement. Cependant, la prescription 

est de dix ans à partir de l’événement ayant entraîné le dommage  

et non de la déclaration de la maladie. Il n’y a pas de règles spéciales 

pour l’amiante.
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Faits

Par contrat de travail du 30 décembre 
1997, A. a été engagé par X. SA. Depuis 
le 28 novembre 2001, X. est liée à W. 
Assurances par un contrat d’assurance 
col lective d’indemnités journalières. 

Le con trat prévoit, en cas de perte 
de gain due à la maladie, le paiement 
d’une indemnité journalière correspon-
dant au 93 pour cent du gain journalier, 
versée durant 730 jours par cas sous 
déduction d’un délai d’attente de 90 
jours. 

Les con ditions générales disposent 
que la personne assurée a le droit de 
continuer l’assurance à titre d’assu-
rance individuelle, notamment lorsque 
la convention d’assurance cesse en rai-
son de la fin des rapports de travail. Ce 
droit doit être exercé par écrit dans les 
30 jours qui suivent l’extinction du con -
trat ou la sortie du cercle des person- 

nes assurées, sous peine d’extinction. 
A partir du 3 octobre 2003, A. s’est trou -
vé en incapacité de travail. 

Le 28 avril 2004, son con trat a été ré-
silié pour le 30 juin suivant. A. n’a pas 
contesté son congé et a perçu son sa-
laire, respectivement des indemnités 
journalières, jus qu’au 30 juin 2004. Le 
29 avril 2004, X. informait par écrit A. 
de la possibilité de contracter, auprès 
de son assureur, une couverture d’in-
demnité journalière en cas de maladie 
à titre individuel. La lettre du 29 avril 
2004 a été contresignée le 12 mai 2004 
par A. Le 27 août 2004, A. a informé 
son ex-employeuse du fait qu’il souhai-
tait «continuer avec cette assurance 
perte de gain». 

La requête a été transmise à W. Celle-
ci a rejeté la demande de maintien de 
l’assurance d’indemnité journalière, au 
motif qu’elle était tardive.

Extraits des considérants

La cour cantonale a considéré que l’in-
formation fournie par l’employeuse dans 
sa lettre du 28 avril 2004 est insuffisante, 
dès lors qu’elle ne fait pas mention du 
délai dans lequel la demande de trans-
fert devait être formulée. X. y voit une 
violation de l’art. 331 al. 4 CO; elle estime 
que, sur ce point, il incombait à A. d’être 
lui-même actif et de se renseigner.

Comme rappelé par l’instance canto-
nale, le régime ordinaire de l’assurance 
pour perte de gain en cas de maladie 
régie par la LCA est le versement des 
prestations jusqu’à épuisement de cel-
les-ci lorsque le sinistre est intervenu 
durant la période de couverture; il est 
toutefois possible de déroger à ce ré-
gime ordinaire par l’adoption d’un sys-
tème particulier prévoyant la cessation 
du paiement des indemnités d’assuran- 
ce à la fin des rapports de travail. Dans 
cette dernière hypothèse, le travailleur 
a la possibilité de maintenir son droit 
aux prestations d’assurance après la fin 
des relations contractuelles, en formu-
lant une demande de transfert; pour 
ce faire, il doit agir dans un certain dé-
lai, défini dans les conditions générales 
d’assurance.

Il ressort du jugement cantonal que 
A. n’était pas informé du fait que l’assu-
rance choisie par X. dérogeait au régi - 
me ordinaire de la LCA et que, partant, 
le paiement des indemnités d’assurance 
devait cesser à l’extinction du contrat. 
Il s’ensuit que X. devait informer A. – 
qui était fondé à penser que les presta-
tions continueraient à être versées après 
la fin des rapports de travail – du délai 
de 30 jours dans lequel il devait agir 
pour sauvegarder ses droits. Rien de 
semblable n’est établi. Dans cette me-
sure, c’est à juste titre que la cour can-
tonale a retenu que l’information four-
nie par X. était insuffisante au sens de 
l’art. 331 al. 4 CO.

Au regard du considérant qui précè - 
de, il ne saurait être reproché à A., sous 
l’angle d’un éventuel abus de droit, de 
ne pas avoir contacté, dans le délai, 
l’assurance perte de gain; on ne saurait 
pas plus, sur le sujet, lui imputer une 
faute concomitante.

Arrêt du Tribunal fédéral suisse
3 juin 2010 (4A_186/2010)
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Information obligatoire  
sur une assurance perte de gain
Selon l’art. 331 al. 4 CO, l’employeur donne au travailleur les renseigne-

ments nécessaires sur ses droits envers une institution de prévoyance 

professionnelle ou en faveur du personnel ou envers un assureur.  

Ceci constitue un devoir d’information de l’employeur envers ses em-

ployés, afin que ces derniers puissent préserver leurs droits.
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La promotion de la santé: une 
tâche judicieuse et payante

Entreprises et gestion de la santé 

Promotion de la santé en entre-
prise  : un devoir et une discipline
Les mesures destinées à promouvoir la santé en entreprise sont un complément 

volontaire aux obligations légales de protection du travail des employeurs. Elles offrent 

aux entreprises des possibilités de se profiler avantageusement en matière de politique 

du personnel et peuvent améliorer le bien-être des collaborateurs. Par Jürg Zellweger

La gestion de la santé en entreprise (GSE) vise à 
éviter les accidents et les maladies au travail, ainsi 
qu’à renforcer la santé et le bien-être des travail-
leurs à leur poste de travail. Par des mesures telles 
que des programmes de maîtrise du stress, des 
exercices physiques, une alimentation plus saine, 
des ateliers de gestion des conflits, etc., la GSE in-
flue directement ou indirectement sur le compor-
tement des employés dans l’entreprise, ou en pri-
vé – et encourage des comportements au travail 
(et dans le privé aussi) bénéfiques à la santé. 

Les fondements structurels d’un succès durable 
de la promotion de la santé en entreprise consis-
tent dans un ancrage des objectifs de la santé au 
niveau directorial. On parle alors de management 
entrepreneurial de la santé. Lequel implique en 
priorité des accords d’objectifs et d’exploitation, la 
mise sur pied de cercles de santé, la définition et 

l’attribution de responsabilités, et surtout la pré-
paration d’un budget. 

La pomme gratuite ne fait  

pas partie de la protection au travail 

Dans sa philosophie fondamentale, la promotion 
de la santé vise en premier lieu à améliorer le po-
tentiel de santé des personnes. Elle se fonde sur 
des connaissances ainsi que sur les expériences 
subjectives des intéressés en matière de santé. Par 
contre, la prévention en entreprise s’appuie sur le 
savoir objectif des experts pour prévenir accidents 
et maladies. En d’autres termes, l’approche de la 
GSE relève des sciences sociales alors que celle de 
la prévention est d’ordre technique et médical. 

La pomme offerte gratuitement aux collabora-
teurs par la ferme bio de la région, ou la journée 
vélo («Bike to work») peuvent être considérées 
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d’une amélioration de l’état de santé 
des collaborateurs. 

Ne pas perdre de vue l’essentiel

La promotion de la santé est pour tou- 
te entreprise une tâche judicieuse et 
payante. Raison pour laquelle les condi- 
tions propices à des emplois sûrs et 
sains ne doivent en aucun cas être né-
gligées. En font partie les dispositions 
visant à protéger le personnel contre 
les accidents et les maladies profession-
nelles ainsi que les mesures de santé 
au travail d’une manière générale. Les 
employeurs sont tenus de communi-
quer objectivement à leur personnel la 
présence ou la survenue de risques 
pour leur sécurité et leur santé au tra-
vail et de prendre les mesures de pro-
tection qui s’imposent, sur la base de 
règles techniques reconnues. Les me-
sures et les dispositifs de protection 
doivent être en outre régulièrement 
réexaminés.

La question ne concerne pas unique-
ment les domaines de la construction 
ou de l’industrie. Même les emplois de 
bureau comportent des risques d’acci-
dent et les postes de travail qui ne sont 
pas correctement aménagés peuvent 
mettre la santé de leurs titulaires en 
danger. On songe ici à l’adaptation indi-
viduelle et ergonomiquement correcte 
des tables et des chaises, ou encore au 
réglage des écrans d’ordinateurs. De 
même, les chutes – par exemple dans 
les locaux d’archives – occupent tou-
jours plus de place dans les statisti-
ques d’accidents concernant le secteur 
des services. 

Par souci des priorités quand les res-
sources sont limitées, il est recomman - 
dé d’introduire de manière systéma-
tique dans les entreprises des mesures 
légales de protection de la santé et d’en 
faire des tâches permanentes. Pour les 
PME, les solutions de branches mises 
en place par les associations offrent un 
utile soutien, fondé sur la pratique. Les 
entreprises qui ont sacrifié à cette tâche 
et sont en état de la remplir durable-
ment peuvent se lancer résolument 
dans l’exercice de la GSE. � 

comme des mesures particulières et 
plutôt ostensibles en matière de GSE, 
tandis que l’injonction de porter un 
casque sur un chantier, ou de fixer les 
écrans d’ordinateur de manière ergono-
mique dans un bureau font partie des 
mesures traditionnelles de prévention. 

La promotion  

de la santé a aussi ses limites

Les mesures de promotion de la santé 
en entreprise complètent ainsi les en-
gagements préventifs obligatoires pris 
par l’employeur aux titres de la sécu-
rité et de la protection de la santé au 
travail. Elles peuvent aussi, comme le 
montrent les apports issus de la prati-
que (page 50) et du droit du travail 
(page 52), se révéler judicieuses pour 
diverses raisons. L’approche de la GSE 
peut susciter de nouvelles impulsions 
positives, précisément par rapport à la 
charge psychosociale et aux maladies 
dues au stress pour lesquelles il n’existe 
pas de rapport causal clairement défini. 

Les fournisseurs professionnels de 
prestations de service dans le domaine 
de la promotion de la santé promettent 
aux entreprises une amélioration à long 
terme de leur image et du climat de 
travail, une hausse de la productivité, 
de la qualité du travail et du degré de 
satisfaction des employés, de même 
qu’une baisse de la rotation du person-
nel et des absences liées aux accidents 
et à la maladie. De tels effets ont aussi 
leur importance économique en cette 
période de pénurie de personnel spé-
cialisé et de vieillissement accru de la 
population active. 

Cependant, il existe sur le marché des 
offres très nombreuses et diverses. 
L’éventail va de journées wellness à des 
systèmes complets de management de 
la santé, mais les mesures vraiment ca-
pables de promouvoir efficacement la 
santé des salariés ne sont encore que 
peu étayées sur le plan scientifique. Par 
exemple, les offres de massage propo-
sées aux entreprises sont-elles vraiment 
indispensables pour atteindre cet ob-
jectif? A l’évidence, une évaluation des 
mesures s’impose. 

Ce qui est sûr, c’est que le volontariat 
et la prise en compte des besoins spé-
cifiques de l’entreprise sont détermi-
nants pour l’acceptabilité des mesures. 

La GSE doit donc être considérée com-
me une stratégie d’entreprise et de per- 
sonnel reposant sur le volontariat. 

La responsabilité  

personnelle reste primordiale 

Les mesures de promotion de la santé 
ont aussi leurs limites. Une politique 
de santé inspirée de la charte d’Ottawa, 
qui vise, même au travail, un «état com- 
plet de bien-être physique, mental et 
social» (!) se heurte tout bonnement 
aux réalités économiques et quotidien- 
nes. D’ailleurs les employeurs peuvent 
difficilement influer sur le bien-être de 
leurs employés en dehors des heures 
de travail. Grâce à une offre de soins 
équilibrée ou à des conseils pour une 
vie saine, ils ne peuvent qu’aider leurs 
collaborateurs à rester en bonne santé. 
Même dans une entreprise pratiquant 
une GSE systématique, la responsabi-
lité personnelle de l’individu à l’égard 
de sa santé demeure un élément es-
sentiel. 

Pour obtenir de réels succès dans la 
gestion de la santé en entreprise, une 
stratégie à long terme et la ténacité 
sont de mise. Les coûts des mesures 
doivent se tenir dans un rapport équi-
libré avec les bénéficies et rester éco-
nomiquement acceptables pour l’entre-
prise. S’enthousiasmer à court terme 
pour des projets novateurs de gestion 
sanitaire en entreprise est une chose, 
mais l’impératif de la durabilité exige 
une analyse sérieuse de l’efficacité des 
mesures envisagées. Toutes les offres 
de wellness ne servent pas l’objectif 

Jürg Zellweger est membre  
de la direction de l’Union patronale suisse.
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Jürg Zellweger: les solutions de branches   
sont un utile soutien fondé sur la pratique.



L’identification à l’entreprise était déjà 
très forte parmi les collaborateurs de 
Kuhn Rikon. Cela n’a pas empêché la 
direction de la renforcer encore en dé-
cidant d’introduire dès 2006 un systè-
 me de gestion de la santé en entreprise 
(GSE). De concert avec l’Institut de mé-
decine sociale et préventive (ISP) de 
l’Université de Zurich, l’effort a débuté 
par la mise sur pied d’un atelier d’ini-
tiation pour cadres, destiné à présenter 
l’objectif de cette opération globale. 
Celle-ci a reçu le label vital@kuhnrikon, 
sur quoi l’ensemble du personnel a été 
réuni en séance pour en être informé. 

«L’engagement dès le début très con-
vaincu de la direction et du conseil 
d’administration a été un élément ca-
pital», souligne Daniel Obrist, chef des 
Services, membre de la DG et respon-
sable actuel de la GSE chez Kuhn Rikon. 
«Le déclencheur de cet engagement 
n’a pas été un événement quelconque, 
pour suit-il, mais un intérêt réel et pro-
fond pour la question sanitaire. Nous 
sommes conscients d’exiger chaque jour 
beaucoup de nos gens, raison pour la-
quelle nous tenons aussi à leur offrir 
un environnement où ils se sentent à 
l’aise et appréciés. Kuhn Rikon ayant 
toujours pris au sérieux ses responsa-
bilités sociales, j’ai vu dans cette thé-
matique un potentiel important». 

Création d’un cercle de santé

Une enquête approfondie auprès des 
collaborateurs de Kuhn Rikon effectuée 
par l’Institut de médecine sociale et pré-
ventive (ISP) a montré que leur identifi-
cation effective à l’entreprise est déjà 
forte, tout comme leur loyauté à l’égard 
de l’employeur. Elle a toutefois mis en 
évidence quelques lacunes de la poli-

tique d’information, de même que, ici 
et là, des nuisances dues au bruit et à 
la poussière. La prochaine étape a été 
la mise sur pied d’un cercle de santé –
composé de huit collaborateurs issus 
de tous les secteurs et de tous les de-
grés hiérarchiques. 

Ce cercle, qui à ce jour se réunit quatre 
fois l’an, a analysé les résultats de l’en-
quête sur les collaborateurs et pris un 
certain nombre de décisions. Dans le 
secteur de la production, il a donné le 
coup d’envoi à un ensemble de mesu-
res effectuées par la SUVA. Lesquelles 
ont montré, par exemple, que l’entre-
prise utilisait un mauvais mélange de 
lubrifiant, certes sans danger pour la 
santé, mais produisant une vapeur d’eau 

incommodante. En matière d’informa-
tion, il a aussi été décidé qu’après les 
séances de la direction, des infos seront 
aussitôt diffusées désormais par les res-
ponsables des lignes hiérarchiques. 

Renforcer  

la responsabilité individuelle 

Une politique de gestion de la santé 
exige toujours l’engagement des indivi-
dus, précise M. Obrist. Diverses mesures 
prises ces dernières années ciblent ainsi 
le comportement personnel des colla-
borateurs. On encourage par exemple 
la consommation d’eau au poste de tra-
vail en distribuant à chacun une belle 
bouteille en verre marquée à son nom. 
Ou encore, la maison s’intéresse au 
thème de l’attitude corporelle et fait 
venir sur place une physiothérapeute 
locale. De même, une masseuse rend 
régulièrement visite à l’entreprise pour 
offrir ses services. «Ces prestations sont 
financées dans un premier temps par 
Kuhn Rikon, puis par les bénéficiaires», 
précise M. Obrist. Les collaborateurs as-
sument certes pour l’essentiel la respon-
sabilité de leur santé, mais l’objectif con-

Exemple pratique : Kuhn Rikon

« La gestion de la santé améliore  
le climat dans l’entreprise »
Depuis cinq ans déjà, le fabricant d’ustensiles de cuisine Kuhn Rikon applique dans ses murs  

un système intégral de gestion de la santé. Même si ce dispositif ne s’est pas traduit par  

une sensible diminution du nombre d’absences dans le personnel, la célèbre maison du 

Tösstal en a retiré des expériences très positives. Par Michael Zollinger

50 D O S S I E R

160 collaborateurs, dont de nombreux tibétains 

L’entreprise familiale Kuhn Rikon conçoit, fabrique et distribue des ustensiles 
et accessoires de cuisine de grande qualité. Elle emploie 160 personnes, dont 
130 à Rikon, et écoule ses produits dans 40 pays. L’entreprise est étroitement 
liée à la communauté tibétaine en Suisse. 

Lorsque la Croix Rouge et d’autres organisations humanitaires avaient recueilli 
en Suisse des familles tibétaines durement frappées par la répression commu-
niste chinoise, Henri et Jacques Kuhn, les fils du fondateur Heinrich Kuhn, leur 
ont spontanément offert en 1964 des emplois et des logements (d’entreprise). 
En 1968, ils ont fondé avec leur cercle d’amis l’Institut tibétain Rikon. Aujourd’hui 
encore, de nombreux tibétains et tibétaines travaillent  dans l’entreprise.

«La GSE a
 résolument  
amélioré le  
climat de notre  
entreprise».
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siste à les sensibiliser aux questions de 
santé, raison pour laquelle certaines 
actions sanitaires sont obligatoires. 

En fait partie l’interdiction de fumer. 
Depuis juillet 2009 déjà, l’entreprise 
bannit totalement le tabagisme dans 
ses locaux, ce qui n’a certes pas enchan- 
té tous les travailleurs, concède M. Ob- 
rist. D’autres mesures sont en revanche 
volontaires, comme la participation mul- 
tiple à l’action «bike to work» organi-
sée par Pro Velo pour encourager les 
employés à se rendre à leur travail à 
vélo.  

Plusieurs fois distinguée  

pour la qualité de sa GSE

Au chapitre de la santé, Kuhn Rikon a 
pris ces dernières années toute une sé- 
rie de mesures. Daniel Obrist est con-
vaincu que cet engagement est payant 
à plusieurs titres. Ne serait-ce que sous 
forme de retombées positives pour les 
ressources humaines. L’entreprise du 
Tösstal a déjà reçu plusieurs distinctions 
pour son application exemplaire de la 
GSE. Elle a été notamment l’une des 
premières entreprises à se voir décer-
ner le label «Friendly work space» par 
la Fondation Promotion Santé Suisse, 
qui récompense les entreprises inté-
grant la politique de la santé dans leur 
principes de management. Cette distinc-
tion fut suivie du «prix zurichois 2010 
pour la promotion de la santé en en-
treprise» décerné l’an dernier par l’Ins-
titut de médecine sociale et préventive 
(ISP) de l’Université de Zurich. Le jury a 
tenu à honorer l’entreprise pour ses en-
quêtes périodiques auprès des collabo-
rateurs, son cercle de santé permanent, 
ses horaires de travail flexibles, ses nom-
breuses actions et formations dispensé- 
 es aux collaborateurs sur des questions 
de santé ainsi que son souci d’intégrer 
les questions de santé dans les direc-
tives de l’entreprise et les tâches direc-
toriales. 

Ce dernier point fera l’objet d’une at-
tention encore plus soutenue à l’avenir, 
annonce Daniel Obrist. Lequel a orga-
nisé en juin 2010, à l’intention des ca-
dres de l’entreprise et avec l’aide d’un 
collaborateur extérieur, un atelier «Di-
riger sainement» consacré aux princi-
paux facteurs d’influence touchant la 
santé et le travail ainsi qu’à l’importance 

d’un management avisé. Dans certaines 
circonstances, des maladies psychiques 
peuvent être liées au comportement 
de cadres supérieurs. Cela dit, le messa- 
 ge est clair: «Chez Kuhn Rikon, on peut 
tomber malade. La maison vient alors 
en aide à la personne affectée. Le pré-
sentéisme ne correspond pas à notre 
politique à l’égard des collaborateurs 
souffrants.»

Un élément important de toute GSE 
est une gestion systématique des ab-
sences. Chez Rikon, cela implique un 
contact suivi avec des dentistes, des 
assurances indemnités journalières et 
invalidité en cas d’absences de longue 
durée, ainsi que des entretiens consé-
quents avec les supérieurs même après 
de courtes absences.  

Pas plus de  

20 000 francs par année

Daniel Obrist n’est pas particulièrement 
gêné par le fait qu’en 2010, malgré tout 
cela, le nombre d’absences dans le per-
sonnel du fabricant d’ustensiles de cui-

sine n’a pas sensiblement diminué par 
rapport à 2009. Car en tant que tel, ce 
n’est pas un objectif prioritaire pour l’en-
treprise, pas plus que les économies 
réalisées à ce titre. Kuhn Rikon est sur-
tout soucieuse de témoigner par cette 
politique de sa considération pour son 
personnel. Par ailleurs, l’effort financier 
correspondant à l’ensemble de son en-
gagement se maintient, selon Obrist, 
dans des limites raisonnables. En de-
hors des coûts internes et de l’inves-
tissement en temps, il ne dépasse pas 
20 000 francs par année. 

Pour assurer une GSE efficace dans la 
durée, il faut donc beaucoup de téna-
cité et un apport constant d’idées nou-
velles et inventives. Après les cinq pre-
mières années de gestion de la santé 
chez Kuhn Rikon, voici le constat de 
Daniel Obrist: «Cette expérience a ré-
solument amélioré le climat de notre 
entreprise. Je ne peux que la recom-
mander chaudement à toutes les PME 
suisses.» �
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Daniel Obrist met en pratique le système de gestion de la santé en entreprise chez Kuhn Rikon.



La santé des travailleurs est au cœur 
du droit relatif à la protection des tra-
vailleurs. En vertu de la loi sur le travail 
(LTr), l’employeur est tenu, pour proté-
ger la santé des travailleurs, de prendre 
toutes les mesures dont l’expérience a 
démontré la nécessité, que l’état de la 
technique permet d’appliquer et qui 
sont adaptées aux conditions d’exploi-
tation de l’entreprise.

Que faut-il entendre par «santé»? Se-
lon la définition de l’Organisation mon-
diale de la Santé (OMS), «La santé est 
un état de complet bien-être […].». Le 
droit de la protection des travailleurs 
va moins loin, sachant que la plupart 
des travailleurs n’atteindront jamais 
l’état (idéal) du complet bien-être. Ce-
pendant, la notion de «santé» au sens 
de la législation topique ne recouvre 
pas uniquement l’absence d’accident 
ou de maladie, comme il ressort claire-
ment de l’évolution du droit qui, de 
toute évidence, s’inspire de l’acception 
retenue par l’OMS.

A l’origine, le droit de la protection 
des travailleurs se concentrait exclusi-
vement sur la prévention des accidents 
et maladies professionnels. Depuis quel-
que temps, toutefois, il est question 
d’étendre son champ d’application aux 
maladies non professionnelles. L’intro-
duction du «principe de conditions de 
travail ergonomiques» a ainsi conduit 
à un élargissement de la définition clas-
sique du droit de la protection des tra-
vailleurs. L’aménagement d’un environ-
nement de travail optimal du point de 
vue ergonomique permet par exemple 
d’éviter qu’un mal de dos latent, qui ne 
constitue pas une maladie profession-
nelle, ne se «réveille».

S’il ne suffit pas de mettre en place 
des conditions de travail ergonomiques 

pour satisfaire à la définition de la 
santé selon l’OMS, il n’en est pas moins 
apparu que le «principe de conditions 
de travail ergonomiques» se prêtait à 
une interprétation très générale: au-
jourd’hui, la législation relative à la pro-
tection des travailleurs est de plus en 
plus influencée par le postulat selon  

lequel le travail doit être adapté à 
l’homme. L’employeur est ainsi tenu par 
la LTr d’éviter les occasions d’efforts 
trop répétitifs pour les travailleurs. Se-
lon l’acception moderne, fortement 
empreinte de l’idée de l’«humanisation 
des conditions de travail», l’employeur 
doit par exemple s’engager à éviter les 

Gestion de la santé et droit du travail

Informations à l’intention  
des employeurs
La gestion de la santé en entreprise (GSE) est loin d’être entrée dans les mœurs en Suisse. 

Si l’application d’un tel système se justifie pleinement du point de vue du droit du travail, il faut 

savoir que sa mise en œuvre implique le respect de certaines règles. Par Philip Schneiter
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L’introduction du «principe de conditions de travail ergonomiques» a contribué  
à élargir le droit relatif à la protection des travailleurs.
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travaux monoto nes. Autrement dit, il 
doit veiller à garantir une certaine di-
versité des tâches, qui a notamment 
des effets positifs sur la santé psychique, 
voire le bien-être psychique des travail - 
leurs.

Portée de la législation rela ti ve  

à la protection des travailleurs

De nombreux progrès ont été réalisés 
ces dernières décennies, mais la législa-
tion relative à la protection des travail-
leurs présente toujours d’importantes li-
mites, dont les deux principales sont 
les suivantes: premièrement, la loi pro-
tège la santé des travailleurs unique-
ment dans la mesure où il existe un 
lien avec le poste de travail. La même 
restriction s’applique à la protection con-
tre les maladies non professionnelles. 
Deuxièmement, elle ne comprend pas 
uniquement la LTr, mais aussi une série 
d’ordonnances. Le droit de la protection 
des travailleurs est fortement axé sur les 
normes et pas assez sur les ressources, 
c’est-à-dire l’être humain. Les possibili-
tés institutionnalisées de participation 
active directe des travailleurs font en 
particulier défaut.

Pour cette raison, la législation rela-
tive à la protection des travailleurs ne 
peut atteindre le but qui consiste no-
tamment à assurer la santé psychique 
des travailleurs. Comme évoqué ci-des-
sus, la loi oblige l’employeur à éviter 
les efforts trop répétitifs pour les tra-
vailleurs. Cependant, elle le laisse libre 
de déterminer comment y parvenir. Le 
surmenage est un exemple parlant à 
cet égard, dans la mesure où l’employeur 
ne peut se référer à aucun standard en 
la matière, la tolérance au stress étant 
très variable d’un individu à l’autre. Une 
approche efficace pour éviter le stress 
serait donc de donner au travailleur la 
possibilité de participer directement à 
l’aménagement de son travail.

Combler les lacunes grâce à la 

gestion de la santé en entreprise

Un système de gestion de la santé en 
entreprise (GSE) permet de combler, en 
partie du moins, les deux principales 
lacunes du droit de la protection au 
travail. Le but d’une GSE consiste, sur la 
base des connaissances de la médecine 
et de la psychologie du travail, à pro-

mouvoir systématiquement la santé 
de chaque travailleur, indépendam-
ment du fait qu’il y ait ou non une at-
teinte à la santé. S’ils peuvent revêtir 
des for mes très différentes, les systè-
mes de GSE en place dans le monde 
du travail ont néanmoins en commun 
qu’ils sont tous centrés sur le travailleur 
en tant qu’individu. Il en découle deux 
cons tats:

Premièrement, le système de GSE con-
sidère le travailleur comme un être hu-
main. Autrement dit, il ne se contente 
pas de promouvoir la santé des travail-
leurs uniquement parce que ceux-ci 
assument leur rôle de travailleur. Il a 
aussi une dimension qui va au-delà du 
champ d’action strict de l’entreprise, par 
exemple lorsqu’il aborde le thème de 
l’alimentation saine dans le cadre d’une 
séance d’information destinée au per-
sonnel.

Deuxièmement, le système de GSE pla-
ce toujours l’homme au centre de ses 
objectifs. Il cherchera ainsi, dans le ca-
dre d’un cercle de santé par exemple, à 
recueillir les expériences et les connais-
sances de chaque travailleur afin de dé - 
finir des mesures ciblées de promotion 
et de prévention de la santé.

Règles de mise  

en œuvre strictes

Aucune disposition légale n’oblige l’em-
ployeur à mettre en place un système 
de GSE, même si celui-ci permet de 
compenser, en partie du moins, les la-
cunes du droit de la protection des tra-
vailleurs. La participation des travail-
leurs à un tel système doit aussi rester 
facultative. Ceux-ci doivent être libres 
de décider s’ils entendent, par exemple, 
utiliser les appareils de fitness mis à 
leur disposition par l’employeur. Les 
activités sportives relèvent en effet de 
la sphère privée, dans laquelle l’em-
ployeur n’a pas le droit d’intervenir.

Dans la mesure où un travailleur dé-
cide de participer à la GSE, l’employeur 
doit garantir l’égalité de traitement. En 
vertu de ce principe, un employeur qui 
propose à ses travailleurs de suivre un 
cours de gestion du stress ne pourra 
pas en exclure un travailleur plus âgé 
que les autres en invoquant la plus faible 
probabilité que les effets à long terme 
du surmenage se manifestent chez lui 
pendant la durée qu’il lui reste à tra-
vailler.

L’employeur est aussi tenu de respec-
ter les dispositions légales relatives à la 
protection des données. En participant 
activement à un cercle de santé, par 
exemple, le travailleur sera inévitable-
ment amené à révéler des données per-
sonnelles particulièrement dignes de 
protection. A priori, il n’y a rien à redire 
à cela: une telle information permet de 
réduire l’absentéisme au sein de l’entre-
prise, ce à quoi l’employeur a un intérêt 
évident. 

Par contre, le travailleur risque aussi 
de divulguer sur son état de santé des 
renseignements dont l’employeur pour-
rait se servir ultérieurement dans un 
autre contexte. C’est pourquoi la légis-
lation sur la protection des données 
prévoit des garde-fous. Par des mesures 
d’organisation, l’employeur doit garan-
tir la séparation des pouvoirs en matière 
d’information au sein de l’entreprise 
afin d’éviter un tel détournement d’in-
formation. Il prendra notamment les 
dispositions nécessaires pour que les 
personnes responsables des promotions 
ne puissent avoir connaissance de don-
nées concernant l’état de santé des can-
didats.

Un système de GSE peut fixer des 
standards auxquels chaque employeur 
ne souhaite ou ne peut pas satisfaire. 
Or le droit du travail suisse ne connaît 
pas de protection générale contre la 
discrimination des travailleurs «en mau  - 
vaise santé». Il lui revient donc de ga-
rantir, tant bien que mal, qu’on n’ac-
corde pas une valeur excessive aux 
systèmes de GSE. �

Philip Schneiter, avocat, est collaborateur à 
la Chambre de l’industrie et du commerce  
d’Argovie (AIHK).
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« Aucune loi  
n’oblige l’employeur 
à mettre en  
place un système  
de GSE »



«Nous avons choisi la personne ayant 
une approche plus globale de la cul- 
ture directoriale», se rappelle Marilena 
Di Renzo à l’évocation de la nomina-
tion de Nicola Thibaudeau au poste de 
CEO de MPS Micro Precision Systems à 
Bienne. Et la directrice des ressources 
humaines de préciser: «L’entretien d’em- 
bauche a clairement fait apparaître sa 
capacité à diriger des individus et pas 
uniquement une entreprise de méca-
nique. C’est un plus indéniable.» «Sur 
le plan technique, complète-t-elle, les 
trois candidats figurant dans la sélection 
finale auraient fait preuve des mêmes 
compétences».

C’était en 2003. Entre-temps, Nicola 
Thibaudeau s’est rapidement adjoint 
deux autres femmes au sein de l’équi- 
pe de direction de MPS, composée de 
quatre personnes. Véronique Athané est 
directrice de la recherche et du déve-
loppement. Anita Moosmann chapeau - 
te les finances. Ainsi, trois des quatre 

membres de l’équipe de direction sont 
des femmes. Une fois n’est pas coutu me, 
pour les collaboratrices, ce ne sont pas 
les modèles féminins qui manquent à 
la tête de l’entreprise. 

«Le fait que notre CEO soit une fem-
me a presque automatiquement fait 
bouger des choses au sein de notre en-
treprise. L’augmentation de la propor-
tion de femmes occupant des fonctions 
dirigeantes va maintenant de soi», com- 
mente Marilena Di Renzo. A chaque 
réunion des cadres, la directrice des res- 
sources humaines donne les derniers 
chiffres relatifs à la composition du 
personnel. «Lorsque je leur ai montré 
le graphique circulaire, tous ont vu la 
maigre portion de camembert concer-
nant le pourcentage de femmes.

Madame Thibaudeau s’est exclamée 
en riant: «Ce n’est pas possible! Nous 
allons devoir corriger cela!» Le messa - 
ge passe de toute évidence très bien. 
Nicola Thibaudeau prouve que des fem- 

mes sont capables de diriger une en-
treprise avec succès. Et parce qu’elle-
même en est convaincue et qu’elle 
encourage les femmes de son entou-
rage professionnel, tous sont enclins à 
faire davantage confiance aux femmes.

«Récemment, j’ai entendu un chef de 
division dire à Madame Thibaudeau, lors 
d’une verrée d’entreprise, en clignant 
de l’oeil, qu’une femme venait de se por- 
ter candidate au poste à responsabili-
tés qu’il mettait au concours», relate Ma- 
rilena Di Renzo. «Madame Thibaudeau 
s’en est montrée réjouie. Les cadres ont 
intégré ce fait: on attend de nous aussi 
que nous fassions quelque chose pour 
la diversité dans l’entreprise.»

Le taux de fluctuation du personnel 
chez MPS est remarquablement bas. 
C’est un signe positif, mais il devient 
naturellement difficile de promouvoir 
régulièrement plus de femmes à des 
positions dirigeantes, commente Mari-
lena Di Renzo. C’est un travail de longue 
haleine dans cette branche tradition-
nellement masculine. Cela nécessite, 
parfois aussi, simplement un message 
clair adressé à l’extérieur: «Cela com- 
mence par l’utilisation systématique des 
formes féminines et masculines dans 
les mises au concours.»

Donner uniquement  

les bons signaux aux hommes

La directrice des ressources humaines 
est convaincue que des quotas ou d’au - 
tres objectifs fixés fausseraient la dyna-
mique naturelle. Ce serait envoyer de 
faux signaux aux hommes: «Les hom- 
mes font du bon travail, nous souhai-
tons aussi recruter les meilleurs d’entre 
eux pour notre entreprise et ne pas les 
effrayer.»

Ce qu’il faudrait de temps à autre 
avec les hommes cadres, c’est les moti-
ver pour qu’ils fassent davantage con- 

MPS, Micro Precision Systems, Bienne

Quand une CEO devient un modèle
Lorsqu’une femme occupe la fonction de CEO, sa seule présence bouleverse les mentalités et 

apporte une touche féminine plus marquée à la direction de l’entreprise. Chez MPS, on construit 

des pièces mécaniques de pointe et l’on aimerait bien disposer d’un détecteur de talents féminins.
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Nicola Thibaudeau, CEO de MPS: «Il est primordial d’encourager les talents et l’excellence de nos 
collaborateurs, hommes et femmes. Cette politique permet de nous attacher un personnel doté d’une 
solide formation, ayant l’esprit ouvert et un grand potentiel.» 
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fiance à leurs collaboratrices. «Laissez 
les femmes s’occuper également des 
grosses machines!» Faute de quoi les 
femmes restent cantonnées aux domai- 
nes de la mécanique de précision et à 
ses opérations d’assemblage. Or la res-
ponsabilité de conduite commence là 
où se trouvent les grosses machines, 
c’est-à-dire dans la halle de fabrication.

MPS œuvre à ce que les femmes 
puissent concilier aisément leurs enga-
gements familiaux et leur profession. 
Lorsqu’une femme souhaite travailler à 
temps partiel, elle peut le faire, quel 
que soit son échelon. Anita Moosmann, 
la directrice financière, a trois enfants 
et travaille à 60 pour cent. Bien enten du, 
elle connaît aussi des périodes de tra-
vail à 100 pour cent, lorsque la prépara-
tion d’une séance importante l’exige. 
Et Véronique Athané a convenu avec 
son époux de travailler à 100 pour cent 
et lui à 80 pour cent pour s’occuper de 
leur enfant. «Si une collaboratrice sou-
haite travailler à temps partiel et que 
son chef s’y oppose, nous en parlons 
avec lui. Ça doit être possible», estime 
Marilena Di Renzo.

Quoi qu’il en soit, une mère de famil le 
ou un père de famille ne sera jamais as-
treint au travail par équipes. Il y a forcé-
ment une autre solution. Les femmes 
ont droit à un congé maternité payé de 

18 semaines, ce qui est supérieur aux 
obligations légales. Au-delà, elles ont 
la possibilité de demander un congé 
non payé. Bien entendu, chez MPS, cet-
te possibilité est aussi offerte aux pères.

Un détecteur pour les compé-

tences de conduite des femmes

MPS produit des pièces mécaniques de 
précision novatrices. La directrice des 
ressources humaines aimerait disposer 
d’une sorte de détecteur des compé-

tences de conduite féminines. On sau-
rait ainsi dès le départ quelle femme 
est intéressée et si elle capable d’aller 
plus loin. C’est utile pour les collabora-
trices de caractère plutôt modeste, qui 
hésitent à se placer sous la lumière des 
projecteurs.

Et de réfléchir à la création d’un ré-
seau de femmes MPS pour favoriser les 
échanges entre elles. «Car, justement, 
la seule femme cadre de MPS basée 
dans le petit village jurassien de Bonfol 
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Marilena di Renzo, directrice RH: «Si une collaboratrice souhaite travailler à temps partiel et que son 
chef s’y oppose, nous en parlons avec lui. Ça doit être possible.»

Quelle mesure préconisez-vous ?

Dans un monde très masculin comme celui de la méca-
nique, les femmes de talent qui souhaitent faire carrière 
doivent bénéficier d’un soutien ciblé. Concrètement, on 
aide la collaboratrice intéressée à planifier de manière so-
lide sa formation et sa carrière. Le ou la supérieur(e) hié-
rarchique s’y emploie dans le cadre de l’entretien indivi-
duel. Des objectifs clairs sont aussi convenus qui, s’ils sont 
atteints, prévoient de l’avancement.

Quel avantage en tire l’entreprise ?

Une plus grande richesse d’approche par un juste équi-
libre entre les deux sexes. Dans une branche où les hommes 

constituent l’écrasante majorité, cet élément est encore 
plus important que dans d’autres.

Quels points sont à surveiller ?

Lorsqu’une femme qui travaille depuis longtemps dans 
l’entreprise est promue, cela peut poser des problèmes 
d’acceptation. Il lui faut peut-être prouver pendant un 
certain temps qu’elle est compétente.

Que trouvez-vous particulièrement intéressant ?

La direction doit très clairement défendre l’objectif d’une 
plus grande représentation des femmes et communiquer 
activement cette approche à l’interne. �

Zoom avant sur

Soutien au développement de carrière
L’entreprise MPS emploie 200 collaborateurs, dont 42 pour cent sont des femmes. Le pourcentage 

des femmes est de 17 pour cent dans le conseil d’administration, de 75 pour cent dans la 

direction et 20 pour cent dans les fonctions de cadres.

�



donner aux collaborateurs une certaine 
souplesse est un atout pour la culture 
d’entreprise.» La productivité élevée et 
le faible taux de fluctuation du person-
nel l’attestent: cette approche paie. �

l’être humain derrière le collaborateur. 
Pour les collaborateurs, sentir que la 
direction est consciente du capital hu-
main qu’elle dirige et qu’elle juge im-
portantes de bonnes conditions de tra-
vail, la conciliation de la vie privée et 
de la vie professionnelle et le fait de 

y est quelque peu isolée», commente 
la directrice des ressources humaines. 
Au sein de cette filiale, la nomination 
d’une femme cheffe d’atelier n’a pas 
précisément été bien accueillie au dé-
but. Puis cette femme est parvenue peu 
à peu à gagner le respect de tous.

«Actuellement, nous travaillons à une 
charte d’entreprise. L’un ou l’autre pa-
ragraphe pourrait consacrer noir sur 
blanc l’objectif de promotion de la di-
versité», suggère Marilena Di Renzo. «Et 
l’on garantirait, indépendamment par 
ailleurs de la personnalité de la CEO Thi-
baudeau, que l’entreprise MPS s’enga ge 
durablement comme un employeur pro - 
gressiste.»

Tous les quatre ans, MPS forme un 
apprenti. A compétences égales, Mari-
lena Di Renzo donne la préférence à 
une femme, pour faire avancer la cause 
de la diversité au stade déjà de la for-
mation. «Il s’agit d’avoir une vision élar-
gie des choses», explique Marilena Di 
Ren zo. «Le style de direction de Madame 
Thibaudeau est très réfléchi et axé sur 
le profit. Toutefois, elle n’oublie jamais 
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Nouveau cours pour dirigeants 
et formateurs

• Contremaître d’industrie 
• Dirigeant de maintenance 
• Dirigeant en facility management 
• Coach d’apprenants 
• Formateur en entreprise d’apprenants 
• Formateur d’adultes

Formations modularisées certifiées
pour cadres 

• Chef d’équipe 
• Chef de projets 
• Responsable de secteur

Modules de 2 à 3 jours concernés:

• Conduite du personnel 
• Communication, gestion des conflits 

et conduite d’entretien 
• Méthode personnelle de travail 
• Gestion de projets 
• Conduite d’équipe de projets 
• Penser et agir économiquement
• Gestion économique et financière
• Optimisation des processus et

résolution de problèmes
• Formation à la place de travail

et sécurité 
• Présenter et convaincre 

Modules fréquentables indépendamment

Formation en entreprise
Sur demande, nos spécialistes sont à
même de vous proposer une formation
répondant aux exigences qui vous sont
propres. 
Ils se feront un plaisir de concevoir un
cours «sur mesure» à votre intention.

Informations détaillées sous
www.swissmem.ch
ou par notre secrétariat

Swissmem Ecole de cadres
Av. de la Rochelle 5
1008 Prilly
Téléphone +41 (0)21 654 01 50
E-mail ecole.cadres@swissmem.ch

L’institut de management de l'industrie suisse des machines, 
des équipements électriques et des métaux

Compétences de conduite – facteur de succès!
Swissmem Ecole de cadres – le garant de vos progressions

Ecole de cadres

�

Suggestion
Cet article est repris de la publication «Les femmes 
dans des fonctions dirigeantes: les clés de la réussi- 
te», édité par le Secrétariat d’Etat à l’économie avec 
le soutien de l’Union patronale suisse et de l’Union 
suisse des arts et des métiers USAM.

Les expériences faites en Suisse par neuf autres en-
treprises grandes et moyennes montrent bien que 
cela est possible. «C’est non seulement possible, mais 
dans l’intérêt même des entreprises», souligne en 

préambule Doris Leuthard, présidente de la Confédération en 2010 et alors en 
charge du Département de l'économie publique. 

La publication, qui est également disponible en allemand, peut être comman-
dée gratuitement ou sa version électronique peut être téléchargée sous: www.
seco.admin.ch � Thèmes � Travail � Dossier Concilier travail et famille � 
Les femmes dans des fonctions dirigeantes: les clés de la réussite �
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En hiver, la Suisse importe déjà plus de 
15 pour cent de son électricité. Selon 
Gerold Bührer, président d’economie-
suisse, si la Suisse renonçait au nucléaire, 
elle afficherait un taux d’auto-approvi-
sionnement inférieur à 40 pour cent en 
hiver. Du fait que de graves problèmes 
d’approvisionnement apparaissent en 
Europe, notre pays doit au contraire con - 
server une large autonomie en matière 
d’approvisionnement électrique. Aussi 
est-il essentiel de maintenir des capa-
cités de production suffisantes en Suisse 
et de renforcer tant les énergies renou-
velables que l’efficacité énergétique. 
D’après Gerold Bührer, il ne faut pas re-
noncer à l’option du nucléaire tant qu’il 
n’existe pas de stratégie énergétique 
globale convaincante.

Les hausses de prix 

menacent des emplois

Des prix de l’électricité concurrentiels 
sont un autre pilier du succès helvéti-
que. Une augmentation des prix de 
l’électricité de 30 pour cent (3 centimes 
par kilowattheure environ) entraînerait 
des coûts supplémentaires pour l’in-
dustrie de plus d’un demi-milliard de 
francs par an. Pour l’ensemble de l’éco-
nomie, la hausse avoisinerait le mil-
liard de francs. Cela se traduirait par 
des suppressions d’emplois et des délo-
calisations d’entreprises à forte intensité 
énergétique. L’exemple de ces entre-
prises montre les conséquences con-
crètes possibles: toute hausse de prix 
de 1 centime induit une hausse des coûts 
de 36 millions de francs. Comme l’a ex-
pliqué Frank Ruepp, président de l’IGEB, 
cela correspondent aux coûts de plus 
de 400 emplois. Bruno Zuppiger, prési-

dent de l’Usam, a souligné que l’amé-
lioration de l’efficacité énergétique est 
un thème central pour les PME. Selon 
lui, la question de la production d’élec-
tricité est intimement liée aux politi-
ques énergéti que et environnementale. 
Il est dès lors indispensable pour l’éco-
nomie que ce thème soit débattu dans 
sa globalité.

Dans le domaine de l’efficacité éner-
gétique et de la protection du climat, 
l’économie suisse a déjà réalisé de bon - 
nes performances, en collaboration avec 
l’Agence de l’énergie pour l’économie. 
Ainsi que l’a expliqué Hans Hess, prési-
dent de Swissmem, les entreprises de 
l’industrie des machines, des équipe-
ments électriques et des métaux ont, 
depuis 1990, réduit leurs émissions de 
CO

2
 de plus de 50 pour cent et amé-

lioré leur efficacité énergétique de 40 
pour cent, et ce malgré une progres-
sion considérable de la production.

Une chance  

pour l’économie suisse

Une amélioration supplémentaire de 
l’efficacité permettra de réduire la con-
sommation d’énergie et donc les coûts, 
mais génèrera surtout des commandes 
supplémentaires pour les entreprises 
suisses. D’après Bruno Zuppiger, ces 
défis constituent une chance unique 
que l’économie suisse ne doit pas lais-
ser passer. Dans cette optique, il préco-
nise des incitations conformes aux prin - 
cipes d’économie de marché et des 
procédures d’autorisation libérales – en 
particulier pour les projets relatifs aux 
énergies renouvelables.

Compte tenu du débat en cours et 
des jalons à poser en matière de po-

litique énergétique, il convient de re-
lever les points essentiels pour l’écono-
mie:

��  Afin de pouvoir garantir un approvi-
sionnement énergétique optimal à 
long terme, il faut concevoir une stra-
tégie énergétique globale.
��  L’option de l’énergie nucléaire doit 
être maintenue, surtout dans la pers-
pective des développements techno-
logiques à venir, qui sont encouragés 
activement dans différents pays. Pour 
des raisons politiques, l’éco nomie re-
jette une mise hors service anticipée 
des centrales nucléaires exis tantes.
��  L’économie soutient le gel des deman-
des d’autorisation en vue du rempla-
cement des capacités de production 
des centrales nucléaires. Il convien-
dra de réévaluer la situation en temps 
voulu. La Suisse ne doit pas décider la 
sortie du nucléaire avant de disposer 
de solutions alternatives sûres, concur- 
rentielles, à même de garantir notre 
autonomie et respectueuse de l’envi-
ronnement.
��  Afin de garantir l’approvisionnement 
électrique, il importe d’intensifier tou- 
 tes les mesures visant à accroître  
l’efficacité énergétique, à réduire la  
con sommation et à développer les 
éner gies renouvelables. Il s’agit d’ap-
pliquer des solutions relevant de l’éco- 
nomie de marché.
��  Afin d’éviter une pénurie d’électricité, 
il faut permettre la construction de 
centrales à gaz en guise de solution 
transitoire. Cela implique une adapta-
tion de la loi sur le CO

2
 pour autoriser 

la compensation des émissions aussi 
à l’étranger. � (economiesuisse)

Conditions-cadre

L’économie demande  
une stratégie énergétique globale
Economiesuisse, l’Union suisse des arts et métiers, Swissmem, SGCI Chemie Pharma Schweiz 

et le Groupement d’intérêt des industries à consommation intensive d’énergie ont présenté leurs 

attentes à l’égard de la politique énergétique suisse. Ils ont mis en garde contre des décisions  

de politique énergétique hâtives, qui menaceraient un approvisionnement électrique fiable, con- 

currentiel, autonome et respectueux de l’environnement. 
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«Nos rentes sont-elles sûres?» C’est sous 
ce titre qu’était placé le Forum europé -
en de Lucerne consacré à la démogra-
phie et à la prévoyance vieillesse. Une 
question qui se justifie amplement à la 
lumière des chiffres et des informations 
communiqués lors de la manifestation: 
aujourd’hui déjà, le nombre de person-
nes entrant dans la vie active est moins 
élevé que celui des néoretraités, en Suis- 
se également. La part des plus de 65 ans 
progresse à toute vitesse. D’ici à 2030, 
elle devrait représenter un quart envi-
ron de la population suisse. Dans le mê- 
me temps, le taux d’occupation devrait 
diminuer. Les jeunes commencent à tra- 
vailler de plus en plus tard, tandis que 
la proportion des travaill eurs âgés (grou- 
pe d’âge des 50 à 65 ans) augmente. 

Le vieillissement démographique et 
l’évolution du taux d’activité ont de 
lourdes conséquences non seulement 
sur le financement de la prévoyance 
vieillesse, mais aussi sur le marché du 
travail. Celui-ci a tendance à «perdre» 
du personnel et rencontre – malgré un 
chômage persistant et une immigration 
en hausse – d’importants problèmes de 
recrutement dans de nombreux sec-
teurs. D’où également une incidence 
sur la politique migratoire et la politi- 
que de formation.

«Les rentes sûres n’existent pas»

Que faut-il faire? Relever l’âge de la re-
traite? Réduire les prestations? Réamé-
nager les systèmes de rentes? Quand 
et comment? Qui en ferait les frais? Au-
tant de questions qui ont été abordées 
dans le cadre du Forum par des experts 
de haut vol, parmi lesquels Bert Rürup, 
ancien président du «Conseil des sages 

économiques» en Allemagne. Face aux 
risques économiques et conjoncturels, 
«les rentes sûres n’existent pas», a sou-
ligné ce professeur de politique écono-
mique et financière. Tout au plus peut-
on chercher à les rendre plus sûres – 
une tâche à laquelle la Suisse peut s’at- 
teler sereinement vu son système de 
prévoyance (AVS et 2e pilier). Pour as-
surer la pérennité des rentes, il faut une 
économie prospère et en bonne santé.

Hans Groth du World Demographic 
& Ageing Forum WDA de St-Gall a quant 
à lui insisté sur le rôle clé de l’évolution 
démographique, tout en soulevant la 
question d’un nouveau contrat de gé-
nération: «A côté de la gestion des res-
sources naturelles, l’évolution démogra-
phique constituera au cours des 20 à 
30 années à venir le défi de loin le plus 
important pour la Suisse, l’Europe et la 

planète entière», a expliqué Hans Groth. 
Les coûts sociaux augmenteront mas-
sivement: il faut donc soumettre les 
systèmes de santé et des rentes à des 
tests de résistance. «Nous devons adap-
ter les promesses futures aux réalités 
sociales et économiques également. Les 
thèmes tels que les modèles de travail 
souples et plus longs, la migration de 
la main-d’œuvre qualifiée, le contrat de 
génération et l’amélioration de la pro-
ductivité grâce à une formation et à un 
perfectionnement systématiques doi-
vent être discutés sans préjugés et à 
large échelle.»

Yves Rossier, directeur de l’Office fé-
déral des assurances sociales (OFAS), a 
commenté les dernières prévisions du 
Conseil fédéral pour l’AVS, dont la santé 
financière serait meilleure que prévu. Il 
ne faut pas baisser la garde, a-t-il averti, 

Démographie, rentes et marché du travail

Test de résistance 
pour l’économie et la société
Le nombre de bénéficiaires de rentes augmente rapidement dans le sillage du vieillissement de  

la population. Il faut donc engager des réformes sans délai afin de garantir le financement des sys- 

tèmes de prévoyance et de rentes. Sans l’immigration, l’AVS serait depuis longtemps dans les 

chiffres rouges. Voici deux constats, parmi plusieurs autres, qui ont émergé à l’occasion du Forum 

international Europa qui s’est tenu en mai à Lucerne. Par René Pfister
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L’immigration est bénéfique pour l’AVS 

Source: OFS
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car il s’agit juste d’un répit: «Nous de-
vons être prêts à répondre aux dépenses 
croissantes de l’AVS à partir de 2020 et 
à parer au déficit qui suivra les années 
suivantes», a prévenu Yves Rossier en 
se fondant sur les nouvelles projections 
de la Confédération.

Le directeur de l’OFAS a par ailleurs 
souligné l’impact positif de l’immigra-
tion: «La main-d’œuvre en provenance 
de l’étranger contribue dans une me-
sure déterminante à garantir la prospé-
rité en Suisse et à préserver l’équilibre 
financier de nos assurances sociales.» 
Sans les immigrés, l’AVS serait dans les 
chiffres rouges depuis le début des an-
nées 1990 (voir graphique). Selon Yves 
Rossier, une adaptation automatique 
des rentes à l’état du compte capital de 
l’AVS ou une prise en compte des an-
nées de cotisations, bonus éducatifs 
compris, sont deux voies à explorer en 
vue d’instaurer une compensation so-
ciale dans le système des rentes.

Pistes possibles

Pour Georg Fischer, directeur de la pro-
tection sociale et de l’inclusion sociale 
à la Commission européenne, les ré-
centes crises ont exacerbé les effets du 
vieillissement démographique. La né-
cessité d’adapter les régimes de retraite 
et de rentes s’est encore renforcée sous 
l’effet des pertes de croissance, du recul 
des marchés financiers et de l’alour-
dissement des déficits publics. «Selon 
l’OCDE, la plupart des réformes des 
rentes en Europe aboutiront, malgré 
un relèvement de l’âge de la retraite, à 
des rentes moins élevées», a-t-il indi-
qué. D’où les trois messages suivants 
de l’UE: «Nous devons travailler davan-
tage et plus longtemps. L’âge de la re-
traite doit être adapté à la réalité dé-
mographique. Son évolution devrait 
être liée à l’allongement de l’espérance 
de vie.» L’UE invite ses citoyens à se sou-
cier davantage de leur prévoyance pri-
vée, a martelé Georg Fischer, qui a in-
sisté sur le fait que la confiance dans 
les systèmes nationaux passait par la 
mise en place avec les partenaires so-
ciaux de solutions viables et transpa-
rentes.

De son côté, Christoph Ryter, direc-
teur de la Caisse de Pensions Migros 
(CPM), a démontré que de telles solu-

tions étaient possibles, pour autant qu’-
on agisse à temps et sérieusement. Il a 
expliqué comment, afin de préserver 
son équilibre financier à long terme, la 
CPM a révisé son règlement de prévoy-
ance, qui prévoit dès 2012 une adapta-
tion modérée des prestations combi-
née à une souplesse accrue pour les 
bénéficiaires de rentes, mais sans aug-
mentation des cotisations. «La CPM a 
réussi à conserver un niveau de pres-
tations comparativement élevé», s’est 
réjoui Christoph Ryter, pour lequel le 
succès de telles réformes dépend en 
première ligne du bon timing et du ca-
ractère évolutif – plutôt que révolution-
naire – des adaptations.

Débat final

Au cours du débat final, il a aussi été 
question de l’opportunité de relever 
l’âge de la retraite et de la nécessité 
d’introduire des modèles de travail et 
de retraite plus souples. Selon Martin 
Flügel, président de Travail.Suisse, il y a 
un décalage avec la réalité, en ce sens 
que, aujourd’hui déjà, un tiers des tra-
vailleurs quitte le monde du travail à 
63 ans, alors que les personnes de plus 
de 55 ans ne sont plus les bienvenues 
dans l’économie.

Pour Thomas Daum, directeur de 
l’Union patronale suisse, vouloir à tout 
prix maintenir l’âge de la retraite à 65 
ans est une erreur. La réalité appelle 
plutôt un relèvement de l’âge de réfé-
rence. L’AVS va au-devant de graves 
problèmes financiers, cela ne fait aucun 
doute, d’autant que les prévisions et 
les hypothèses (relatives à l’immigra-

tion en particulier) sont incertaines. Il 
faut profiter de la bonne situation ac-
tuelle pour entreprendre rapidement les 
réformes nécessaires, a averti M. Daum, 
avant de rappeler l’échec de la derniè re 
révision de l’AVS et le fait que de telles 
révisions s’étendent en général sur au 
moins dix ans.

Sandro Meyer, responsable Corporate 
Life & Pensions chez Zurich Vie Suisse, 
s’est posé en fervent défenseur d’un 
âge de la retraite flexible. «Quiconque 
le souhaite doit pouvoir travailler jus- 
qu’à 70, voire 75 ans», a-t-il expliqué 
sans ambages. Plutôt que de se cristal-
liser sur des chiffres et des âges limites, 
mieux vaut proposer aux personnes 
d’un certain âge des emplois attray- 
ants et revaloriser leur travail.

Intervention du conseiller 

fédéral Schneider-Ammann

La Suisse doit réformer sa prévoyance 
vieillesse: tel a été l’appel lancé par le 
conseiller fédéral Johann N. Schneider-
Amman qui a souligné la nécessité d’as- 
surer le financement de l’AVS à long 
terme. Il s’agit d’aborder la flexibilisa-
tion de l’âge de la retraite ainsi que la 
question de l’égalité entre femmes et 
hommes face à la retraite, points sur 
lesquels les discussions politiques sont 
bloquées depuis dix ans. Si la Suisse ar-
rive à disposer assez rapidement d’une 
économie, d’un marché du travail, d’un 
système de santé et d’une prévoyance 
vieillesse sains, alors le pays pourra 
sans problème faire bonne figure en 
comparaison internationale en 2030 
également. �
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«Vouloir à tout prix maintenir l’âge de la retraite à 65 ans est une erreur», explique Thomas Daum, 
directeur de l’UPS,  lors du débat public à l’occasion du 20e Forum européen de Lucerne. 



La Conférence traitera les questions 
suivantes :

Sécurité sociale

La procédure de suivi annuel de la Dé-
claration «2008» de l’OIT sur la justice 
sociale et la mondialisation sera con-
sacrée cette année à l’objectif stratégi-
que de la protection sociale. Elle met-
tra plus spécifiquement l’accent sur la 
sécurité sociale. Elle tiendra compte en 
particulier de l’Initiative des Nations 
Unies sur le Socle de protection sociale. 
Cette commission sera présidée par le 
délégué employeur suisse, M. Michel 
Barde. 

Inspection du travail

Une discussion générale sera consacrée 
au thème de l’administration et de l’ins-
pection du travail. Il s’agira d’identifier 
les nouvelles tendances et nouveaux dé-
fis en la matière, de mieux compren dre 
le rôle des organisations d’employeurs 
et de travailleurs dans ce cadre et de 
fixer des priorités pour renforcer les in s-
titutions d’administration et d’inspec-

tion du travail. (La Suisse a ratifié la Con- 
vention no. 81 de l’OIT sur l’inspection 
du travail).

Travailleurs domestiques

Cette question sera reprise en deux ième 
lecture en vue de l’adoption d’une con-
vention complétée par une recomman-
dation. Le projet de convention discu té 
en 2010 a été remanié et il s’agira de le 
rendre acceptable pour une majorité 
d’États. Cette question n’est pas d’un 
intérêt fondamental pour la Suisse, mais 
elle est très importante au plan inter-
national, car il y a près de 100 millions 
de travailleurs domestiques dans le 
monde.

Commission des normes

L’étude d’ensemble présentée à la Com- 
mission de l’application des normes 
portera sur les conventions et recom-
mandations de l’OIT concernant la sé-
curité sociale (conventions no. 102 et 
168 ratifiées par la Suisse). Il sera tenu 
compte de cette étude dans les débats 
de la commission déjà mentionnée trai - 

tant la question de la sécurité sociale. 
La Commission des normes examinera 
de plus comme chaque année 25 cas 
de pays pour évaluer leur application 
des conventions de l’OIT qu’ils ont rati-
fiées.

Budget

La Conférence,en particulier les États, 
sera amenée à examiner et adopter 
les propositions de programmes et de 
bu dget de l’OIT pour la période 2012–
2013. �

Organisation internationale du Travail

Conférence internationale du Travail 
2011 : accent sur la sécurité sociale 
La Conférence internationale du Travail 2011 aura lieu du 1er au 17 juin 2011 au Palais des 

Nations à Genève. Cette 100ème session de la Conférence sera en particulier le cadre d’ importantes 

discussions sur la protection sociale et sur l’inspection du travail. Par Alexandre Plassard
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La Conférence internationale du Travail tient sa 100ème session cette année.

Composition de la délé ga-
tion patronale à la CIT 2011
La délégation des employeurs suis-
ses sera composée des per sonnes 
suivantes:

Délégué patronal:

Michel Barde
 membre du Comité de l’Union  
patronale suisse, Fédération des 
entreprises romandes Genève

Délégué suppléant:

Alexandre Plassard
 membre de la direction, Union  
patronale suisse, Zurich

Conseillers techniques:

Blaise Matthey
directeur général, Fédération  
des entreprises romande Genève

Géza Teleki
Conseiller, Association  
patronale de Bâle 
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A près des années de stagnation, la 
Suisse vit une période euphori-
que qui inquiète non seulement 
les gardiens du paysage mais  

également ceux qui redoutent un basculement 
d’autant plus violent des cycles conjonctu- 
rels. Quel autre pays se soucierait ainsi de sa 
prospérité ?

Le malaise est pourtant là et le résultat de cer-
taines votations cantonales du 15 mai dernier 
en atteste. Augmentation des prestations so- 
ciales ici pour atténuer les écarts de revenus,  
introduction, ailleurs, de dispositions visant à 
restreindre le trafic automobile au profit de  
la «mobilité douce» et réflexions engagées au 
sujet de la libre circulation des personnes  
sont à l’agenda.

Tout cela mériterait analyse pour autant que 
celle-ci soit sereinement conduite. Mais 
l’éparpillement et la fragmentation de la classe 
politique au profit de partis porteurs d’une 
seule vision rendent l’opération d'autant plus 
difficile qu’ils ne se soucient guère de nos  
relations avec l’Union européenne et des con-
séquences de leurs propositions.

Après le haro contre l'automobile, les Verts 
s’apprêtent à lancer une initiative visant à geler 
pendant 20 ans les zones à bâtir. S’agissant 
du nucléaire, suite à la tragédie de Fukushima, 
ils n’auront peut-être même pas besoin de 
faire démarrer leur initiative visant à se passer 
de cette énergie d’ici 2024, puisque l’un des 
scénarios du Conseil fédéral va dans le même 
sens. Leur président, Ueli Leuenberger, ex-

pliquait pourtant à la télévision, que son parti 
était favorable à la croissance et à l'augmen ta-
tion des prestations sociales. L’équation paraît 
impossible et c ’est bien elle qui va alimenter 
les débats.

Car il faudra bien dire, à un moment donné, ce 
qu’entraînerait un frein brutal à la croissance 
en terme de pouvoir d'achat et de chômage, 
dans une société de surcroît vieillissante dont 
les prestations sociales sont tributaires de la san-
té de l’économie. Réguler la croissance est  
une chose, revoir le Traité de Schengen à l’image 
du Danemark en est une aussi, mais vouloir  
un brusque coup d’arrêt en est une autre, que 
nous pourrions rapidement regretter.

C’est Albert Camus qui, s’adressant  
à un confrère, disait déjà: 
 … «Vous avez donné, et c’est là votre origina-
lité, un contenu à cette notion de libéralisme 
qui agonisait à la fois sous les calomnies de ses 
adversaires et les lâchetés de ses partisans. Vous 
avez su dire que la liberté n’était pas la liberté 
de prospérer et d’affamer, mais la prise en 
charge du devoir civique. Vous avez refusé de 
choisir aucun des conformismes du jour et 
vous avez su tracer les limites en dehors des-
quelles les notions, dont nous vivons, per- 
dent leur sens. On vous a entendu inlassable-
ment répéter que la liberté n ’était rien sans  
l’autorité, mais que l’autorité sans la liberté 
n’était qu’un rêve de tyran, que les privilèges 
d’argent étaient inacceptables, mais qu’il n’y 
avait pas de société sans hiérarchie et que le 
nivellement était le contraire de la vraie jus-
tice, que le pouvoir n ’était légitimé que par 
l’as sentiment populaire, mais que le suffrage 
populaire direct était un ferment d ’anarchie ou  
de tyrannie, que les nationalismes étaient la 
plaie du temps, mais que la société interna-
tionale ne pouvait se passer des nations, celles-
ci, pour se dépasser, ayant besoin d’abord 
d’exister.»

Albert Camus n’a connu ni l’Union européenne 
ni la Suisse d ’aujourd’hui. Mais sa pensée de-
meure d ’une remarquable actualité. �

Michel Barde

Retrouver Albert Camus

Michel Barde est délégué patronal suisse à l’OIT.
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La place financière suisse: 
plus de 100 banques sont déjà 
membres de l’AP Banques.

Association patronale des banques en Suisse (AP Banques)

La politique patronale est 
un facteur de développement 
L’Association patronale des banques en Suisse (AP Banques) existe depuis un an et demi. 

Avec plus de 100 membres déjà, le besoin d’une association pour la place financière 

suisse représentant les intérêts des banques dans les questions patronales se justifie. AP 

Banques remplace depuis le début de 2010 l’ancienne VZK / AGO qui, de 1920 à 2009, 

défendait les intérêts des institutions bancaires helvétiques. Par Markus Geiger

Il y a une centaine d’années, le secteur bancaire 
ne se préoccupait guère de partenariats sociaux 
ou de conventions collectives de travail. Ce n’est 
guère surprenant si l’on songe que les banques ne 
sont pas au centre des revendications syndicales 
ni le théâtre de luttes ouvrières. En 1919, pourtant, 
une grève du personnel bancaire fut à l’origine de 
la création d’un contrat collectif du travail, lequel 
permet à ce secteur d’entretenir, depuis plus de 
90 ans maintenant, un climat de dialogue et de 
respect mutuel entre employeurs et syndicats. 

De 1920 à 2009, les intérêts patronaux des ban-
ques étaient représentés par une organisation pa-
tronale des banques en Suisse, en fait un groupe-
ment des associations bancaires de la place sous 
la direction de l’Association des instituts de crédits 
de Zurich (VZK). Dans la perspective d’un plus large 
soutien possible, l’Association suisse des banquiers, 
en collaboration avec la VZK, a décidé à la mi-2009 
de modifier la représentation patronale des ban- 
ques. Depuis début 2010, l’ensemble des thèmes 
traités par les employeurs de ce secteur relève de 

l’AP Banques, l’Association patronale des banques 
en Suisse, avec siège à Bâle. M. Josef Meier (Credit 
Suisse) en est le président et le juriste Balz Stückel-
berger le directeur. 

Pas de bouleversement,  

mais de nombreuses nouveautés

«Des conditions de travail de premier ordre pour 
des employeurs compétitifs et des emplois attra y-
ants». La nouvelle association démarre avec ce 
slogan. Pour Balz Stückelberger: «Nous voulons 
exprimer par là que les questions intéressant le  
pa tronat sont un élément important de l’essor de 
la place financière». Les domaines d’intérêt sont 
ceux d’une association économique classique: dé-
fense des intérêts sur divers plans, surveillance de 
la législation, pratique administrative, jurispruden- 
ce et participation aux consultations, entre autres. 
Sur le plan politique, l’AP Banques peut tirer parti 
de l’Association des banquiers et recourir à son so-
lide lobby. Elle est, quant à elle, principalement 
active sur des plans techniques. 
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L’information, le conseil et la formation 
en matière de droit du travail forment 
l’essentiel des prestations destinées aux 
membres; des ren seignements juridi-
ques par téléphone sont également 
proposés avec le concours du Centre 
Patronal. Le partenariat social absorbe 
la moitié environ des tâches de l’AP 
Banques. Il s’agit surtout du dialogue 
avec l’Association suisse des employés 
de banque (ASEB) et la Société suisse 
des employés de commerce (SEC Suis -
se). Les relations portent sur la Conven-
tion collective de travail et la Conven-
tion relative aux conditions de travail 
du personnel bancaire (CPB). Les négo-
ciations salariales en sont exclues, car 
elles sont pratiquées à l’échelon de cha - 
que entreprise. L’association intervient 
uniquement en cas d’échec à l’interne, 
dans un processus dit d’escalade. Les 
relations avec l’étranger sont im por tan- 
 tes. L’AP Banques, en tant que membre 
du Banking Comitee for European So-
cial Affairs, entretient d’intenses con tac ts 
avec l’Association faîtière européenne 
des banques (European Banking Fede-
ration). 

Un précieux pool de savoir-faire 

Pour le comité de onze personnes, il 
s’est d’abord agi de créer une base so-
lide: l’acquisition de membres. Avec 
104 banques affiliées, c’est déjà la réus-
site. Celles-ci emploient 78 200 person-
nes, soit quelque 70 pour cent de la to-
talité des collaborateurs de la place ban- 
 caire helvétique; 68 000, soit 61 pour 
cent, sont soumis à la CPB. Ce fait légi-
time l’association à parler au nom des 
banques. La phase de mise en place est 
maintenant franchie et Balz Stückel-
berger conduit l’AP Banques vers une 
union du personnel. Les structures lé-
gères font leurs preuves dans les affaires 
quotidiennes. Deux facteurs y contri-
buent. Le premier est lié à la proximité 
avec l’Association des banquiers et au re-
cours aux synergies. C’est surtout vrai 
pour lobbying sur la scène politique 
nationale. La formation initiale et con-
tinue relève de l’Association des ban-
quiers, avec la collaboration partielle 
de l’AP Banques. Par exemple, le projet 
«apprendre tout au long de la vie» per-
met, grâce à des sondages généralisés, 
de réunir des ren seignements sur les 

besoins de formation, les habitudes et 
déficits d’apprentissage des employés 
de banque. Pour le second facteur, le 
chef du secrétariat fait référence à l’im-
portance du travail de milice: «Les gran- 
des banques disposent de spécialistes 
pour chaque thème, du personnel issu 
de la pratique qui offre des prestations 
gratuites à l’AP Banques, selon les be-
soins. Un précieux pool d’expertise est 
ainsi à disposition de l’association.»

Travailler à l’interne

Jusqu’ici, l’AP Banques ne s’est guère 
fait con naître du grand public. C’est 
qu’elle s’est surtout concentrée sur ses 
tâches internes. Balz Stückelberger: 
«Dans la phase de consolidation, il im-
porte en premier lieu de conquérir de 
nouveaux membres et d’être reconnu 
par ses interlocuteurs. Dans une étape 
ultérieure, on envisagera un élargisse-
ment des tâches, par exemple dans le 
domaine des ressources humaines». Un 
bilan intermédiaire montre que, depuis 
sa cré ation, l’AP Banques a mis en route 
des projets importants. L’association a 
pris le leadership du projet sur le temps 
de travail, une forme allégée de la sai-
sie du temps de travail telle que pres-
crite par la loi, prenant en compte les 
aspects modernes de la vie et du tra-
vail. Le but est d’adapter aux réalités ac-
tuelles l’élément atypique et désuet de 
cette saisie dans une loi sur le travail, 
par ail leurs libérale. Huit banques par-
ticipent à l’expérience, qui dure main-
tenant depuis deux ans et qui se termi-
nera à fin 2011 avec un rapport final du 
Seco. A côté des banques et du Seco, 
les inspections du travail et les syndicats 

sont également impliqués dans ce pro-
jet. «Il ne s’agit pour nous d’obtenir une 
réglementation particulière pour les 
banques», sou ligne Balz Stückelberger. 
«Nous vou lons rassembler des expé-
riences qui seront utiles à d’autres sec-
teurs également». 

Souci de la flexibilité  

du droit du travail

L’Association patronale des banques 
en Suisse juge généralement bonnes 
les conditions-cadres de la place finan-
cière en matière de droit du travail et 
de droit social. Le recours restrictif de 
la Confédération aux autorisations de 
contingents destinés aux ressortissants 
de pays tiers est jugé insatisfaisant, mais 
pas dramatique. Des réclamations for-
mulées conjointement avec la branche 
des TIC, déterminante dans ce secteur, 
ont bien abouti à un certain assouplis-
sement. L’AP Banques constate néan-
moins qu’il reste difficile de couvrir les 
besoins urgents en spécialistes. 

Il faut surtout veiller au maintien d’un 
droit du travail libéral et de la flexibilité 
du marché du travail. En aucun cas, le 
coût du travail ne devrait être alourdi 
par l’exigence de 6 semaines de vacan-
ces ou par une protection accrue con-
tre les licenciements. Pour Balz Stückel-
berger, «nous ne devons pas mettre en 
jeu à la légère un système qui fonc-
tionne bien, mais nous en tenir à une 
stratégie de défense. Si l’on réussit à 
préserver les conditions-cadres, l’objec-
tif est déjà largement atteint». � 
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Membres : 104
Collaborateurs : 78 200
Président : Josef Meier (Credit Suisse)
Direction : Balz Stückelberger

Contact : 
AP Banques, Dufourstrasse 49, 
Case postale 4182, 4002 Bâle
Tél. +41 (0)61 295 92 95
info@agv-banken.ch, www.agv-banken.ch
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Balz Stückelberger, directeur de l’AP Banques



Leonard Müller se sent bien dans cette 
ville. Pochette rouge sur veston noir, 
lunettes design ornant un visage d’épi-
curien, «Berlin nous a tout donné», 
lance-t-il avec son fort accent du sud 
de l’Allemagne. «Sans elle, nous ne se-
rions pas en train de nous entretenir 
d’Askania». C’est que Müller est par-
venu à faire revivre cette légendaire 
marque berlinoise, en devenant chef 
d’entreprise. Plus de 3000 montres par 
an, vendues entre 1000 et 3000 euros 
pièce, sortent de son atelier berlinois 
pour les quatre coins du monde. On 
trouve aujourd’hui des garde-temps 
Askania sur tous les comptoirs impor-
tants: Singapour, Hongkong, Mexico-
City, etc.

Après un vide de 60 ans, voici que 
Berlin renoue avec sa production hor-
logère. Elle le doit à la volonté d’un en-
trepreneur de 65 ans arrivé de Pforz-
heim dans la grande capitale il y a dix 
ans. Pendant près de 20 ans, ce repré-
sentant de formation a représenté l’hor-
loger suisse Revue Thommen sur le mar-
ché allemand. Depuis les années 1930, 
cette marque était réputée pour ses 
chronographes d’aviateurs. Vers la fin 

du millénaire, pourtant, l’entreprise con-
nut des difficultés et renonça au com-
merce des montres de luxe.

Amateur et collectionneur d’horloge-
rie fine, Müller décida alors de concré-
tiser son rêve. Et de fonder sa propre 
marque. L’encombrement du marché 
en spécialités ne le découragea pas. Au 
début des années nonante, il existait 
déjà des montres de criquet, de golf, des 
montres pour médecins ou pour con-
ducteurs de chars d’assaut. Mais Müller 
croyait à son étoile: «J’étais passionné 
de montres d’aviateurs et je rêvais de 
sortir des oubliettes une vieille marque 
dans ce créneau.»

Investisseur  

payé en participation

En cherchant, il finit par tomber sur la 
défunte maison berlinoise Askania. Fon-
dée il y a 140 ans, celle-ci employait 
plus de 15 000 personnes en 1930. Elle 
fabriquait des instruments d’arpentage 
et de vol, des caméras et des horloges 
de bord. Bombardée pendant la guerre 
et affaiblie par des pillages et un dé-
membrement, Askania fut dispersée par 
la suite entre plusieurs entreprises. 

M. Müller a racheté à Siemens les droits 
de cette marque horlogère «pour une 
somme raisonnable». Askania est instal-
lée aujourd’hui dans l’arrière-cour d’une 
vieille demeure bourgeoise, à deux pas 
seulement des locaux de la Bundesal-
lee où elle était jadis chez elle. Sa pre-
mière opération publicitaire fit voir à 
Müller qu’il avait mis dans le mille. Il 
avait présenté des prototypes de mon-
tres Askania lors du meeting aérien de 
2004 à Berlin, un an avant l’acte de re-
fondation de la mar que, et constata un 
immense intérêt de la part du public.   

Askania faillit être un échec avant la 
vente de la première montre. Leonhard 
Müller apportait certes la plus grande 
partie des fonds de démarrage, mais 
cela ne suffisait pas. Il fit alors preuve 
d’audace en déclarant à l’agen ce de pu-
blicité berlinoise X-Act, choisie par lui 
comme investisseur, qu’il ne pourrait la 
payer que sous forme de participations 
et non en espèces. «Le premier moment 
de surprise passé», se souvient le direc-
teur de X-Act Clemens Heilmann, «nous 
avons trouvé épatante l’idée Mül ler de 
doter notre ville d’une manufacture 
horlogère et avons accepté». Askania 
compte aujourd’hui 17 actionnaires. L’un 
d’eux est une société de participation 
où peuvent entrer de petits déposants 
à partir d’une mise de 5000 euros. 

Avec 20 employés, Askania n’est pour-
tant pas une manufacture. Elle achète 
ses pièces, en partie aussi à la Chine. 
Müller écarte la critique en soulignant 
que ses produits sont garantis cinq ans – 
contre les trois ans que consentent gé-
néralement même les fabricants de 
haute horlogerie. A long terme, il sou-
haite toutefois faire la totalité de ses 
pièces par son personnel. «Berlin a be-
soin d’une manufacture horlogère et je 
ferai tout pour qu’elle en ait une.» �

Leonhard Müller, Berlin

Le nouveau tic-tac d’Askania 
Un certain culot a fait passer Leonard Müller de représentant industriel à premier horloger  

de Berlin. Par Lothar Schnitzler

Ph
ot

o:
 m

. à
 d

. /
As

ka
ni

a

Leonard Müller, chef d’Askania: «J’étais un passionné de montres d’aviateurs et je rêvais  
de sortir des oubliettes une vieille marque dans ce créneau.»
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� PRINTMEDIEN  � NEUE MEDIEN  � DIENSTLEISTUNGEN

Was die Sihldruck AG unternimmt

Unsere gesamten Produktionsräume 
sind mit modernsten Anlagen so 
 aus gebaut, dass die ganze Abwärme 
 genutzt und mittels Wärmepumpe 
in das Ge  bäude zurückgeführt  wer-
den kann.

Unsere Arbeitsprozesse werden lau-
fend auf ihre Effizienz in Bezug auf 
Energie und umweltbelastende Stoffe 
von  neu tralen Stellen geprüft und 
durch uns  optimiert. 

Ein wichtiges Kriterium für unseren 
Standort in der Stadt Zürich ist der 
direkte Anschluss an den öffentlichen 
Verkehr mit S-Bahn (4 Minuten ab 
Zürich HB ), Bus und Tram. Diese ideale 
Lage mit Direktanschluss ermöglicht 
unseren Mit arbeitenden, zu 90 % ohne 
Auto zur Arbeit zu fahren.

Alle diese Massnahmen geben Ihnen 
und uns die Ge wissheit, dass wir auch 
im Umweltschutz zu den Besten ge-
hören.

Sihldruck AG
Binzstrasse 9
8045 Zürich
Telefon 044 295 97 97
Telefax 044 295 97 98
www.sihldruck.ch

V E R A N T W O R T U N G  Ü B E R N E H M E N

GEMEINSAM DEN CO2-AUSSTOSS REDUZIEREN
UND KLIMANEUTRAL PRODUZIEREN.

Klimaneutrale Druckerzeugnisse bieten neue 
 Diffe renzierungschancen. Ein starkes Angebot 
im Wettbewerb. Kom munika tion und Botschaft 
gleichermas sen. Aber auch ein Zeichen für  
Innovation und Ihr Klimaschutz-Engagement.

Nachhaltigkeit weckt Potenziale. Dank Sihldruck-
Prozessansatz, Informationstransparenz und 
Energieeffizienz wird «klimaneutrales  Drucken» 
glaubwürdig. Ein innovatives Angebot für enga-
gierte Unternehmen.



Andreas Hug
CEO und  

VR-Vizepräsident 
Hug AG
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Christian Gusset
Branchenleiter 
Lebensmittel-
industrie Unia

Eine für alle.

Gewerkschafter und Arbeit- 
geber wissen: Wer arbeitet, 
braucht auch Erholung. Damit es 
nicht bei der Forderung bleibt, 
fördern sie günstige Ferien. Da 
sind sich Andreas Hug, CEO der 
Hug AG, und Christian Gusset 
von der Unia für einmal einig: 
Genau dafür gibt es die Schwei-
zer Reisekasse – mit ihren be-

liebten Reka-Checks für Reisen, 
Freizeit und Erholung. Und weil  
die Reka viele Vorteile für Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber bietet, 
lächeln die Herren Hug und  
Gusset gerne gemeinsam für sie  
in die Kamera. Mehr darüber er- 
fahren ferienfördernde Arbeitge- 
ber und ferienmachende Arbeit- 
nehmer unter www.reka.ch.

«Reka: Das ist gelebte Sozialpartnerschaft.»

Keine Steuer- 
und Sozial-

abgaben

Einsparung
Sozialabgaben

ca. 15 %

Mehr Geld für 
Freizeit 

und Ferien
Attraktive 

Vergünstigungen

1,5% Initial-
rabatt

Motivierte 
und erholte 

Mitarbeitende

Un
te

rst
ützung Schweizer Tourismus

Finanzierung sozialer Tätigkeite
n 

  

Das Reka

win-win
System

VO

RTEIL UNTERNEHMEN

VORTEIL MITARBEITENDE

Schweizer Reisekasse Reka
Neuengasse 15, 3001 Bern
Telefon 031 329 66 33
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